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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 4 Minuten 

Präsident Okfm. Dr. Frauseher: Ich 
e r ö f f n e die 5 1 1. Sitzung des Bundesrates. 

Das Amtl iche Protokoll der 5 10. S itzung 
des Bundesrates vom 20. Dezember 1 988 ist 
aufgelegen .  unbeanstandet geb l ieben und gilt 
daher als genehm igt. 

E n t s c h u I d i g t haben sich d ie Mitgl ie­
der des Bundesrates I ng.  Leopold Madertha­
ner und Ing.  Georg Ludescher.  

Ein lauf 

Präsident: Eingelangt ist e in  Schreiben des 
Präsidenten des Wiener Landtages betreffend 
eine Mandatsveränderung im Bundesrat. 

Ich ersuche die Schriftfüh rung um Verle­
sung dieses Schreibens. 

Schriftführerin Johanna Schicker: "An den 
Vorsitzenden des Bundesrats, z. Hd. Herrn 
Parlamentsvizedire ktor 01'. Reinhold Ruck­
ser, Dr .Karl Renner-Ring 3, 10 1 7  Wien.  

Das an sechster Stelle gereihte Mitglied des 
Bundesrats Rudolf Som mer legt mit Wirkung 
vom 3 1 .  Jänner 1 989 se in  Mandat zurück. 

Das an gleicher Stel le gereihte Ersatzmit­
glied Helmut Klomfar wird mit d iesem Tag 
Mitgl ied des Bundesrats. 

In der Sitzung des Wiener Landtags vom 
27. Jänner 1989 ist Herr Landtagsabgeordne­
ter Dkfm. Dr. Heinz Wöber zum Ersatzmit­
glied für Herrn Helmut Klomfar gewählt 
worden. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 

lng. Fritz Hofmann 

Erster Präsident." 

Präsident: Ich danke der F rau Schriftfüh­
rerin.  

Ich begrü ße herzlich den im Hause er­
schienenen Herrn Bundesminister für Ge­
sundheit und öffentlichen D ienst Dr. Franz 
Löschnak. (Allgemeiner Beifall.) 

Angelobung 

Präsident: Der neue Wiener Bundesrat ist 
im Hause anwesend . Ich werde sog leich se ine 
Agelobung vornehmen. 

Nach Verlesung der Gelöbn isformel durch 
die Sch ri ftführung wird die Angelobung mit 
den Worten . .Ich gelobe" zu leisten sein .  

Ich e rsuche die Schriftführung um Ve rle­
sung der Gelöbnisformel. ISchriftführerin 10-
hanna 5 c h i  c k e r verliesl die Gelöbnisfor­
mel. - Bundesrat Helmut K l o  m fa r leistet 
die Angelobung mit den Worten . .Ic h gelo­
be".} 

Ich begrü ße Herrn Bundesrat Klomfar 
recht herzlich in unserer Mitte. (Allgemeiner 
Beifall.) 

Antrittsansprache des Präsidenten 

Präsident Dkfm. Dr. Frauseher: Herr Bun­
desminister !  Hoher Bundesrat ! Meine sehr  
geehrten Damen und  Herren! Mit l. Jänner 
ist der Vorsitz im Bundesrat wieder auf das 
Bundesland Salzburg übergegangen, und so 
kommt mir  als erstgereihtem Salzburger 
Bundesrat zum zweiten Mal die hohe Ehre 
zu, die Funktion e ines Vorsitzenden des Bun­
desrates ausüben zu dürfen .  

Bevor ich die Gelegenheit meiner Antritts­
ansprache benutze, um mich mit der Ent­
wicklung des Föderalismus während der letz­
ten Jahre zu befassen.  möchte ich meinem 
oberösterreichischen Kol legen, Herrn Bun­
desrat E rwin Köstler, der im vergangenen 
Jahr zuerst stellvertretender Vorsitzender 
und dann im zweiten Halbjahr der erste Vor­
sitzende mit dem Titel "Präsident" war ,  sehr ,  
sehr  herzlich danken sowoh l  für seine 
menschliche und l iebenswürd ige Art, mit der 
er seine Aufgaben wah rgenommen hat, als 
auch für seine vorbildliche Amtsausübung. 
(Allgemeiner Beifall. ) 

In meiner Antrittsrede am 11. Jul i  1984 
habe ich m ich mit der Lage des Föderalismus 
und der Stellung des Bundesrates befaßt und 
damals der Hoffnung Ausdruck gegeben,  daß 
es in der zweiten Jahreshälfte 1 984 gel ingen 
möge , die schon lange in Beratung stehende 
Bundes-Verfassungsgesetz-Novelle zur Tei ler­
füllung der Länderforderungen aus dem Jahr  
1 9 76 zu verabsch ieden. Zu  meiner großen 
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Präsident Dkfm. Dr. Frauseher 

F reude war d ies möglich, und ebenso konnte 
nach jahrelangen Beratungen, deren Anfänge 
bis in das Jahr 1971 zurückreichten. d ie neue 
Geschäftsordnung des Bundesrates beschlos­
sen werden.  

Heute möchte ich mich mit der Entwick­
lung der letzten Jahre befassen. e in  paar Ge­
danken für die Zukunft äußern und dabei 
zuerst auf die Reform der Geschäftsordnung 
etwas näher eingehen. M it der Beschlußfas­
sung der neuen Geschäftsordnung fanden 
Verhandlungen ihren Abschluß,  die in den 
Jahren 1972, 1975 bis 1980 und 1984 insge­
samt 40 halb- und ganztägige Verhandlungen 
des Geschäftsordnungskomitees erforderten .  
Mit der  neuen Geschäftsordnung wurde der 
geänderten Verfassungsrechtslage Rechnung 
getragen und auch eine Anpassung an d ie 
Geschäftsordnung des Nationalrates durchge­
führt. 

Schwerpunkte ergaben sich aus der kurz 
zuvor beschlossenen B-VG-Novelle. Mit die ­
ser wurde normiert, daß Verfassungsänderun­
gen, welc he die Zuständigkeitsverteilung zu 
Lasten der Länder ändern, nur dann Wirk­
samkeit e rlangen, wenn der Bundesrat m it 
qual ifizierter Mehrheit zustimmt; ferner wur­
de das Tei lnahme- und Rederecht der Lan­
deshauptmän ner in Angelegenheiten ihres 
Landes vorgesehen und der Geschäftsord­
nung des B undesrates die Wirkung eines 
Bundesgesetzes zuerkannt. Weiters wurde 
dem Bundesrat das Enqueterecht eingeräumt 
u nd dem Vorsitzenden grundsätzlich das 
Stimmrecht zuerkannt, das er  nur dann n icht 
ausüben darf, wenn seine Stimme zur Stim­
mengleichheit führen würde. Damit sol l  er­
re icht werden ,  daß auch bei paritätischer Zu­
sammensetzung der Länderkammer stets ein 
Beschluß zustande kommen kann. 

Ein wei terer Schwerpunkt war die Einfüh­
rung der Fragestu nde. Es wurden nämlich 
endlich  die geschäftsordnungsmäßig notwen­
d igen Rege lungen für  die Ausübung des F ra­
gerechtes getroffen. d ie bisher nicht in der 
Geschäftsordnung des Bundesrates enthalten 
waren. Das Recht, kurze mündl iche Anfragen 
an die Mitglieder der Bundesregierung zu 
richten ,  war nämlich für jedes Mitglied des 
Nationalrates und des Bundesrates im Arti­
kel 52 Abs. 2 B-VG bereits seit der B-VG­
Novelle 1 96 1  vorgesehen. Nur feh lte eben im 
B undesrat b is  zur Geschäftsordnung 1984 die 
geschäftsordn ungsmäßige Regelung. Das 
zeigt, so glaube ich, sehr  deutl ich, wie wenig 

Interesse man jahrzentelang daran hatte, die 
Stellung des Bundesrates echt zu stärken. 

Nun heißt es i m  § 42 der Geschäftsord­
nung des Bundesrates: "Jede S itzung beginnt 
mit einer Fragestunde. Ausnahmen bestimmt 
der Präsident nach Rücksprache mit den Vi­
zepräsidenten ."  Meiner Meinung nach sollten 
wir uns dabe i kei ne Selbstbeschränkung auf­
erlegen,  sondern soweit wie möglich jede Sit­
zung mit e iner Fragestunde beginnen und 
wirklich n ur ausnahmesweise darauf verzich­
ten. Die Geschäftsordnung wurde in  der Zwi­
schenzeit bereits einmal novell iert, und zwar 
nicht. weil sie sich nicht bewährt hätte, son­
dern wei l  erfreulicherweise im vergangenen 
Jahr ein weiterer, wenn auch wiederum nur 
k leiner Schritt zur Stärkung des Bundesrates 
durch die Bundes-Verfassungsgesetz-Novelle 
vom Juni 1988 ge lungen ist. 

Mit dieser Verfassungsnovelle wurden be­
kanntlich nun auch e inem Drittel der Mit­
glieder des Bundesrates das Recht zur An­
fechtung von Bundesgesetzen vor dem Ver­
fassungsgerichtshof e ingeräumt, die direkte 
Zuleitung von Gesetzesvorsch lägen des Bun­
desrates an den Nationalrat ohne den U mweg 
über den Bundeskanzler vorgesehen und für 
den Vorsitzenden der Tite l "Präsident", be­
z iehungsweise, wenn das Amt von einer Frau 
ausgeübt wird, "Präsidentin" des Bundesrates 
und für die stel lvertretenden Vorsitzenden 
der Titel .,Vizepräsident" oder "Vizepräsi­
dentin" des B undesrates eingeführt. 

Mit der Novel le zur Geschäftsord nung des 
Bundesrates, die wir in  der 504. Sitzung des 
Bundesrates am 30. Juni 1988 unter Vorsitz 
von Professor Schambeck beschlossen haben ,  
wurde d ie  notwendige Anpassung der Ge­
schäftsordn ung an die Bestimmungen der 
Verfassu ngsnove l le vollzogen. Weiters wur­
den geschlechtsspezifische F unktionsbezeich­
nungen für den gesamten Geltungsbereich 
der Geschäftsordnung des Bundesrates einge­
führt. die Ordnungsbefugnisse des Präsiden­
ten etwas erweitert und e ine Kostenersatzre­
gelung für d ie Teilneh mer an einer Enquete 
des Bundesrates geschaffen.  

Von all den genannten Neuregelungen be­
deutet led iglich das Anfechtungsrecht beim 
Verfassungsger ichtshof für  e in Drittel der 
Mitgl ieder des B undesrates eine echte Stär­
kung der Länderkammer. Da e ine Weiterent­
wicklung offensichtlich wirkl ich nur in  klei­
nen Schritten möglich ist, hoffe ich ,  daß we­
nigstens bald e in weiterer k le iner Schritt er-
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folge n  wird .  Offene Wünsche gäbe es genug. 
In  der Debatte über die Änderung der Ge­
schäftsordnung des Bundesrates am 30. Juni 
vergangenen Jahres hat mein Kollege Jürgen 
Weiss die lange Liste der vorhandenen Wün­
sche und Vorsch läge ausführlich behande lt. 

Am ehesten mü ßte es meiner Meinung 
nach möglich sein ,  dem Bundesrat, analog 
der Regelung für den Nationalrat. das Recht 
einzuräumen ,  eine Vol ksabstimmung auch 
bei e infachen Gesetzen zu verlangen und 
eine Volksbefragung zu init i ieren, wie dies 
der Nationalrat nun tun kann .  Genauso wäre 
es im Hinbl ick auf e ine zeitgemäße Gestal­
tung der Zuständigkeiten des Bundesrates 
wünschenswert, dem B undesrat das Recht 
einzuräumen,  Untersuchungsausschüsse e in­
zusetzen und beim Rech nungshof die Durch­
führung von Gebarungsprüfungen zu verlan­
gen. 

Außerdem mü ßte endl ich das alte Anliegen 
erfül lt werden ,  daß das Recht auf Gesetzesin­
itiat ive nicht nur dem Bundesrat insgesamt, 
sondern auch ei nem Drittel seiner Mitglieder 
zustehen so l l .  D ies hat auch Bundesmin ister 
D r. Neisser bei  der Föderalism us-Enquete 
des Bundesrates im Mai vergangenen Jahres 
als durchaus überlegenswert bezeichnet. Dazu 
müßte allerdings auch noch der alte Vor­
sch lag einer Befassungspflicht für den Natio­
nalrat verwirk l icht werden. damit ein Antrag 
des Bundesrates nicht - wie bereits gesche­
hen; nämlich 1979 beim Antrag des Bundes­
rates auf E rfül lung des Forderungsprogram­
mes der Länder - einfach zu den Akten 
gelegt wird, sondern auch tatsächlich in Be­
handlung gezogen werden muß. Da bei der 
letzten Geschäftsordnungsreform des Natio­
nalrates seh r  genaue Regelungen bezüglich 
der geschäftsordnungsmäßigen Behandlung 
von Bürger initiativen getroffen wurden, ist 
das Verlangen des Bundesrates, daß seine 
Gesetzesin itiativen im Nationalrat behandelt 
werden müsse n  und nicht l iegenbleiben dür­
fen,wohl nicht a ls unbi l l ig zu betrachten . 

Auch die Erfüllung dieser nun genannten 
Wünsche in e inem nächsten Schritt in  naher 
Zukunft wäre noch keine sehr  bedeutsame 
Stärkung des Bundesrates. aber ein weiterer 
Schritt zu einer zeitgemäßen Zuständigkeits­
regelung. U m  dem Bundesrat als Länderkam­
mer eine echte Einfl u ßmöglichkeit auf die 
Gesetzgebung des Bundes zu geben,  mü ßte 
vor al lem das Zust immungsrecht weiter aus­
gebaut werden.  Deshalb möchte ich m ich 

nun mit d iesem Problemkreis etwas näher 
befassen. 

Der Umstand. daß der Bundesrat bis zur 
Reform 1984 nur ein suspensives, a lso auf­
schiebendes Veto hatte, gegen e inen Geset­
zesbeschluß des Nationalrates a lso lediglich 
Einspruch erheben konnte, was in den mei­
sten Fällen zu einem Beharrungsbeschluß des 
Nationalrates führte , wurde i mmer als der 
schwerstwiegende Mangel unserer Bundes­
staatl ichkeit betrachtet. Die Länder waren 
nicht in der Lage , sich gegen ständige Kom­
petenzänderungen zu ihren U ngunsten zu 
weh ren . und mußten machtlos d ie laufende 
Aushöhlung ihrer Gesetzgebungshohe it hin­
nehmen. 

Die vielen Kompetenzänderungen zu La­
sten der Länder nach 1945 bis in  die sechzi­
ger Jahre hinein führten ja bekanntlich dazu, 
daß der Wiener Staatsrechtslehrer Professor 
Hellbling darin bereits eine Gesamtänderung 
der Verfassung erblickte, die e igentlich e iner 
Volksabstimmung bedürfte. 

Durch die Einräumung des absoluten Ve­
tos für den Bundesrat bei Kompetenzände­
rungen zu Lasten der Länder durch die Bun­
des-Verfassungsgesetz-Novelle 1984 wurde 
ein echter Beitrag zur Stärkung des Bundes­
rates geleistet und damit e in wesentlicher 
Punkt des Länderforderungsprogrammes von 
1976 erfü llt. D ie Länder hatten zwar ur­
sprünglich die Zustimmung durch zwei Drit­
tel al ler Landtage verlangt, schl ieß lich e inigte 
man sich jedoch darauf, dieses Z ustimmungs­
recht dem Bundesrat einzuräumen. 

In welcher Richtung sol lte nun das Zustim­
mungsrecht des Bundesrates weiter ausgebaut 
werden? 

Meiner Meinung nach müßten die Länder 
in Zukunft verlangen, daß dem Bundesrat 
ein Zustimmungsrecht auch für einfache Ge­
setze e ingeräumt wird, wenn d iese Materien 
regeln, für d ie die Zuständigkeit an den 
Bund abgetreten wurde, wie das gerade bei 
der Luftreinhaltung und bei der Abfallwirt­
schaft der Fall war . Es ist für die Länder 
absolut unbefriedigend, daß sie praktisc h  
überhaupt keinen Einfluß meh r  darauf ha­
ben, welche Regelungen der B und in Berei­
chen trifft, die ursprünglich in  i hrer Zustän­
digkeit lagen. S ie können woh l  ihre Beden­
ken und Einwendungen in ihren Stel lungnah­
men im Begutachtungsverfahren bekanntge­
ben, ob sie aber berücksichtigt werden, l iegt 
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einzig und allein beim Bund. Wenn für die 
betreffenden Gesetze e ine Zustimmung der 
Länderkammer erforderlich wäre, würde die 
Sache ganz anders ausschauen.  

Da kaum anzunehmen ist, daß der Bundes­
rat in naher Zukunft ein absolutes Veto für 
alle einfachen Gesetze bekommt, wäre es 
mei ner Meinung nach vernünftig, in  einem 
ersten Schritt wenigstens bei Kompetenzab­
tretungen für nachfolgende einfachgesetz liche 
Rege lungen dem Bundesrat e in Zustim­
mungsrecht e inzuräumen. 

Man könnte nun sagen, was nützt das, 
wenn sowieso dan n wieder nach Parteidiszi­
plin abgestim mt wird. Dazu möchte ich be­
merken, daß ich mir schon vorstel len könnte, 
daß sich bei weiteren E inschränkungen der 
Länderrechte me hr als ein Drittel der M it­
glieder des Bundesrates frage n, ob sie es 
noch mit i hrem Gewissen vereinbaren kön­
nen ,  dem zuzustimmen, und Abstimmungen 
in Gewissensfragen s ind ja bekanntlich frei .  

Genauso wichtig wäre es, endl ich die Länd­
erforderungen in Finanzangelegenheiten zu 
erfül len. Diesbezügl ich hat es bisher über­
haupt kein E ntgegenkommen des Bundes ge­
geben. Es wurden zwar auc h der letzte Fi­
nanzausgleich wieder einvernehml ich  be­
sch lossen und die Befürchtu ngen zerstreut, 
daß die Länder und Gemeinden zu Opfern 
der großen Steuerreform werden könnten . 

Es ist aber nach wie vor völ l ig unbefried i­
gend,  daß der Bund durch einfaches Bundes­
gesetz den F inanzausgleich beschlie ßen kann ,  
ohne daß s ich  d ie  Länder gegen e in  mögli­
ches Diktat wehren können. Deshalb fordern 
die Bundesländer schon lange, da ß dem Bun­
desrat zu e inem Gesetzesbeschluß des Natio­
nalrates über den Finanzausgleich ein Zu­
stimmungsrecht e ingeräumt wird, so wie d ies 
derzeit schon für das F inanz-Ve rfassungsge­
setz der Fall ist. 

E ine weitere Forderung betrifft ein Zu­
stimmungsrecht für den Bundesrat, wenn 
durch einfache Bundesgesetze steuerpol iti­
sche Maßnahmen zum Nachtei l  der Länder 
oder Gemeinden gesetzt werden. 

Abgesehen von d iesen Punkten mü ßte das 
Einspruchsrecht des Bundesrates in sei nen 
Konsequenzen einmal  gründlich überdacht 
werden. Daß der Einspruch vom Nationalrat 
durch einfachen Beharrungsbesch luß beant­
wortet werden kann,  wozu ledigl ich ein grö-

ßeres Präsenzquorum, aber nicht e inmal e in 
erhöhtes Konsensquorum notwendig ist, 
bleibt weiterhin ein Schwachpunkt unserer 
Bundesstaatlich keit. Es müßte das M itwir ­
kungsrecht des Bundesrates an der  Bundesge­
setzgebung unbedingt in der Richtung ausge­
baut werden ,  daß einem Einspruch des B un­
desrates gegen einen Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates ein Schl ichtungsverfahren zu 
folgen hätte, i n  dem d ie Gründe des E inspru­
ches ernsthaft zu behandeln wären und e ine 
Kom promißlösung erreicht werden müßte. 
E ine solche Vorgangsweise hat schon vor 
Jahren der Leiter des Föderalismus-Institutes 
in Innsbruck Professor Pernthaler in  e inem 
Gutachten zur Verbesserung der Rechtsstel­
lung des Bundesrates verlangt, wie ich bereits 
bei meiner Antrittsrede im Jul i  1984 erwä h nt 
habe. 

Die Forderung, zur Verbesserung des su­
spensiven Vetos ein Schl ichtungsverfahren 
einzuführen, wurde übrigens auc h schon 
1978 i n  Salzburg bei e iner von Landeshaupt­
mann Dr. Haslauer i nit i ierten Enquete über 
d ie Stel lung des Bundesrates erhoben. 

Vorschläge, den E influß  des Bu ndesrates 
zu stärken, gäbe es also genug, und d ie ver­
antwortl ichen Politiker auf Bundesebene so l l­
ten endlich beweisen, daß ihnen deren Ver­
wirk l ic hung auch tatsächl ich ein echtes Anl ie­
gen ist. Dies gi lt auch für weitere Schritte 
zur Erfül lung der Länderforderu ngen .  

D ie  letzte Verfassungsnovelle, d ie  w i r  i m  
Dezember beschlossen haben, war leider ke i n  
besonderer Beweis für eine föderal ismus­
freundl iche Einstellung der Bundesregierung. 
Was m it dieser Novelle geschah,  war eher e in  
Kompetenzabtausch zugunsten des Bundes 
als e in  Schri tt in  Richtung mehr Föderal is­
mus. 

Die E inführung der Landesbürgerschaft, 
das Recht auf Abschlu ß von Staatsverträgen 
durch die Länder oder die Übertragung e ines 
Tei les des Berufsrechtes an die Länder,  das 
al les hat in der Praxis ja bei weitem nicht d ie 
Bedeutung wie die abgetretenen Kompeten­
zen im Umweltschutz. Wenn man bedenkt .  
daß außerdem d ie Kompetenz für d ie  Inval i­
deneinsteIlung auf die Dauer an den Bund 
abgetreten wurde, und sich dazu noc h i n  
Erinnerung ruft, wie bei der letzten Forstge­
setznovel le mittels Verfassungsbestimmung i n  
eine reine Landessache eingegriffen wurde, 
dann muß man wohl  zu  dem Urtei l  kommen, 
daß es in den letzten Jahren eher zu e iner  
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Schwächung der B undesstaatlichkeit gekom­
men ist a ls zu einer Verbesserung . 

Es so llte daher al les unternommen werden, 
um noch in diesem Jahr die Verabschied ung 
e iner we iteren Verfassungsnovelle zu ermög­
lichen, die endlich wieder einen echten Fort­
schritt für die Länder bringt. Dabei mü ßten 
in erster Linie jene Forderungen ber ücksich­
tigt werden, deren Erfüllung von der Landes­
hauptmännerkonferenz im Juni 1987 als Vor­
aussetzung für d ie parlamentarische Behand­
lung der Bundes-Verfassungsgesetz-Novelle 
m it der Kompetenzabtretung bei der Luft­
reinhaltung und Abfal lwirtschaft verlangt 
wurde, was leider nur hinsichtlich der Wohn­
bauförderung geschehen ist, wobei ich zuge­
ben wil l , daß das wirklich ein echter Fort­
schritt war, die Kompetenz bei der Wohn­
bauförderung auf die Länder zu übertragen. 

Offen s ind nach wie vor die Forderung 
betreffend Neuregelung des M ietenrechtes 
h insichtlich Mietzinsfestsetzung und Anforde­
rung im Fal le von Eigenbedarf, die Rege lung 
der AuftragsverwaItung nach dem Vereinfa­
chungsvorsch lag der Länder sowie die Ein­
führung e iner Schutzklausel für gemein­
schaftl iche Bundesabgaben in  Ergänzung /'.11' 

Verhandlu ngspfl icht nach § 5 Finanzaus­
gleichsgesetz. 

Auch die U raItforderung nach U nterstel­
lung der Sicherheitsdirektoren unter die Lan­
deshauptmänner, womit ich m ich 1984 schon 
ausführl ich befaßt habe, ist nach wie vor 
unerfül lt. Daß jetzt vor Bestel lung des Si­
cherheitsdi rektors der Landesregierung des 
betroffenen Landes Gelegenheit zu einer Äu­
ßerung zu geben ist und der Bundesminister 
für Inneres an Sicherheitsdi rektoren ergehen­
de. staatspolitisch wichtige Weisungen auch 
dem Landeshauptmann des betreffenden 
Landes mitzuteilen hat, kann man wohl  nur 
als verfassungsrechtIiche Verankerung einer 
Vorgangsweise beze ichnen, d ie in einem Bun­
desstaat sowieso selbstverständlich sei n  sol lte . 

Es war dies also nur e in seh r  bescheidener 
Schritt zur Erfüllung dieser wichtigen Län­
derforderung. Freude darüber konnte man 
auch deshalb keine empfinden, wei l  es massi­
ver Interventionen bedurfte, um in  letzter 
M inute bei den Ausschußverhandlungen zu 
erreichen, daß der Zusatz bei der M ittei­
lungspflicht staatspolitisch wichtiger Weisun­
gen an den Landeshauptmann, der da lautete, 
"sofern h ierdurch nicht Bundesinteressen ge­
fährdet werden", wieder gestrichen wurde, 

we il dies einen unverzeihl ichen Affront ge­
gen die Landeshauptmän ner  bedeutet hätte. 
in die Verfassung zu schreiben, daß Bundes­
interessen gefährdet sein könnten,  wenn man 
ih nen Weisungen mittei lte , die an Sicher­
heitsdi rektoren ergangen sind. 

Es wäre jetzt verlockend , auf weitere 
Punkte aus dem Forderungskatalog der Län­
der näher einzugehen. Ich wil l  jedoch darauf 
verzichten, wei l  ich hoffe, daß sich bald wie­
der Gelegenheit für eine ausführliche Föde­
ralismusdebatte im Bundesrat ergeben wird. 

Zur Frage der Kompetenzbereinigungen 
zwischen Bund und Ländern möchte ich je­
doch noch feststel len, daß ich grundsätzlich 
dagegen nichts einzuwenden habe, wenn man 
übereinstimmend zur Auffassung gelangt ,  
daß d ies in  e inem Sachbereich zweckmäßig 
und vortei lhaft ist. 

Allerdings so l lte es meiner Meinung nach 
bei allen zukünftigen Bemühungen um d ie 
Weiterentwick lung des Föderalismus das 
Hauptanl iegen sein ,  von einer punktuellen 
E ntwicklung wegzukommen und eine umfas­
sende , zeitgemäße Neuordnung der Zustän­
d igkeitsverteilung zwischen Bund und Län­
dern in  Angriff zu nehmen.  

Dabei wird auf  d ie  Auswirkungen eines 
möglichen EG-Beitrittes auf unsere bundes­
staatl ichen Strukturen zu achten sein. Von 
größter Aktualität ist für uns als B undesrat 
momentan , daß wir auch entsprechende Mit­
wirkungsmöglichkeiten an den Willensbil­
dungs- und Entscheidungsprozessen in EG­
Fragen erhalten. Insbesondere müßte über­
prüft werden, wieweit d ie Vorgangsweise in  
der  Bundesrepubl ik Deutsch land d ie Einbin­
dung der Länder und des B undesrates in  den 
innerstaatlichen Informations- und Wi l lens­
bildungsprozeß auf österreich ische Verhält­
n isse übertragbar wäre. Ich hoffe, daß es 
möglich sein wird, brauchbare und befriedi­
gende Lösungen zu finden.  

Viel Arbeit l iegt also vor uns. Ich b itte S ie 
al le um Ihre konstruktive M itarbe it und b in  
überzeugt, daß wir  be i  e iner  verantwortungs­
bewußten Zusammenarbeit in dem Kl ima ge­
genseitigen Verständnisse, wie es sich in den 
letzten Jahren gebildet hat, auch die ge­
wünschten Erfolge erre ichen können. Ich 
werde mich nach besten Kräften bemühen ,  
meinen Beitrag dazu zu  leisten. (Allgemeiner 
Beifall.) 

511. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 7 von 56

www.parlament.gv.at



22618 Bundesrat - 511. Sitzung - 2 .  Februar 1989 

Präsident Dkfm. Dr. Frauscher 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Eingelangt ist ein Schreiben des 
Bundeskanzleramtes betreffend eine Mini­
stervertretung. 

Ich ersuc he die Frau Schriftführerin um 
Verlesung dieses Sch reibens. 

Schriftführerin Johanna Schicker: 

"An den 

Präsidenten des Bundesrates, Parlament, 
10 17 Wien 

Der Herr Bundespräsident hat am 
30. Dezember 1988, Zl .  1005-02/39, folgende 
Entschließung gefaßt:  

Auf Vorsch lag des Bundeskanzlers betraue 
ich für die Dauer der Verhi nderung des Bun­
desmin isters für auswärtige Angelegenhe iten 
Vize kanzler Dr. Alois Mock innerhalb der 
Zeiträume vom 6.  bis 8.  Jänner sowie vom 
26. bis 4 .  Feber 1989 den Bundesminister für 
wirtschaftl iche Angelegenhe iten Robert Graf 
mit der Vertretung. 

H ievon beehre ich mich mit dem E rsuchen 
um gefäll ige Kenntnisnahme Mittei lung zu 
machen. 

Für den Bundeskanzler  

Dr. Wiesmül ler 

Ministerial rat" 

Präsident: Ich danke. D ie nt zur Kenntnis. 

E ingelangt sind ferner zwölf Anfragebeant­
wortungen, die den Anfragestellern übermit­
telt wurden. 

Die Anfragebeantwortungen wurden ver­
vielfältigt u nd auch an alle übr igen Mitglie­
der des Bundesrates verteilt . 

E ingelangt sind weiters jene Besch lüsse des 
National rates, d ie Gegenstand der heutigen 
Tagesordnung sind. 

Ich habe diese Beschlüsse den in Betracht 
kommenden Ausschüssen zur Vorberatung 
zugewiesen.  Die Ausschüsse haben i h re Vor­
beratungen abgesch lossen und schriftl iche 
Ausschußberichte erstattet. 

Ich habe daher d iese Vorlagen auf die Ta­
gesordnung der heutigen S itzung gestellt . 

Wird zur Tagesordnung das Wort ge­
wünscht? - Dies ist nicht der Fal l .  

1.  Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
25. Jänner 1989 betreffend ein Bundesgesetz 
über die Ausschreibung bestimmter Funktio­
nen und Arbeitsplätze sowie die Besetzung 
von Planstellen im Bundesdienst und über 
die Änderung des Bundes-Personalvertre­
tungsgesetzes (Ausschreibungsgesetz 1989 -
AusG) (126/A - 11-2135,481, 868 und Zu 
868/NR sowie 36411BR der Beilagen) 

Präsident: Wir gehen nunmehr i n  die Ta­
gesordn ung ein und gelangen zum 1. Punkt: 
Besch luß des Nationalrates vom 2 5. Jänner 
1989 betreffend ein Bundesgesetz über die 
Ausschreibung besti mmter Funktionen und 
Arbeitsplätze sowie die Besetzung von Plan­
stellen im Bundesdienst und über die Ände­
rung des Bundes-Personalvertretungsgesetzes 
(Ausschreibungsgesetz 1989). 

Die Berichterstattung hat Herr B undesrat 
Alfred Knaller übernommen. Ich b itte um 
den Bericht. 

Berichterstatter Alfred Knaller: Herr Präsi­
dent! Herr Bundesminister !  Meine Damen 
und Herren!  Das Ausschre ibungsgesetz 1989 
sieht we itere Schritte der Objektivierung bei 
der Vergabe leitender Funktionen sowie bei 
der Besetzu ng höherwertiger Arbeitsplätze an 
nachgeordneten Diensstel len vor.  Im beson­
deren sol l  der im Ausschreibungsgesetz 
BGBI .  Nr .  700/1974 enthaltende Katalog der 
d urch öffentliche Ausschreibung zu besetzen­
den Funktionen erweitert und in  sei ner Sy­
stematik dem Bundesmi nisteriengesetz 1986 
angeglichen werden .  Vorgesehen sind weiters 
unter anderem auch Regelungen für die Be­
setzung von Planstel len sowie d ie D urchfüh­
rung von E ignungsprüfungen.  

Der Ausschuß für Verfassung und Födera­
lismus hat die gegenständl ic he Vorlage in sei ­
ner Sitzung vom 31 .  Jänner 1989 i n  Ver­
handlung genommen und e instimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu em pfeh­
len, keinen Einspruch zu erheben. 

Als E rgebnis seiner Beratung stel lt der 
Ausschuß für Verfassung und Föderal ismus 
somit den A n t r a g , der Bundesrat wolle 
beschl ießen:  

511. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)8 von 56

www.parlament.gv.at



B u ndesrat - 511. S itzu ng - 2. Februar 1989 226 1 9  

Berichterstatter Alfred Knaller 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
25. Jänner 1989 betreffend ein Bundesgesetz 
über die Ausschreibung best immter Funktio­
nen und Arbeitsplätze sowie die Besetzung 
von Planstellen im Bu ndesdienst und über 
die Änderung des Bundes- Personalvertre­
tungsgesetzes (Ausschreibungsgesetz 1 989 
AusG) wird kein Einspruch erhoben . 

Präsident: Ich danke für den Bericht. 

Wir gehen in die Debatte ein.  

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundes­
rat Walter Strutzenberger. Ich erteile ihm 
dieses. 

9.30 

Bundesrat Walter Strutzenberger (SPÖ, 
Wien):  Herr Präsident! Herr Bundesminister! 
Meine Damen und Herren ! Gestatten S ie. 
daß ich au ßerhalb der Tagesordnung etwas 
Unübl iches mache, aber ich möchte loch den 
als Zuhörer anwesenden designierten Bundes­
min ister Harald Ettl begrü ßen. Und ich wer­
te es als positives Zeichen, daß er, o hne 
angelobt zu sein ,  bereits an einer Sitzung des 
Bundesrates tei lnimmt. E r  sei herzl ich be­
grü ßt. (Allgemeiner Beifall.) 

Nun zum Aussch reibungsgesetz. Ich möch­
te gleich einleitend feststel len, daß ich m ich 
vol l  und ganz zu noch mehr Objektivität bei 
der Postenbesetzung und Neuaufnahme im 
öffentlichen Dienst bekenne. U nd ich begrü­
ße es aus diesem Grunde auch ,  daß in  dem 
heute vorliegenden Ausschreibungsgesetz die­
sem Objektivitätsgrundsatz mehr oder weni­
ger Rechnung getragen wird. 

Viel leicht trägt diese Objektivierung, die in 
diesem Gesetz versucht wird, auch dazu bei , 
das Image des öffentl ichen Dienstes etwas zu 
verbessern, da ja nun all  den Kritikern u nd 
Nörglern. die behau pten , daß Postenbeset­
zungen oder Postenvergaben im Bundesdienst 
nach parteipolitischen Gesichtspunkten er­
fo lgten, der Boden entzogen ist. 

Gestatten Sie mir, h ier einige Anmerkun­
gen zu machen. die vielleicht manchem n icht 
gefal len werden. Ich glaube aber trotzdem , 
daß dies notwendig ist im Rah men der Be­
handlung eines so wichtigen Gesetzes, von 
dem man sagt, daß es ein Neubeginn i m  
öffentlichen D ienst h insichtlich Postenverga­
be und Planstellenbesetzungen ist .  

Ich möchte feststel len, daß ich bereits 
42 Jahre im Bundesdienst tätig bin,  davon 

41 Jahre in gewerkschaftlichen Funktionen, 
und glaube daher beurtei len zu können , wel­
che Praktiken es im öffentlichen Dienst bei 
Neuaufnahmen und bei der Besetzung leiten­
der Funktionen zumindest bis zu dem Zeit­
punkt,  zu dem wir das erste Ausschreibungs­
gesetz beschlossen, gegeben hat. 

Ich möchte gleich vorwegnehmen und das 
auch ausdrücklich betonen , da wir uns h ier 
in der Länderkammer befinden, daß ich nicht 
nur die Praktiken des Bundesdienstes kenne, 
sondern auch die des Landesdienstes. Es 
scheint mir wesentlich zu sein. auch das h ier 
festzustellen. 

Ich mu ßte also im Laufe der vielen Jahr­
zehnte feststellen, daß jeweils jene, die sich in 
Opposition befunden haben. besonders die 
Personalpolitik der Regierungsparteien kriti­
sierten; das war einmal die ÖYP , das nächste­
mal waren es die Freiheitlichen .  Wenn aber 
dann eine dieser Parteien in Regierungsfunk­
tion geko mmen ist ,  dann konnten wir fest­
stellen , daß sich plötzlich in der Praxis alles 
ganz anders abspielte. 

Ich stehe h ier nicht an, zu sagen, daß es 
�.um Beispiel in den siebziger Jahren die 
OYP war. die die "brutale sozial istische Per­
sonalpo lit ik" im Bundesdienst heftigst kriti­
siert hat. Damals wurde sogar ein Schwarz­
buch herausgegeben, in dem man festgehal­
ten hat, wie fürchterlich diese Personalpolit ik 
sei .  Dieses Schwarzbuch hat sich dann aber 
eigentlich in nichts aufgelöst. Zu sagen "in 
nichts" wäre übertrieben, denn es wurde ge­
�!chtlich beschlagnah mt ,  und es wurde der 
OAAB verurteilt. da persönliche Diskr iminie­
rungen von Beamten erfolgten , die soweit 
gegangen sind, daß sie negative Folgen für 
deren Berufslaufbahn  hatten. Ich glaube da­
her, daß man halt doch etwas vorsichtig sein 
so l lte. 

Frau Generalsekretärin und Herr Kollege 
von der freiheitlichen Fraktion! Ich glaube, 
Ihnen steht es gar nicht zu, über die Perso­
nalpolit ik, die heute betrieben wird u nd die 
in der Vergangenheit betrieben wurde, zu 
schreien. Denn ich erinnere nur daran, was 
sich in jenen Ressorts, wo Ihr heutiger Abge­
ordneter Frischenschlager Min ister und Herr 
Steger Yizekanzler wurde - aus einem kom­
men, g laube ich ,  ja auch Sie, Kollege Weiss 
- ,  an Personalpol itik abgespielt hat, wie dort 
auf einmal auch die Freiheitl ichen einander 
die Dienstposten zugeschanzt haben. (Bun­
desrälin Dr. 5 c h m i d I:  Da sind endlich 
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fähige Leute zum Zug gekommen!) Die Zeit 
war euch halt zu kurz, sonst hättet ihr mehr 
versucht. Aber das ist  sicher n ic ht an uns 
ge legen. Aber ich rede nur davon ,  daß man 
mit Kritik vorsichtig sein  sol l ,  wei l  man dann,  
wen n  man die Möglichkeit hat , das noch viel 
rad ikaler betreibt .  

Ich halte es auch für bedenkl ich - Sie 
werden sich ja wahrscheinlich hier  genauso 
verhalten wie im Nationalrat - ,  daß gerade 
die Freihe itl iche Partei das Objektivierungs­
gesetz ableh nt, noch dazu mit einer Begrün­
dung, die mehr als fadenscheinig ist .  Ich 
kom me dann noch darauf zu sprechen. 

Ich möc hte also noch mals feststellen: Es 
wurde mit d iesen Kritiken und mit diesem 
ständigen Gejammer über die Personalpolitik 
des anderen dem öffentl ichen D ienst sicher­
lich kein guter Dienst erwiesen .  

Wir brauchen nicht nur über d ie Vergan­
gen heit zur reden, so ndern scq.auen wir uns 
die heutige Situation an. Die OVP ist heute 
ein Koalitionspartner, wir sind in  einer ge­
meinsamen Regierung. Gehen Sie in d ie 
Ressorts, d ie von ÖVP-Ministern übernom­
men wurden, und erkundigen Sie sich dort 
nach der Personalpolitik. Es hat sich gegen­
über der Vergangenheit überhaupt nichts ge­
bessert, es hat sich auch gegenüber dem Ver­
halten der Freiheitlichen in ihrer Koalitions­
zeit nichts gebessert, denn man hat in diesen 
Ressorts sofort begonnen, rein  ÖVP-polit i­
sche Personalmaßnahmen zu setzen. (Zwi­
schenruf bei der Ö VP.) 

Herr Kollege, über das Innenmin isterium 
können Sie m it mir auch diskutieren, aber da 
verweise ich Sie . . .  (Ruf bei der Ö VP: Re­
den Sie mit dem Blecha.') Nein,  nein, da weise 
ich nur darauf hin, wie denn der Sicherheits­
direktor von Salzburg bestellt wurde, über 
wessen Wunsch und ähnliches mehr, und was 
Sie heute selbst über diesen S ic herheitsdirek­
tor sagen. (Bundesrat S c h a c h  n e r: Ist das 
der kleine Saufaus gewesen?) Also mit dem 
Innenministerium kommen Sie mir bitte 
nicht, denn dort redet sogar der Landes­
hauptmann mit, es redet der B ürgermeister 
mit, wenn ein Gendarmerieposten zu beset­
zen ist und ähnliche Dinge mehr.  Und da 
werden Sie mir doch nicht sagen wollen, daß 
die al le meiner Partei angehören. (Beifall bei 
der SPÖ. - Bundesrat Eng. N i g l: Die klat­
schen, weil nicht alle deiner Partei angehören! 
- Heiterkeit. ) Das war ein boshafter Akt. 

Ich möch te a lso festste llen, daß sich nichts 
geändert hat, daß i n  den ÖVP-geführten 
Ressorts sogar mit O rganisationsänderungen 
Planstellen geschaffen wurden ,  um angeblich 
pol itisch geschädigte Beamten in entspre­
chende Positionen bringen zu können.  Das 
sind die Tatsac hen, mit denen wir uns ausein­
anderzusetzen haben .  

Und ich möchte nochmals sagen: Ich be­
grüße es daher, daß wir zu mehr Objektivie­
rung kommen wollen ,  u nd ich begrüße es, 
daß sich die Österreichische Volkspartei nach 
langer  Verzögerungstaktik im Ausschuß dazu 
entsc h lossen hat, m it u ns ein Objektivie­
rungsgesetz oder einen Objektivierungsver­
such im Ausschreibungsgesetz zu machen. 

Nun erwarte ich den Aufschrei :  Na gut, 
und was ist mit der sozial istischen Personal­
politik?  Meine Damen und Herren!  Ich wür­
de ja unglaubwürdig werden. wenn ich jetzt 
sagte: So etwas hat es n icht gegeben !  Natür­
l ic h  muß man sich dem System anpassen ,  das 
jahrzentelang praktiziert wurde, und natür­
l ich  muß man in Ressorts, wo nur einseitig 
besetzt werden sollte, d ie Leute schützen -
die es halt auch gibt - ,  die sich zur sozial i­
stischen Gesinnungsgemeinschaft bekennen ,  
und natürlich entsteht  dann dort der Ein­
druck,  das sei sozial istische Personalpolitik.  

Aber, eines sei auch noch gesagt: Wenn all 
das, was Sie uns an Personalpo l it ik  seit vielen 
Jahren immer wieder von al len  Seiten vor­
werfen ,  tatsäch l ich so wäre, wie Sie es immer 
wieder prognostizieren,  m üßte ich als Vorsit­
zender der sozialistischen Fraktion der Ge­
werkschaft Öffentlicher Dienst der glücklich­
ste Mensch sein .  denn dann hätten wir unbe­
dingt die Mehrheit in dieser Gewerkschaft, 
wen n  wirk l ich so eine brutale sozialistische 
Politik betrieben worden wäre . 

Denn ich glaube, daß man mit brutaler 
Personalpol i t ik in 17 Jahren i mmerhin im­
stande gewesen sei n  müßte, halt doch auch 
die S ituation zu verändern. Die Ergebnisse 
der Personalvertretungswahlen werden Ihnen 
jedoch bestätigen, daß dem nicht so ist. (Bun­
desrat G u g g i: Zwischen Parteibuch und 
Wahlurne ist ein großer Unterschied.') Das 
merkten Sie ganz deut l ich - unterhalten Sie 
sich m it I hren Nachbarn! - bei den letzten 
Personalvertretungswahlen, daß da ein großer 
Unterschied ist. 
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Meine Damen und Herren!  Ich möchte 
nochmals feststellen, daß heute e indeutig der 
Nachweis erbracht werden kann, daß der 
Vorwurf, der uns gemacht wurde, ganz e in­
fach nicht haltbar ist. Denn schauen S ie sich 
an - ich kritisiere es aber n icht, denn es 
sind qualifizierte Beamte -, wie viele Beam­
te in den verschiedenen Ressorts sich bei 
Gott nicht zur Sozial istischen Partei be ken­
nen, sondern die - und auch das ist richtig 
und so l lte so sein ,  denn einem Beamten so l l  
man seine po litische Meinung nicht  aberken­
nen - sich offen zur ÖVP oder zu den 
Freiheitl ichen bekennen oder sich aber auch 
offen als völ l ig unpol itisch darste l len .  Schau­
en Sie sich an, wie viele leitende Positionen 
im Bundesd ienst mit solchen Leuten besetzt 
sind. 

Und nun stel le ich eine Frage: Zeigen Sie 
mir ein ÖVP-dominiertes B undesland, wo 
ähnliches der Fall ist. Wo ist dort die Objek­
tivität? (Bundesrat K a m  p i c h  l e r: Nieder­
österreich! ) In Niederösterreich? ( Ironische 
Heiterkeit bei der SPÖ.) Dort zeigen Sie mir 
e inen sozialistischen Bezirkshauptmann, Kol­
lege ! (Zahlreiche Zwischenrufe bei Ö VP lind 
SPÖ.) Herr Kollege, ich betrachte Ihren Zwi­
sc henruf als humorvolle Ein lage, denn ernst 
können Sie das selber nicht gemeint haben .  
(Beifall bei SPÖ. Bundesrat 
K a m  p ie h I e r: Was halten Sie von Ihren 
sozialistischen Kollegen. die in Niederöster­
reich im Personalbeirat sitzen und über jede 
Aufnahme entscheiden?) Ja, darauf komme 
ich mit Freuden zurück. (Bundesrat 
K a m  p ie h I e r: Sind die Ihrer Meinung 
flach unfähig?) 

Sie wol lten eine Antwort haben ,  ich gebe 
sie Ihnen sofort. Abgeordneter Khol hat im 
Nationalrat, als er zum Ausschreibungsgesetz 
gesprochen hat, den niederösterreichischen 
Personalbei rat als Beispiel h ingestel lt, der al­
les e instim mig beschlossen hat, und gesagt, 
daß er so gut von der Bevölkerung in Nie­
derösterreich angenommen wird. Ich kann 
dem Abgeordneten Khol und auch Ihnen nur 
einen Ratschlag geben: Gehen Sie einmal 
durch N iederösterreich u nd reden Sie m it der 
Bevölkerun.g. Da werden Sie ein Sprichwort 
hören: In Osterre ich  können Sie, ohne einer 
Partei anzugehören, Minister werden, aber in 
N iederösterreich können Sie nicht einmal 
Straßenkehrer  werden, wenn Sie nicht dem 
ÖAAB angehören !  - Das ist die Meinung 
der Bevölkerung in Niederösterreich, Herr 
Kollege . (Beifall bei SPÖ und FPÖ. - Bun­
desrat Ing. N i g I: Ist das wahr, Kollege Eul?) 

Nein? - Dann sagen Sie mir  bitte , wieviel 
Andersdenkende als ÖAAB-Migl ieder in  e i­
nem Jahr in Niederösterreich von d iesem 
Personalbeirat aufgenommen wurden. Nen­
nen Sie mir die Zah len ! (Ruf bei der Ö VP: 
Wie ist das in Wien?) Das können S ie sich 
ruhig anschauen ,  jederzeit herzeigbar. Reden 
Sie mit der Wiener Personalvertretung, und 
reden Sie mit der niederösterre ichischen.  
(Bundesrat Ing. P e n z:  In Wien gibt es kei­
Ilen Personalbeirat.' Da gibt es kein Gremium, 
das über A ufnahmen el1lsch eide t! ) 

Gott sei Dank gibt es diesen Persona lbei rat 
nicht! Denn dann würde Ihre Partei schreien: 
Die setzen uns ja in e inen Personalbeirat 
h inein ,  der sowieso n ichts zu reden hat, wei l  
natürlich dort e iner gegen drei sitzt ! Das ist 
doch nur  ein Mäntelchen dafür. daß Sie in  
Niederösterreic h behaupten können, es werde 
demokratische Personalpolitik betrieben.  
(Bundesrat Ing. P e n z:  Sie unterstellen der 
Ö VP in Wien etwas, was gar nicht der Fall 
ist.' Sie haben es ja gar nicht problen' Geben 
Sie der ÖVP in Wien einmal die Chance.') 

Ich rede von Niederösterreich und nicht 
von Wien, und ich sage Ihnen nochmals . . .  
(Weitere Zwischenrufe. Bundesrat 
K a m  p ie h I e r: Sie sollten Ihre Kollegen 
in Niederösterreich nicht als so unfähig hin­
stellen! Ich glaube, das ist nicht richtig.') N icht 
als unfähig !  (Bundesrat K a m  p ie h I e r: 
Hat der Sozialist keine Meinung, wenn er zu­
stimmt? Da kann doch nur die Qualifikation 
des Mitarbeiters ausschlaggebend sein.') 

Herr Kol lege, ich frage Sie noch einmal: 
Kennen Sie Abstimmungsergebnisse? (Bun­
desrat K a m  p i c h  l e r: Javvohl!J W issen 
S ie, was Mehrheitsverhältnisse sind bei e iner 
Abstimmung? - Dann brauchen wir nicht 
weiter zu diskutieren.  (Bundesrat K a m ­
p i c h  I e r: Einstimmig geschieht das in Nie­
derösterreich.' ) 

Nun aber wieder zurück zum Ausschrei­
bungsgesetz des Bundes. Ich möchte noch­
mals sagen: Ich qual ifiziere keineswegs dieje­
nigen ab, die nicht unserer 
Gesinnungsgemeinschaft zuzuordnen sind, 
aber im Bundesd ienst ist e in Verhältnis gege­
ben, aufgrund dessen Sie nicht behaupten 
können, wir betreiben nur e inseitige soziali­
stisc he Personalpolit ik. 

Es hat sich ja gerade geze igt, wie e inhel l ig 
e igent l ich  hier die Auffassungen sein  m üßten ,  
daß man etwas in Richtung Objektivierung 
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machen muß,  aber - ich wiederhole mich -
nicht nur  i m  Bundesdienst, sondern auch in  
den Ländern. In  Kenntnis dieser S ituation 
bin ich überzeugt, daß es für Österreich -
und ich möchte jetzt wirk l ich etwas sagen,  
was auch nicht mi ßverstanden werden sol l  -
auch mit  Bl ickrichtung auf Integration not­
wendig se i n  wird, daß wir noch meh r  qualifi­
ziertes Personal in  den öffentl ichen Dienst 
bekommen. 

Es wird erforderl ich sein ,  daß wir noch 
mehr qualifizierte Menschen haben ,  die für 
diesen öffentl ichen Dienst arbeiten.  Ich glau­
be, daß uns das nur gel ingen wird, wenn wir 
gemeinsam versuchen, d iesem Ausschrei­
bungsgesetz, d ieser Objektivierung wirkl ich 
gerecht zu werden. und es auch wirkl ich so 
praktizieren, wie es vom Gesetzgeber her ge­
meint ist. 

Ich glaube, daß wir uns davor h üten sollten 
und müssen,  im Zusam menhang m it diesem 
Ausschre ibungsgesetz vielle icht in den Ge­
danken zu verfallen, da dürfen nur  mehr 
Leute i n  den öffentl ichen Dienst, die sich zu 
keiner Partei bekennen. Ich ste lle fest: Das 
Parteibuch darf kein Hindernis sei n ,  wen n  
die Qualifikation vorhanden ist, aber das Par­
teibuch darf die Qualifi kation halt auch n icht 
ersetzen .  Denn - davon bin ich überzeugt 
und sage es nochmals - es wird notwendig 
sein,  daß wir gerade im öffent lichen Dienst 
in  dieser Richtung etwas unternehmen .  

Ich b in daher sehr froh,  daß d ieses Aus­
schreibungsgesetz auch d ie Möglichkeit be in­
haltet, n icht nur auf d ie ja am meisten kriti­
sierte Postenbesetzung objektiv e inzuwirken, 
sondern auch bereits bei der Aufnahme in 
den öffent lichen D ienst d iese objektiven Kri­
terien anzuwenden. Ich hoffe, daß wir da­
durch - ich sagte es schon - mehr qualifi­
ziertes Personal bekommen werden ,  beson­
ders natürl ich in den oberen und m ittleren 
Bereichen,  in den oberen und m ittleren Füh­
rungsschichten, wo ja die Hauptverantwor­
tung für den öffentlichen Dienst liegt . 

Ich begrü ße es auch , daß in  diesem Aus­
schreibungsgesetz der Katalog der auszu­
schre ibenden Planstel len  erweitert wurde, 
daß man nicht mehr nur eine Sp itzenkatego­
rie zur Ausschreibung bringt, sondern daß 
zumindest ressortintern jetzt auch bis zum 
Referatsleiter die Posten ausgeschrieben wer­
den und auch hier d ie Möglichkeit geschaffen 
wird, unter mehreren Bewerbern eben den 

am besten geeigneten mit d ieser Funktion zu 
betrauen.  

Mir  scheint aber in diesem Zusammenhang 
- und ich sage das sicherl ich n icht aus pol i ­
tischer Überlegung - sehr  wesentl ich zu 
sein ,  daß man nicht  nur i m  Gesetz den Ob­
jektivitätsgru ndsatz verankert hat, sondern 
daß auch konkrete Objektivitätsmerkmale 
enthalten sind. 

Ich begrüße es daher, daß in den Begut­
achtungskommissionen die Personalvertretun­
gen und die Gewerkschaften miteingebunden 
werden als diejenigen . die eben von der Kol­
legenschaft selbst gewählt wurden. Und ich 
begrü ße es, daß in  diesem Gesetz Regel ungen 
enthalten sind, laut denen auch aus d iesem 
Gremium und aus d iesem Kreis heraus be­
sti mmte E in wendungen vorgebracht werden 
können,  die auch i n  der Form zu berücksich­
t igen sind, daß dann ,  wenn festgestel lt wird, 
daß d iese gesetzl iche Regelung nicht einge­
halten wird, derjenige, der in letzter Konse­
quenz die Verantwortung für die Besetzung 
des Postens zu tragen hat, schriftl ich begrün­
den muß,  warum er  sich für einen besti mm­
ten Bewerber entsch ieden hat. 

Mehr Transparen z  ist sicherlich notwendig, 
denn mehr  Transparenz bedeutet natürlich 
auch mehr Kontrolle,  mehr E insicht und da­
mit  mehr Objektivität. 

Auch dazu sei mir  eine Anmerkung gestat­
tet. Es ist ja i m  Nationalrat, aber i n  letzter 
Zeit  auch außerh alb des National rates zum 
Ausdruck gebrach t  worden, daß aufgrund  
d ieses Gesetzes, durch das d ie  Gewerkschaft 
echte Mitwirkungsrechte hat, eigentl ich nur  
der  pol i tische Proporz zwischen SPÖ und 
ÖVP zement iert wird. 

Ich habe i n  den letzten Tagen den Ein­
druck gewonnen - Frau Bundesrätin  Dr.  
Schmidt hat m ich darin mit einigen Aussagen 
in den letzten Tagen noch bestärkt - ,  daß 
da ein gestörtes Verhältnis der Freiheitl ichen 
zur Gewerkschaft gegeben ist. Dies kam be­
rei ts bei den letzten Personalvertretungswah­
len zutage, als eine FPÖ-L iste wahlwerbend 
aufgetreten ist und interessanterweise e in  
Flugblatt herausgegeben hat, wo draufstand: 
.. Wir sind keine Gewerkschafter". Ich über­
lasse es jedem e inzelnen, zu urte i len, welch 
e in  Personalvertreter das ist ,  der sofort er­
k lärt ,  mit der überbetrieblichen Vertretung 
derjenigen ,  die so dumm s ind und ihm die 
Stimme geben, wolle er n ichts zu tun haben, 
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denn er sei kein Gewerkschafter. Und jedem, 
der wei ß, wie das Personalvertretungsgesetz 
aussieht, ist auch bekannt, daß d ie Personal­
vertretung nur ressortintern bis zum Ressort­
leiter wirken kann.  (Bundesrätin Dr. 
S c h m i d l: Dafür .vird sie aber auch nur 
gewählt.') 

Aber mir kann es ja nur recht sein ,  denn 
(Bllndesrätill Dr. S c h m i d t: Dafür 

wird sie aber auch ge wählt.' Zur Personalrer­
tretung.') Zur Vertretung des Personals auf 
der einen Ebene (Buf1desrälin Dr. 
S c h m i d t: Das ist das Wesen der Personal­
vertretungswahl.'J . aber Sie wissen genauso 
gut wie ich, daß der gute Personalvertreter 
natürl ich nicht nur auf das Innerbetriebl iche 
schaut, sondern er wird auch versuchen, 
überbetrieb l ic h  die Belange derjenigen zu 
vertreten, die ihm die Stimme geben.  Aber 
davon distan zieren Sie s ich !  Das ist n icht 
mein Problem,  das ist Ihr ureigenstes Pro­
blem, beziehungsweise das Problem Ihrer 
Wäh lergru ppe. 

Ich sage nochmals: Ich bin froh darüber, 
daß die Gewerkschaften in d ieses Ausschrei­
bungsgesetz mit echten Mitwirkungsrechten 
e ingebunden sind, denn rund 220 000 Mit­
gl ieder al lein der Gewerkschaft Öffentl icher 
Dienst - o hne Post, Bahn ,  Gemeinde -
bestätigen uns durch ihre Mitgliedschaft, daß 
sie sehr woh l  daran i nteressiert sind, daß ihre 
Interessen über das Betrieb l iche h inaus ver­
treten werden und daß wir daher richtig han­
deln .  

Nun  möchte i ch  auch  noch angeführt ha­
ben, daß ein Begutachtungsausschuß gebi ldet 
wird, durch den die Vertreter, die im Zen­
tralausschuß vertreten sind, dann auch an der 
Begutachtung bei der Neuaufnahme bis h in­
unter zu den nachgeordneten Behörden be­
teil igt sein  werden.  Und dadurch ,  daß man 
das Ganze unbedingt von einer Fraktion her 
e inseitig gesehen fixiert hat, scheint m i r  e ine 
gewisse, ich sage es nochmals, Objektivität 
insofern gegeben zu sein ,  als auch der ,  der in 
seinem Bereich in e iner Minderheit gebl ieben 
ist, auch seine Meinung dazu abgeben kann .  
wobei i ch  hoffe und überzeugt bin ,  daß das 
immer einhell ig sein  wird, denn, wie gesagt, 
wir  beabsicht igen ja, das Ganze objektiv zu 
gestalten. 

Meine Damen und Herren !  Ich möchte 
zum Schlu ß  kommen .  Ich glaube, daß mit 
diesem Ausschreibungsgesetz wirkl ich ver­
sucht wird, Objektivierung beziehungsweise 

bessere, noch mehr Objektivierung herbeizu­
führen, und möchte feststel len.  daß dieses 
Gesetz als gut bezeichnet wird. 

Meine Damen und Herren !  Wenn ich sage, 
es wird von mir als gut bezeichnet, dann 
könnte man sagen, aha, er ist zufrieden da­
mit, diese eine Fraktion ist zufrieden.  Ich 
glaube. diese Haltung wird mir schon da­
durch bestätigt, daß plötzlich in der Gewerk­
schaft Öffentl icher Dienst - und meine bei­
den Kollegen Strimitzer und Weiß  werden 
mir das vie l le icht bestätigen können - aus 
den Reihen des ÖAAB heftige Kritik an d ie­
sem Gesetz geübt wird, da die Wünsc he nicht 
so untergebracht werden konnten, wie man 
sich das vorgestellt hat.  

Ich werte das nicht als negativ, sondern ich 
glaube, daß das ein pos itives Zeichen ist,  wei l  
s ich ansche inend einige - und ich verallge­
meinere n icht  - vorgestellt haben, jetzt ma­
chen wir ein Objektivierungsgesetz, das wie­
der ein b ißehen l inks-, ein bi ßehen rechtsla­
stig ist. Nun bin ich sehr  froh darüber, daß 
dem n icht so ist, sondern daß hier breite 
Objektivität gegeben ist . 

Ich möchte auch feststel len,  daß es mich 
freut, daß e in ige Bu ndesländer zu d iesem 
Gesetz erklärt haben, daß es eigentl ich in  
Ordnung se i  und daß s ie  es  begrüßen,  daß 
hier in die Personalgest ionen soviel Objekti­
vität h ineingebracht werden sol l .  

Wen n  i ch  sage, e s  freut mich,  daß einige 
Bundesländer das begrü ßen, und zwar vor 
allem ÖVP-dominierte Bundesländer .  dann 
möchte ich h ier n icht weggehen, ohne die 
Vertreter der Länder um ihre Unterstützung 
gebeten zu haben, darauf h inzuwirken ,  daß 
man auch i n  den B undesländern um Objekti­
vierung bemüht ist. Den n  es ist keine Kunst, 
das, was der andere macht, mit  Bravo-Rufen 
zu bedenken, sich se lbst aber davon vielleicht 
weiterhin zu d istanzieren.  

Ich hoffe aber, daß dank Ihres Einflusses 
in den Bundesländern doch Überlegungen 
angestel lt werden, auch dort e ine derartige 
Objektivierung Platz greifen zu lassen. 

Meine Damen und Herren!  Ich möchte 
h ie r  d ie Gelegenheit auch wah rnehmen, Bun­
desminister Dr .  Löschnak für die wirklich 
konstrukt ive und federführende Arbeit, d ie 
zu d iesem Objektivierungsgesetz geführt hat, 
zu danken. Ich weiß ,  welche Auseinanderset­
zungen es hier im Haus darüber gegeben hat. 
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Ich weiß ,  welcher Anstrengungen es bedurft 
hat, daß wir dieses Gesetz überhaupt über 
d ie Bühne bringen konnten. 

Ich möchte aber zum zweiten auch d ie 
Gelegenheit wah rnehmen. um dir ,  l ieber 
Herr Bundesminister ,  für deine neue Tätig­
keit als designierter Innen minister v iel Erfolg 
zu wünschen, soviel E rfolg zu wünschen, wie 
du  ihn bisher für den öffentlichen Dienst, für 
den öffentlichen Bereich. aber auch im Ge­
sundheitswesen erzielen konntest. 

Jedenfalls a l les Gute für deine neue Tätig­
keit! (Allgemeiner Beifall. ) 

Ich danke Ihnen, da ß Sie mir  so lange 
zugehört haben, und möchte erklären, daß 
die sozialistische Fraktion mit F reuden d ie­
sem Gesetz zustimmen wird. ( Beifall bei SPÖ 

und Ö VP. ) IO.Vu 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich 
weiters Herr Bundesrat Herbert Wei ß.  Ich 
erte i le ihm d ieses. 

10 .00 
B undesrat Herbert Weiß (ÖVP. Steier­

mark): Herr Präsident! Herr Bundesmin ister! 
Hoher Bundesrat! Er lauben Sie mir, daß ich 
nach den subjektiven Ausführungen meines 
Gewerkschaftskollegen nunmehr vielle icht 
den Versuch unternehme, zu d ieser Objekti­
vierung ganz sachl ich etwas beizutragen. 

Sc hon im Jahre 1955 haben Abgeordnete 
einen Initiativantrag zur gesetzl ichen Aus­
schreibung von Funktionen im öffentlichen 
Dienst eingebracht. Abgesehen von Teilberei­
chen im Hochschulwesen und in  der J ustiz,  
i n  denen es tei ls gesetzgeberische Akte gab , 
tei ls  verwaltungsinterne Regelungen vorhan­
den waren, gelangte man aber erst 1 974 zur 
ersten systematischen umfassenden gesetzl i­
chen Regelu ng. 

Mit dem Ausschreibungsgesetz 1 974 sol lte 
die Öffentlichkeit in transparenterer Form 
über die Ausschre ibung besti mmter zur Be­
setzung vorgesehener F unktionen im öffentl i­
chen Dienst in Kenntnis gesetzt werden. Je­
der Staatsbü rger, der die an die Bekleidung 
d ieser Funktion gekn üpften Bedingungen er­
fül lte, so llte durch ihre öffentliche Aussch rei­
bung in die Lage versetzt werden,  sich um 
diese Funktion bewerben zu können. 

Mit dem vorl iegenden Gesetzesbesch luß  
werden - und das hat mein Kollege Strut­
zenberger schon angeführt - der Katalog 

der d urch öffentliche Ausschreibung zu be­
setzenden leitenden Funktionen wesentlich 
erweitert und darüber hinaus - und das ist 
das Wichtigste - d ie Aufnahme in den öf­
fentl ichen Dienst durch öffentliche Aus­
sch reibung, e inheitl iche Eignungsprüfungen,  
anonyme Auswertung der Testergebnisse, Öf­
fentl ichkeit der Bewerbungsl iste transparen­
ter gestaltet und objektiviert. 

Die Koal itionspartner erfü llen damit ihr im 
Koal itionsübereinkommen gegebenes Ver­
sprechen, wonach Personalentscheidungen im 
öffentlichen Dienst nach sachlichen Gesichts­
pun kten unter Ausschluß parte ipol itischer 
E rwägungen zu treffen sind und darüber h in­
aus die Bedienstetenvertretungen eingeschal­
tet werden so llen. 

Der Bund folgt damit dem Beispiel einzel­
ner Bu ndesländer, in denen es bereits Objek­
tivierungsmodelle gibt. beispielsweise Ober­
österreich, N iederösterreich ,  aber auch 
Steiermark; vielleicht ist es ein Zufal l .  daß 
das ÖVP-dominierte Länder sind. Zuletzt 
wurde auch in Wien - sogar in Wien ! ,  Kol­
lege Strutzenberger hat das offenbar noch 
nicht gewußt - über d ie Ausarbeitung eines 
derartigen Objektivierungsmodells Einigung 
erzielt. 

Das Gesetz sieht zunächst vor. daß d ie 
Bewerbung um eine Aufnahme in den Bun­
desdienst und die Bewerbung um eine Funk­
tion al len österreichischen Staatsbürgern of­
fensteht. Eine Best immung, die meiner Mei­
nung nach bei einem Eintritt Österreichs in 
die EG zweifellos wieder zu ändern sein 
wird. 

Vor der Betrauung einer Person mit einer 
der im Gesetz aufgezählten leitenden Funk­
t ionen in e iner Organisationseinheit e iner 
Zentralstelle, aber a uch mit e iner ganzen li­
ste von Leitungsfunktionen an nachgeordne­
ten Dienststellen ist d ie betreffende Funktion 
auszuschreiben. Diese Ausschreibungspfl icht 
besteht darüber  hinaus für eine ganze Reihe 
von Richtverwendungen sowie für Arbeits­
plätze, die d iesen Richtverwendungen gleich­
zuhalten sind. Sie reicht von den Leitern der 
Sektionen, Gruppen und Abte i lu ngen in  den 
Zentralstel len  über die Leiter der Sicherheits­
d i rektionen,  Polizeid irektionen et cetera bis 
zum Stellvertreter des Amtsvorstandes des 
F inanzamtes Tarnsweg, Waidhofen/Thaya, 
Bad Radkersburg, ja bis zum Leiter einer 
Buchhaltung mit mehr als 20 Bediensteten .  
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Die Ausschreibung hat die Zentralstelle zu 
veranlassen. Sie hat neben den Aufnahme­
und E rnennungserfordern issen jene Kennt­
nisse und Fähigkeiten zu enthalten ,  die von 
den Bewerbern für d ie Erfüllung der mit der 
ausgeschriebenen Funktion verbundenen An­
forderu ngen erwartet werden. Bewerbungsge­
suche sind unmittelbar bei der ausschreiben­
den Stelle einzubringen .  

Bei diesen Stellen sind Begutachtungskom­
missionen einzurichten,  s ie  wurden schon er­
wähnt. S ie bestehen aus v ier M itgliedern, 
zwei davon bestel lt der Leiter der zuständi­
gen Zentra lstel le.  eines entsendet die Ge­
werkschaft, eines die Personalvertretung. Da­
mit wird den gewäh lten Standesvertretern 
auch jenes Kontrol lrecht eingeräumt, das ih ­
nen tei lweise nach dem Personal vertretungs­
gesetz noch nicht zugestanden war. 

Die Begutachtungskommissionen haben die 
eingelangten Bewerbungsgesuche zu prüfen,  
sich e inen Eindruck über die Gesamtpersön­
l ichke it, d ie  Fähigkeiten, d ie Ken ntn isse der 
Bewerber zu beschaffen. al lenfalls i n  Perso­
nalunterlagen E insicht zu nehmen,  Vorge­
setzte und Mitarbeiter  zu befragen .  Sie haben 
sodann der ausschreibenden Ste l le ein be­
gründetes Gutachten zu erstatten.  Hiebei ist 
wesentlich. daß d ie Beschlüsse, die mit Stim­
men mehrheit gefaßt wurden, auch die Mei­
nung jener Kom missionsmitglieder zu enthal­
ten haben,  d ie bei der Abstimmung in  der 
Minderheit geblieben sind. 

Wird e in Bewerber mit der ausgeschriebe­
nen Funktion betraut, der nach dem Gutach­
ten der Kommission eine ger ingere Eignung 
aufweist a ls  andere Mitbewerber ,  so sind dem 
zuständigen Zentralausschuß der Personal­
vertretung auf dessen Verlangen die Gründe 
für eine derartige Betrauung m itzute ilen. 

Sollte ein Beamter, der befristet mit einer 
Funktion betraut ist, wei ter bestel lt  werden, 
bedarf es keiner Ausschreib ung. Soll  er von 
seiner Funktion abgewählt werden ,  kann er  
e ine Weiterbestellungskommission anrufen ,  
deren Zusam mensetzung sich mit der  Begut­
achtungskommission deckt. 

Die entscheidende Erneuerung des vorlie­
genden Ausschreibungsgesetzes betr ifft die 
Besetzu ng von Planstellen i m  öffentlichen 
Dienst, das heißt, d ie Aufnahme in  den öf­
fentlichen Dienst. P lanstellen, von denen 
feststeht, daß sie spätestens mit Ende des 
Jahres frei werden und nachbesetzt werden 

so llen . sind im Jul i  des jewei ligen Jahres i m  
.. Amtsblatt zur W iener Zeitung" auszuschrei­
ben. Z usätzl ich frei werdende Planstellen 
sind an  der jeweil igen Amtstafel der für die 
Aufnahme zuständigen Dienststel le auszu­
schreiben. 

Alle Bewerber. d ie die Erfordernisse für 
die angestrebte Verwendung erfül len ,  s ind ei­
ner Eignungsprüfung zu unterziehen und 
nach Feststellung der E ignung in eine Bewer­
berl iste aufzunehmen; diese Bewerberlisten 
sind öffentlich. 

Bewerber sind nur dann für Eignungsprü­
fungen zuzulassen ,  wenn sie schr ift l ich ihr 
Einverständnis zur Aufnahme in d iese Be­
werber liste geben.  Diese Best immung könnte 
möglicherweise die Gefahr in sich bergen ,  
daß besonders qual ifizierte Bewerber, d ie sich 
in einem aufrechten Dienstverhältnis befin­
den, durch das Fehlen jeder Gehei mhaltungs­
mögl ichkeit von einer Bewerbung abgehalten 
werden .  Die Bewerber sind chronologisch zu 
reihen u nd bis zu e iner  allfä l l igen Aufnahme, 
längstens bis  zu einem Jahr, in dieser Bewer­
berliste zu führen. 

Alle Bewerber haben sich ,  wie gesagt, einer 
Eignungsprüfung zu unterziehen .  Die Eig­
nungsprüfungen für d ie Bewerber um die 
Aufnahme in die Verwendu ngsgruppe A, das 
sind die Akademiker,  und d ie Verwendungs­
gruppe B, das sind grob gesprochen die Ma­
turanten ,  sind von der Verwaltungsakademie 
im Einvernehmen mit  der zuständigen Zen­
tralstel le festzulegen. D ie Auswertung hat 
anonym zu erfolgen.  Die Verwaltungsakade­
mie hat e in  Punktesystem für d ies Auswer­
tung zu erarbeiten .  

Für d ie Aufnahme sind d ie  besonders ge­
eigneten Bewerber den geeigneten Bewerbern 
vorzuziehen. E ine festgeste l lte E ignung gilt 
für al le Bewerbungen um e ine eventuell ähn­
liche P lanstelle. 

Als Gewerkschafter erlauben Sie auch mir, 
meinen Dank dafür auszusprechen,  daß den 
Gewerkschaften des öffentl ichen Dienstes, 
der Gewerkschaft der Post- und Fernmelde­
bediensteten und der Gewerkschaft der Ei­
senbahner das Recht zugesprochen wurde, 
zur Auswertung der Tests einen Beobachter 
zu entsenden. Darüber h inaus ist zur Wahr­
nehmung von Kontro l laufgaben bei den auf­
nehmenden Stel len aus dem Kreise der zu­
ständigen gewählten  Personalvertreter ein Be­
gutachtungsausschuß  einzurichten, der aus je 
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einem Vertreter der im zuständigen Zentral­
ausschuß vertretenen Wählergruppen - und 
die Betonung l iegt h ier auf aus je einem 
Vertreter unabhängig vom Kräfteverhältnis 
- besteht. 

Dieser Begutachtungsausschuß hat bei E ig­
nungsprüfungen Beobachtertätigkeit wah rzu­
nehmen und hat in jenen Fällen, bei denen 
mehrere Bewerber denselben Eignungsgrad 
aufweisen und der Dienstgeber die Reihung 
nach dem Tag des Einlangens, nach der so­
zialen Bed ürftigkeit und bestimmten gesetz­
l ich festgelegten berücksichtigungswürdigen 
Umständen vorgenommen hat, einzuschrei­
ten. Der Begutachtungsausschuß kann in d ie­
sen Fä llen e ine schriftliche Ste l lungnahme 
darüber abgeben, ob bei der Auswahl des 
Bewerbers d ie Bestimmungen des Ausschrei­
bungsgesetzes verletzt wurden. 

Die aufnehmende Stelle hat jede beabsich­
tigte Aufnahme und d ie Gründe dafür dem 
Begutachtungsausschuß bekanntzugeben.  Der 
Ausschu ß  erhält also das bereits ausgefertigte 
Urteil über die Eignung eines Aufnah mewer­
bers und kann,  wen n  er der Auffassung ist, 
daß e inzelne Bestimmungen des Gesetzes 
nicht eingehalten worden sind, e ine schrift l i ­
che Stel lungnahme abgeben.  Sollte d ie e rfor­
derl iche Stimmeneinhelligkeit nicht vorliegen ,  
so ist auch in  diesem Fal l  jedes e inzelne 
Mitgl ied des Begutachtungsausschusses be­
rechtigt, eine e igene Stellungnahme abzuge­
ben .  Wenn die aufnehmende Stelle trotz ei­
nes Gutachtens des Ausschusses an der beab­
sichtigten Aufnahme festzuhalten gedenkt, so 
sind diesem Begutachtungsausschu ß  die maß­
gebenden Gründe für eine Aufnahme mitzu­
tei len. 

S ie sehen also: Leistungsfähigkeit, Öffent­
lichkeit, soziale Bedürftigkeit und Zeitpunkt 
der Bewerbung werden i n  Hinku nft d ie Kri­
terien für Einste l lungen im öffentl ichen 
Dienst sein .  

Wenn ich  mich so eingehend mit  diesem 
Gesetzesbesch luß befaßt habe, so aus der 
Überzeugung, daß die landläufige Meinung, 
d ie auch heute h ie r  schon,  al lerdings i m  Zu­
sammenhang mit e inem Bundesland, geäu­
ßert wurde , daß persönl iche und politische 
Nahebeziehungen für eine Anste l lung im öf­
fentlichen Dienst oft wichtiger seien als fach­
l iche und persön liche Qualif ikationen ,  gerade 
zu jenem Unbehagen beigetragen hat, das das 
Verhältnis des B ürgers zu seinen Parteien 
prägt. 

Das vorl iegende Ausschreibungsgesetz ste l lt 
jedenfal ls einen sehr  wesentl ichen Schritt zur 
Objektivierung der Einste llung im öffentl i ­
chen Dienst und zu  e inem Zurückdrängen 
der polit ischen Postenvergabe dar. Es stel l t ,  
wie es der h ier anwesende Herr Bundesmini­
ster genannt hat ,  e inen Meilenste in in  diese 
Richtung dar. 

Bedenkt man, daß jährlich rund 20 000 
Einstellungen oder etwas darüber auch jetzt 
im öffentlichen Dienst erfolgen, bedenkt man 
ferner die immer größer und verantwortungs­
voller werdenden AufgabensteIlungen des öf­
fentlichen Dienstes, so wird man auch d ie 
Bedeutung des vorliegenden Gesetzesbe­
sch lusses ermessen .  

Lassen Sie m ich noch nur  ganz kurz zu 
den Ausführungen meines Vorredners etwas 
sagen. D ie Sozialistische Partei hätte zweifel­
los in vielen Jah ren die Möglichkeit gehabt, 
das Ausschreibungsgesetz zu ändern. S ie hat 
es seit 1 974 n icht getan .  Die Fre iheitliche 
Partei hätte einige Jahre auch die Mögl ich­
keit  gehabt, Initiativen i n  diese Richtung zu 
erwirken. Wie lange brauchen Sie denn, Frau 
Kollegin? (Bundesrätin Dr.  S c h m i d t :  Das 
machen wir das nächste Mal!) So S ie dazu 
Gelegenheit haben,  Frau Kollegin .  

Ich persönlich b in  also der Auffassung: 
Daß d ieses Gesetz im Koalitionspakt war ,  
daß es  nunmehr bereits zur  Beratung steht,  
ist ein Beweis dafür ,  daß es die Österreichi­
sche Volkspartei war,  die den Druck zur Ver­
abschiedung dieses Gesetzes bewirkt hat, und 
gerade deshalb wird meine Fraktion diesem 
Gesetz auch ger n  ihre Z ustimmung geben. 
( Beifall bei Ö VP und SPÖ. )  IO . l5 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich wei­
ters F rau Bundesrätin Dr. Heide Schmidt. 
Ich ertei le ihr dieses. 

lO.15 

Bundesrätin Dr. Heide Schmidt (FPÖ, 
Wien) :  Herr Bundesmi nister !  Herr  Präsident! 
Meine Damen und Herren !  Ich möchte jetzt 
nur h insichtlich der letzten Worte meines 
Vorredners sagen :  Der E ntschl ießungsantrag 
von uns war aber schon früher, von wegen 
Druck der ÖVP. 

Überhaupt möchte ich sagen, wie ernst es 
d ie beiden Regierungsparteien mit der Objek­
tivierung wirkl ich meinen, sieht man ja schon 
formal daran, wie dieser Gesetzentwurf, diese 
Regierungsvorlage zustande gekommen ist. 
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Es hat zwar, wie gesagt, einen Entschl ie­
ßungsantrag von uns gegeben, es hat auch 
einen von der ÖVP gegeben ,  es hat auch 
dann die Einsetzung eines Untersuchungsaus­
schusses gegeben; aber dann war lange Funk­
stil le, und es war nichts. (Bu.ndesrat 
S t r u t z e n  b e r g e r: Uncersllchungsaw;­
schuß ist floch keiner eingesetzt!) Entschuldi­
gung, ich gebe Ihnen recht, der Untersu­
chungsausschuß hält m ich im Moment so im 
Bann. also es war ein Unterausschuß.  

Aber auch dort hat  s ich dann lange nichts 
getan, bis dann in einer weiteren Sitzung im 
Jänner dieses Jahres ein völ l ig veränderter 
Entwurf den Abgeordneten vorgelegt wu rde. 
ich gebe schon zu, kurz vor Weihnachten 
wurde er den Fraktionen zur Kenntn is ge­
bracht, aber trotzdem war nicht die Zeit. daß 
man tatsächl ich ernsthaft über das vorliegen­
de Gesetz hätte diskut ieren können. U nd das 
zeigt halt, wie es sich d ie große Koalition 
richtet und wie sie vorgeht, wie sie es in 
ihren Fraktionen austüftelt .  S ie hat  im 
Schreibtisch ihren Entwurf, den sie dann 
dem Parlament vorlegt, g ibt  aber den Volks­
vertretern n icht einmal die Gelegenheit, aus­
führlich darüber zu  diskutieren , sondern 
zieht es dann durch. Das will ich nur so 
nebenbei anmerken . (Bundesrat 
S t r u t z e n  b e r g  e r: Ihr wart mit anderen 
Dingen beschäftigt, darum habt ihr keine Zeit 
gehabt.') Wir hätten uns schon gerne damit 
beschäftigt, wenn die Regierungsparteien uns 
diese Zeit gegeben hätten, aber sie haben sie 
uns eben nicht gegeben und haben es mit 
ihrer Mehrheit im Nationalrat beschlossen. 
Heute wissen wir ja alle, daß wir sowieso 
n ichts mehr ändern können. Unsere Tätigkeit 
hier ist ja leider Gottes meistens nur eine 
Pfl ichtübung, solange wir d ie Kompetenzen 
des Bundesrates nicht ändern. Aber trotzdem 
liegt mir daran, darauf h inzuweisen ,  daß 
schon die Genesis dieses Gesetzes eine be­
zeichnende ist. 

Wenn S ie , Kol lege Strutzenberger, davon 
sprechen, daß es ein Neubeginn ist - Sie 
haben das Wort " Neubeginn" gebraucht - , 
so frage ich m ich, wo hier der Neubeginn 
l iegt .  Denn tatsächl ich haben wir ja  diese 
Kom mission schon im Ausschreibungsgesetz 
1 974 drinnen. (Bundesrat S t r u t -
z e n b e r g e r: Hinsichtlich der Aufnahme 
haben Sie gar nichts drinnen.' J Hinsichtl ich 
dieser nicht,  ich rede jetzt von der Kommis­
sion ,  auch auf das werde ich noch kommen. 
Aber die Kommission ,  um die es doch eigent­
lich gehen und d ie die Objektivierung sichern 

sollte. haben wir sei t  dem Jahr 1974. Und Sie 
müssen mir  doch zugeben. daß von Objekti­
vierung deswegen trotzdem keine Rede sein 
kann. 

Das müssen Sie mir  schon deswegen zuge­
ben, weil ja S ie hier vor einer Stunde die 
Beispiele gebracht haben . was tatsächl ich ge­
sch ieht, wie tatsächl ich Personalpolit ik betrie­
ben wird, und zwar von jener Partei, d ie 
gerade an der Regierung ist. Wobei ich trotz­
dem für unsere Partei in Anspruch nehme, 
daß n icht nac h so unobjektiven Kriterien 
vorgegangen wurde. (Heiterkeit bei SPÖ und 
Ö VP. ) Aber ich wei ß  schon, daß Sie mir  das 
nicht glauben, ich wei ß schon, daß S ie mir  
das nicht glauben, dennoch nehme ich es für 
mich in Anspruch. 

Aber auf einen Widerspruch möchte ich 
jetzt hinweisen, und diesen Widersp ruch 
m ü ßten S ie m ir aufklären. Entweder, da wir 
die Kommission schon haben, funktioniert 
sie, dann dürfen wir uns al le keine Vorwürfe 
machen und müssen zufrieden sein ,  oder 
aber sie funktioniert nicht, was ich nämlich 
behaupte, dann müssen wir sie gefäll igst än­
dern. Dann m üssen wir sie anders beschik­
ken. (Bundesrat K ö p f: Fragen Sie den Fri­
schenschlager.'J Der sagt genau dasselbe wie 
ich.  Sie hätten ihm im Nationalrat zuhören 
können. 

Aber jetzt beantworten Sie mir doch d ie 
Frage! Wenn Sie diese Vorwürfe erheben: 
Gegen wen sind diese Vorwürfe gerichtet? 
Funktioniert diese Kom mission, oder funktio­
niert sie n icht? (Bundesrat K ö p f: Das müs­
sen Sie den Frischenschlager fragen.' i Nicht 
den Frischenschlager, ich frage jetzt S ie, ich 
frage den Kollegen Strutzenberger. (Bundes­
rat S 1 r II t z e n  b e r g e r: Zurzeit funktio­
niert sie mangelhaft!) D ie funktion iert über­
haupt n icht,  weil wir doch al le wissen, daß 
die Parteibuchwirtschaft in der öffentlichen 
Verwaltung fröhliche Urständ feiert. Wenn 
wir das bestreiten , kann uns das doch kein 
Mensch abnehmen. Das n immt uns der 
Staatsbürger auf der Straße nicht ab, aber -
entschuldigen Sie - das nehmen wir uns 
selber doch auch nicht ab. 

Wozu wollen wir u ns h ier selber anschwin­
deln? Wir wissen doch alle, daß im öffentl i­
chen Dienst das Parteibuch sehr woh l  eine 
übergeordnete Rolle spielt, und diese Rolle 
spielt es, obwohl  wir d ie Kommission haben. 
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Was geschieht jetzt mit e inem Ausschrei­
bungsgesetz, das gro ßartig als Objektivierung 
gefeiert wird? - Genau diese Kommission. 
und um nicht einen Deut besser ,  wird beto­
niert. Sie wird nicht nur betoniert, sondern 
- und das war das, was Sie als Neubeginn 
bezeichnet haben - die Aufgaben dieser 
sch lec hten Kommission werden jetzt noch 
ausgedehnt darauf, daß wir die Aufnahme in 
den Bundesdienst auch von dieser Kommis­
sion prüfen lassen. Das hei ßt, den politischen 
F ilter, den wir bei der Postenvergabe haben, 
den unbestrittenen polit ischen F i lter schalten 
wir jetzt schon so frü h  ein,  daß er bereits bei 
der Aufnahme (Bundesrat 
S t r u t z e n b e r g e r: Was wäre Ihr Vor­
schlag?) Die Kommission muß anders aus­
schauen, es muß e ine externe Kontrolle ge­
ben. 

Sogar die ÖVP - sogar die ÖVP, muß ich 
sagen - ,  die es ja mit der Objektivierung 
wirkl ich  nicht sehr  ernst nehmen kann, denn 
der schönste E inwurf und der schönste Zwi­
schenruf war für mich heute der H inweis auf 
den niederösterreichischen Weg . . . ( Zwi­
schenruf des Bundesrates S a t t I b e r g e r. ) 
Das mag schon sein, das ist für mich kein 
Argument. Sie haben von N iederösterreich 
gesprochen. Wenn der niederöste rreichisc he 
Weg als objektiv bezeichnet wird, da muß ich 
I hnen recht geben, d as kann wirkl ich  nur 
eine humorvolle Einlage sein. 

Für  wie nicht mitdenkend - um das Wort 
"dumm" nicht zu verwenden - halten Sie 
die Staatsbürger,  wenn Sie eine Personalver­
tretungswahl  mit rund 98 Prozent für d ie 
ÖVP gewinnen und dann den Leuten e rzäh­
len wollen, das sei deswegen, wei l  d ie Perso­
nalvertreter so gut sind. Entschuld igen Sie,  
b itte , der kle ine Maxi von der Straße kann so 
we it denken, daß er weiß ,  daß nur deswegen 
ein so hoher Prozentsatz bei der Personalver­
tretungswah l  da sein kann, wei l  Sie andere 
Leute überhaupt nicht aufneh men. Das ist 
der einzige Grund, warum Sie so gut ab­
schneiden. E ine andere Erklärung kann es 
dafür gar nicht geben. Es tut mir leid, so ist 
es .  (Bundesrat S t r u t z e n  b e r g e r: Ent­
scheiden kann der Wähler deswegen nicht, 
weil nicht einmal die Möglichkeit besteht, ei­
nen anders denkenden Kandidaten aufzustel­
len.' Wie soll denn da der Wähler entschei­
den ?) Ich freue mich, wie einig wir uns sind , 
Herr Kol lege Strutzenberger. Ich stimme I h­
nen völ l ig zu .  Daher kann der Weg . . . (Bun­
desrat Dr. S t r i  m i l z e r: Bei den PersonaL­
vertretungswahlen geht es doch nicht um poli-

tische WahLen.' Bundesrat 
z e n b e r g e r: Jessas na! 
Widerspruch. ) 

S t r u t ­
Heftiger 

Herr Kollege! Ich b in noch nicht lange in 
d iesem Haus und ich bin auch noch nicht 
lange im politischen Geschäft, daher steht 
mir  ein Urte i l  viel leicht nicht zu .  Aber  wenn 
Sie uns hier so lche Märchen auftischen wol­
len und weismachen wollen. daß die Perso­
nalvertretungswahlen keine politischen Wah­
len sind, dann frage ich mich, wozu wir über­
haupt noch miteinander reden, dann können 
wir einander nicht mehr ernst nehmen. Ein 
M indestmaß an Ernsthaftigkeit würde ich 
schon meinen. daß auch dem Bundesrat zu­
steht. Daher muß ich schon sagen: Die Per­
sonalvertretungswahlen sind natürl ich  pol iti­
sche Wahlen, und daher sind auch die Perso­
nalvertreter politische Exponenten. Das ist 
auch der G rund, warum ich meine, daß e ine 
Kommission, die von solchen Leuten besetzt 
ist , keine Objektivierung garantieren kann. 
Sie kann nur genau jenes Proporzsystem ga­
rantieren, nach dem eben die Personalvertre­
tung zusammengesetzt ist. Ich wei ß  schon, 
daß Ihnen an der Gewerkschaft viel l iegt. Ich 
wil l  auch die Verdienste der Gewerkschaft 
nicht schmälern. (Bundesrat K ö p f: Das ist 
aber neu! ) Es gibt schon einige ,  d ie ich wirk­
l ich . . .  ( Bundesrat K ö p f: Das ist sehr nett.') 
Ich weiß,  da ß ich nett bin. Jedenfal ls schmä­
lere ich sie nicht. 

Aber eines können Sie mir trotzdem nicht 
weismachen: die sach liche Begründung, was 
die Gewerkschaft und d ie Personalvertretung 
in dieser Kommission verloren haben. Ich 
kann es nicht nachvollziehen. (Bundesrat 
S t r u t z e n b e r g e r: Daß Sie das nicht 
einsehen, bestätigt das, was ich vorhin gesagt 
habe: Sie haben ein gestörtes Verhältnis zur 
Gewerkschaft.') Es ist ja klar, daß wir alle aus 
unserem Bl ickwinkel reden. So wie Sie das 
getan haben, rede ich jetzt aus meinem Blick­
winkel ,  und ich kann es halt sachl ich  nicht 
nachvollzie hen. Was die Personalvertretung 
dort zu suchen hat, das kann ich gerade noch 
verstehen, nur dann nicht, wenn es um die 
Aufnahme in den Bundesdienst geht, denn 
d iese hat ja die Interessen der bereits Aufge­
nommenen zu vertreten und hat nicht den 
Fi lter schon vorher e inzubauen. (Bundesrat 
S t r u l z e n  b e r g e r: Das sind Gewerk­
schaflsmitgLieder von einer anderen Ge werk­
schaft! Da kommen keine Neugeborenen!) Das 
ist für mich alles keine Begründung. (Bundes­
rat K ö p f: Das Mitbestimmungsrecht der Ge­
werkschaften wurde jahrzentelang gefordert!) 
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Ich wü ßte jetzt eines gerne von der ÖVP: 
Warum ist sie von ihrem seinerzeitigen An­
trag abgegangen. in  dieser Komm ission zum 
Beispiel e inen unabhängigen Richter zu ha­
ben? Das wäre etwas gewesen. worüber man 
tatsäc hl ich hätte diskutieren können. Der 
Unterschied war der . . . (Bundesrat K ö p f: 
MalOltSek!) Der Matousek - das müßten Sie 
wissen - ist kein  Richter, sondern e in Staats­
anwalt. Aber darum geht es nicht. 

Sie können auch andere Leute wählen. Ic h 
bestehe gar nicht so sehr auf einem Richter, 
aber jedenfalls auf eine externe Kontrolle. wo 
wir uns durc haus an ausländischen Beisp ielen 
orientieren könnten. Das können von mir  aus 
auch pension ierte Beamte sein .  Das können 
auch Psychologen, Betriebsberater, was weiß  
ich was alles sein ,  nur nicht jene pol itischen 
Funktionäre, wie wir sie jetzt drinnen haben.  

Die Begründung dafür - und ich verstehe 
nicht. wie man so etwas noch bestreiten kann 
- ist doch d ie derzeitige und die vergangene 
Praxis, die Praxis. daß trotz eines Ausschrei­
bungsgesetzes von 1974 tatsächlich in  unserer 
öffentlichen Verwaltung das Parteibuch das 
Sagen hat . Und wenn man das we iß ,  dan n  
kann man doch nicht genau diesen Weg, den 
man inzwischen als falsch hätte erkennen 
müssen, weitergehen. Das ist der Grund. war­
um unsere F raktion keine Zustimmung ge­
ben kann .  Es ist für mich denkunmögl ic h ,  
einen als falsch erkannten Weg weiterzuge­
hen und dies noch weiter zu beton ieren .  

Dazu kommen noch - das ist e igentlich 
jetzt nur noch ein Beiwerk, was ich dazu sage 
- :  die wesentlichen Bereiche, in denen es 
um � ie Parteibuchwirtschaft geht. Da sind 
die OBB nur ein Punkt. Schon im Verfas­
sungsausschußbericht habe ich gelesen, daß 
der Ausschuß jedenfalls davon ausgeht. daß 
die ÖBB nachziehen werden und dann alles 
gleichzeitig in  Kraft treten wird. Trotzdem 
hätte man es früher machen können .  Aber da 
das ohnehin der falsche Weg ist, ist es mir  
schon egal .  Aber einer der wesentlichen Be­
reiche, in denen d ie Parteibuchwirtschaft eine 
noch größere Rolle spielt, ist der Lehrerbe­
reich .  Nun wei ß  ich schon, daß wir  da e in  
anderes Gesetz haben, daß wir da das Bun­
desaufsichtsschulgesetz haben. Nur: Ändern 
mü ßte man es! 

Ich erinnere in diesem Zusammenhang an 
ein Zitat Ihres Herrn B ürgermeisters Zilk -
allerdings ist es schon e in ige Zeit her und es 
hat sich inzwischen leider nichts getan - , in  

dem er sagt, daß er  die Parteibuchwirtschaft 
"zum Kotzen" findet. Nur:  Bis heute findet 
man n ichts dabei, daß es so we iterläuft. 
(Bundesrat S t r u t z e n b e r g e r: In Wien 
schon!) 

Entschuldigen Sie ,  die Zusammensetzung 
der Landesschulräte ist eine pol itische. Es ist 
ja auch i m  Aufsichtsgesetz festgelegt, daß sie 
nach dem Stärkeverhältn is der Parteien er­
folgt . Darum geht  es doch,  daß wir das Ge­
setz ändern müssen. (Bundesrat K ö p f: Wer 
soll sich denn da treffen: Tierschutzvereine?) 

Wenn es die Regierungsparteien wirklich 
ernst meinten mit der Objektivierung, dann 
hätten sie erstens diesen als falsch erkannten 
Weg nicht weitergehen dürfen und zweitens 
dort ansetzen müssen, wo es ganz schl imm 
ist. näml ich bei den Lehrern. Daher kann ich 
nicht die geringste Begründung dafür sehen, 
einem derartigen Gesetz zuzustimmen. -
Danke. (Beifall des Bundesrates Helmuth 
W e i s s. ) 10.26 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich 
der Herr Bundesminister Dr. Franz Lösch­
nak. Ich ertei le es ihm. 

Bundesminister für Gesundheit und öffent­
l ichen Dienst Dr. Franz Löschnak: Herr Prä­
sident! Hoher Bundesrat! Meine sehr geehr­
ten Damen und Herren! Ich möchte jetzt gar 
nicht an der Stelle in  die Debatte einsteigen ,  
wo gegenseitig der Vorwurf erhoben wird , 
wer in  E inzelfällen Parteibuchwirtschaft be­
treibt oder nicht. Ich habe alle Zeiten im 
Bundesbereich miterlebt: sozialistische Allein­
regierung, Koalition mit den Freiheitlichen,  
Koalition mit der ÖVP. Natürlich wird im 
öffentlichen Dienst. auch im Personalbereich ,  
so wie i n  anderen Bereichen auch, interve­
n iert. Ich glaube, daß das das gute Recht  
jener ist, d ie intervenieren, so  wie es  in ande­
ren Bere ic hen auch der Fall  ist. Dem haftet 
an und für sich noch gar kein  Makel an,  
denn wenn für jemanden interven iert wird , 
der d ie entsprechende Qualifikation mit­
bringt, dann ,  glaube ich, ist sowohl die Inter­
vention gerechtfertigt a ls  auch die entspre­
chende Aufnahme dessen. für den interve­
n iert wurde. Der Makel beginnt erst dann,  
wenn entgegen der Qualifikation auch ent­
sprechende Schritte gesetzt werden sollten. 
wenn nämlich  ein Bewerber aufgenommen 
wird, der  n icht qual ifiziert ist. 
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Meine sehr geeh rten Damen und Herren!  
Man muß sich einmal vom Grunde her die 
Sache überlegen .  Es wird doch n iemand 
ernsthaft glauben,  daß im öffentl ichen Dienst 
tatsächlich Bewerber ohne Q ual ifikation auf­
genommen werden .  Das kann sich - das 
sage ich immer wieder - der jewei l ige Res­
sortchef auf Dauer gar n icht antun,  denn er 
ist ja auf die Mitarbeit von Hunderten, von 
Tausenden angewiesen.  Und wen n  da ohne 
Q ual ifikat ion,  ausschl ießl ich nach Parte ibuch,  
aufgenommen wird,  ist  es ja nur eine Frage 
der Zeit, b is der Standard der Mitarbeiter so 
n iedrig ist, daß sie den Aufgaben im öffentli ­
chen Dienst j a  gar n icht mehr nachkommen 
können. Es kann doch auch niemand ernst­
haft behaupten, daß in den Jahrzenten, i n  
denen sich insbesondere d i e  öffentl iche Ver­
waltung so positiv entwickelt hat , wei l  wir 
aus guten G ründen immer mehr demokrati­
sieren,  i mmer mehr Mitsprache e inrichten,  
d ieser hohe Standard von schlecht ausgebi l­
deten Leuten erbracht wird. Es mag schon 
sein ,  daß es d ie eine oder andere Ausnahme 
gibt. Jeder wird h ier  in d iesem Saal seinen 
"Aha!-Fall" einbringen können,  aber d ie Re­
gel ist das wahrl ich nicht. So sollte man das 
auch sehen!  

Meine sehr geehrten Damen und Herren !  
Hoher Bundesrat! Was die Entwicklung des 
Objektivierungsgesetzes anlangt: D ie Koal i ­
tionsregierung, d ie zwischen SPÖ und ÖVP 
geschlossen wurde, hat in ihr Regierungspro­
gramm auch d ie Objektivierung im öffentl i­
chen Dienst aLs e inen ihrer Programmpunkte 
aufgenommen gehabt. Wir haben das jetzt 
zustandegebracht. Da brauchen wir gar nicht 
lange herumzureden ,  ob wir dazu einen Ent­
schl ießungsantrag der Freiheitliche� Partei 
oder mehr  Druck von seiten der OVP ge­
b raucht haben.  Wir haben das jetzt zusam­
mengebracht, was schwierig und langwierig 
war, wie i mmer, wenn ein so großer Bereich 
abgedeckt werden muß.  

Frau Bundesrätin Schm idt! Den Vorwurf, 
wir hätten nicht ernsthaft diskutiert, muß ich 
zurückweisen .  Sie kennen den Verlauf nicht, 
und der Herr Frischenschlager und der Herr 
G ugerbauer haben Ihnen das offenbar nicht 
richtig erzählt. Denn die Freiheitlichen haben 
uns bei den i nterfraktionellen Vorgesprächen, 
die wir führten, wissen lassen, daß sie mit  
diesem Objektivierungsgesetz ganz einfach 
n icht mitziehen können .  Ich kann mir  auch 
denken, warum.  D ie Freiheit l ichen ziehen ja 
seit Jahren durch das Land und sprechen 
davon, daß ja d ie Aufnah me im öffentlichen 

D ienst nach Parteibuch geht, wie S ie es ja  
h ier  dargestel lt haben.  Warum sol l  die Oppo­
sition jetzt selbst , wenn ein Schritt dagegen 
unternom men wird,  da mitziehen? (Bundes­
rätin Dr. Heide 5 c h m i d t: Weil es keine 
Objektivierung ist.'; Sie würden sich ja eines 
Tei les Ihrer  Argumente berauben für die 
kommenden Auseinandersetzungen in  den 
Ländern , wo gewählt  wird, für eine bundes­
weite Auseinandersetzung bei den Arbeiter­
kammerwah len oder bei den nächsten Natio­
nalratswahlen. Ich verstehe Ihren Sta ndpunkt.  
Das ist parteipol itische Taktik ,  und das muß 
man Ihnen zuerkennen. fBundesrätin Dr. 
Heide 5 c h m i d t: Das ist eine Unterstel­
lung!! Ich sehe es halt so . Ich unterstel le 
Ihnen gar n ichts. Das ist meine Ansicht, und 
diese möchte ich Ihnen heute und h ier nicht 
verschwiegen haben .  

Ich werde Ihnen jetzt begründen ,  warum 
Sie eigentlich mitgehen müßten, wenn Sie 
das nicht parteitaktisch und daher auch par­
teipolit isch sehen. Ihre Darstel lung und Fra­
ge, wo denn h ier die Objektivierung wäre, 
sind ja n icht richtig. Bei der Aufnahme, sehr  
geehrte Frau Bundesrätin, werden ja wirklich 
E lemente zur Objektivierung eingerichtet. 
Was ist denn ein anonymer Test? - Ist das 
kein Schritt in Richtung Objektivierung? Was 
ist den n  d ie Auflage der öffentlichen Bewer­
berliste? - Ist das ke in  Schritt i n  Richtung 
Objektivierung? Natürlich ist das ein Schritt! 
Und Sie wissen das sehr genau. 

Die Kommission,  die Sie h ier so durch den 
Kakao ziehen, wenn Sie m ir diesen Ausdruck 
gestatten ,  ist ein kontro l lierendes und kein 
bestimmendes Organ . 

Ich werde Ihnen auch sagen,  warum wir 
diese Art gewählt haben .  Hätten Sie für 
20 000 Neuaufnahmen al lein im B undesbe­
reich e in  eigenes Organ einrichten wol len,  
m it Richtern,  mit  Leuten aus der Privatwirt­
schaft, dann hätten S ie  wahrsche in l ich für 
diesen Zweck 400, 500 oder 600 zusätzl iche 
Leute gebraucht, die al lein diese Aufgabe 
wahrnehmen . 

Bitte schön, e in  b isserl muß  diese Verwal ­
tung schon noch beweglich bleiben,  denn wir 
können ja mit solchen Kommissionen, seh r  
geehrte Frau Bundesrätin, n icht so verfahren,  
daß wir sagen - zum Beispiel, wei l  Sie den 
Lehrerbereich angesprochen haben - :  Heute 
verunglückt ein Klassen lehrer, u nd dan n  
schreiben w i r  aus, und dann setzen wir eine 
Kommission ein ,  und nach sechs oder acht 
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Wochen oder nach drei Monaten sind wir 
soweit, dann können wir wieder e ine Lehrer­
p lanstelle nachbesetzen !  Man muß,  um die 
Verwa ltung aufrechterhalten zu können - in 
vielen Bereichen, in denen Dienstleistungen 
verrichtet werden, ist das in besonderem 
Maße notwendig -, auch schnel l  entscheiden 
können. Daher haben wir auf bewährte Or­
gane zurückgegriffen,  d ie aber nicht entschei­
den, sondern kontrol l ieren. 

Ich glaube, daß das ein wirkl icher Schritt 
in  Richtung Objektivierung ist, ich gebe zu, 
viel leicht n icht der letzte Schritt, aber al les 
ist im Fluß und läßt sich verbessern.  Man 
muß einmal anfangen.  Wir haben jetzt ein­
e inhalb Jah re beraten ,  auch mit  Ihrer Frak­
tion. und jetzt so llte man einmal anfangen,  
jetzt sol lte man aus den Erfahrungen lernen. 
Dann gibt es eigentlich keinen E inwand und 
keine Bedenken, daß man sich nach einem, 
zwei oder d rei  Jahren, je nachdem, was man 
als notwendigen Zeitraum erachtet, wieder 
zusammensetzt und sagt: Welche weiteren 
Verbesserungen sol lte man vorneh men? So 
sol lte man dieses Gesetz sehen .  Daß die Frei­
heitlichen n icht mitgehen, ist mir verständ­
l ich. Ich habe jetzt versucht, Ihnen zu erklä­
ren,  warum, und ich hoffe, ich habe Erfolg. 
Beim nächstenmal sollten Sie mit dabeisein .  
I n  diesem Sinne, meine sehr geehrten Damen 
u nd Herren ,  Hoher Bundesrat. danke ich für 
Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei SPÖ und 
Bundesräten der Ö VP. )  IO.JJ 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich 
weiters Herr Bundesrat Albrecht Konecny. 
Ich ertei le es ihm. 

IV.33 

Bundesrat Albrecht Konecny (SPÖ, Wien) :  
Herr Präsident! Herr  Bundesmin ister !  Meine 
Damen und Herren!  Es hat Phasen in der 
heutigen Debatte gegeben, die mir sehr weit 
abgehoben von den Realitäten d ieses Landes, 
aber auch von den Real itäten des öffentli­
c hen Dienstes erschienen sind. 

Um ein paar Ansatzpun kte dafür zu geben: 
Gehen wir doch einmal davon aus. daß wir 
in verschiedenen zei tl ichen P hasen sehr ver­
schiedene Andrangziffern zum öffentlichen 
Dienst hatten. Eine gesetzliche Regelung, die 
wir treffen, sollte ja nicht unterstel len, daß 
der öffentliche Dienst pausenlos unter unge­
heurem Nachfragedruck steht. S ie haben alle 
Jahre miterlebt. nicht d ie a l lerletzten .  aber 
die Jahre der Hochkonjunktur, in denen es 
der öffentl iche Dienst sehr schwer gehabt 

hat, se ine Dienstposten an Mann und Frau 
zu bringen,  und es keine Frage der Interven­
tion, de r parteipolitischen Protektion war, ob 
jemand in den öffentlichen Dienst gekommen 
ist. sondern letztl ich eine der Bereitschaft. 

Wenn wir uns das ein b ißchen vergegen­
wärtigen.  kommen wir zur nächsten Feststel­
lung. Es ist ja nicht so - die Regierungspar­
te ien können das auch nicht so sehen - ,  daß 
nun mit d iesem Gesetzesbesch luß des Natio­
nalrates gewissermaßen die Objektivität er­
funden wird. Natürl ich nicht in einer einheit­
l ichen Form, nicht in  einer gesetzlichen 
Form, aber i n  der P raxis hat es ja i m  E igen­
interesse der öffentlichen Verwaltung in  Tei l­
bereichen Punktesysteme gegeben, Bewer­
tungsmaßstäbe. Den n  natürl ich hat das Ress­
ort, der öffentliche D ienst insgesamt, Interes­
se daran, zu qual ifizierten Mitarbeitern zu 
kommen. Es hat Phasen gegeben, in denen es 
sehr schwer war, zu qualifizierten M itarbei­
tern zu kommen. ( Vizepräsident 
5 t r u t z e n  b e r g  e r übernimmt den Vor­
sitz. ) 

Wir sind in einer dynamischen und leben­
d igen Entwicklung begriffen ,  die sicherlich 
nicht nur zu einem Mehr an Objektivität -
ein Wort, das bei al ler Popular ität doch sehr 
relativ zu betrachten ist - . sondern vor al­
lem zu einem Mehr an Transparenz füh rt .  

Die Wertung, welche spezifische Qualifika­
tion nun höher einzuschätzen ist, eine techni­
sche Fertigkeit oder ein erkennbar seh r  posi­
t ives Charakterbild des Bewerbers, das ist et­
was, worüber man lange diskutieren kann. 
was man versuchen kann ,  in  Punktesysteme 
und Bewertungen gegeneinander zu stellen, 
was aber letztlich Meinungssache bLeiben 
wird,  und zwar nicht aus politischen Grün­
den, sondern aus ganz allgemein menschli­
chen Gründen .  

Aber daß es  Listen gibt, in  denen man 
nachschauen kann, daß es ein gewisses Maß 
an begleitender Kontrolle gibt, die natürl ich 
jetzt auch dort. wo sie etwas kritisiert, wo sie 
etwas anders sieht als der entscheidende Mi­
nister, letztlich in  einer öffentl ichen D iskus­
sion münden wird, das sind die Entwick lun­
gen ,  die wir positiv sehen. 

Es ist ja n icht so , daß da unter der Decke 
etwas gehandhabt werden sol l ,  sondern es 
geht darum, daß sich die Besetzung - zu­
nächst einmaL die Aufnahme in den B undes­
d ienst und dann die Besetzu ng von Funktio-
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nen - in e inem Klima vol lzieht, wo d ie 
Bewerber und die mit ihnen verbundene Öf­
fentl ich keit mit Recht das Gefüh l  haben, daß 
fa ir vorgegangen wird, daß es e ine Kontro l le 
gibt, da ß es notfalls auch einmal eine öffent­
l iche Diskussion darüber gibt, in der die Kri­
ter ien, die zu e iner best immten Entscheidung 
geführt haben,  offengelegt werden . 

N icht jede r  wird jedes Kriterium akzeptie­
ren,  Ganz k lar. Aber ein Kriterium, das in 
sich eine Berechtigung hat, wird, auch wenn 
es  von e inem nicht erfolgreichen Bewerber 
nicht akzeptiert wird, jedenfal ls zum öffentli­
chen Klima e ine Menge beitragen können. 

Wir sol lten auch n icht so tun - ich sage 
das noch e in mal - ,  als ob der öffentliche 
Dienst im A ugenbl ick nur aus Menschen be­
stünde, die überhaupt nichts können und 
ausschl ießl ich dort sitzen, we i l  sie viele Jahre 
h indurch best immte Beitragsmarken e iner 
pol it ischen Partei in  untersc hiedl ich gefärbte 
B üchlein gek lebt haben.  

Jeder von uns, der mit der öffentlichen 
Verwaltung zu tun hat - er  hat auch einen 
"Aha! -Fall" -, weiß ,  welches Maß an Kom­
petenz und Qualifikation, welches Maß an 
Engagement da ist. Als nicht Betroffener, als 
nicht im öffentlichen Dienst Stehender tue 
ich mich le ichter, so lche Worte auszuspre­
chen,  als andere Sprecher, bei denen der 
Verdacht des E igenlobes sicherlich ein b iß­
ehen beinhaltet ist. 

Lassen S ie mich das wirkl ich vom Stand­
punkt dessen ,  der als Konsument der öffent­
l ichen Verwaltung und ih ren Bediensteten 
gegenübertritt ,  so formulieren: Es ist ja in 
Wirkl ichkeit  n icht so, daß wir die Beamten, 
d ie öffentl ich Bediensteten, die wir haben, 
irge ndwo in Kellergeschoße n  verstecken 
m ü ßten, wei l  jetzt endlich diejenigen kom­
men, die nac h  Kriterien aufgenommen wer­
den,  zu denen man sich bekennen kann .  
Nein ,  so  ist e s  wah rlich nicht! 

Das ist ein Schritt, e in vernünftiger Sch ritt, 
auch ein Sch ritt, um ein besseres Klima zu 
erzielen. Aber wer sagt: Das ist überhaupt 
ein neuer Anfang !,  beleidigt al l  jene, d ie nach 
den bisherigen gesetzl ichen Regelunge n in 
den öffent l ichen D ienst hineingekommen 
sind. 

Ich möchte noch etwas sagen. Hier ist von 
der Frau Generalsekretär in der FPÖ vom 
absoluten U nverständnis dafür, was d ie Ge-

werkschaften in den Kommissionen verloren 
haben, gesprochen worden.  Diese FOl'mulie­
rung ist etwas, was mir n icht  nur subjektiv 
weh tut, sondern was schon auch etwas ver­
rät. Das ist schon eine seh r  wegwerfende 
Bemerkung. 

Ich glaube, daß die Kommissionen etwas 
durch die Mitwirkung der Gewerkschaften zu 
gewinnen haben. Denn die Gewerkschaften 
bringen einen gruppen- oder standesspezifi­
schen Standpunkt u nd auch Kriterien der Be­
rufsgru ppe ein, um die es geht, aber nicht 
aus der notwendigerweise und vernünftiger­
weise engeren Sicht  der jeweil igen Personal­
vertretung. Mir  erscheint es s innvol l ,  sozusa­
gen den e ngen Standpunkt e iner spezifisc hen 
Personalvertretung m it den gewissermaßen 
standespolitischen Kriterien der  Gewerkschaft 
zu kombin ieren, wenn wir eine Vertretu ng 
der Dienstnehmerseite in d iesem Bere ic h  in  
den Kommissionen haben. 

Lassen S ie mich noch eine Bemerkung an­
schl ießen: Sicherl ich - der Herr Bundesmi­
n ister hat das ja angedeutet - ist das keine 
abschließende und für alle Zukunft undisku­
tierbare Lgsung für einen Fragenkomplex, an 
dem die Offentlichkeit zweifel los großes In ­
teresse n immt.  Da  kann eine Entwicklung im 
F luß bleiben. Es ist wirklich nicht undenk­
bar, Kom missionen auch anders oder erwei­
tert zusammenzusetzen. 

Aber ich glaube, wir sollten uns h ie r  davor 
h üten ,  einer Mystifi kation nachzugeben. Wir  
sol lten uns davor h üten, nun e ine spezifische 
G ruppe - seien es auch d ie Richter - ge­
wissermaßen zu jenen zu erklären, die durch 
e ine allfäll ige Präsenz e ine solche Kom mis­
sion "adeln" . D iese Kommissionen werden in 
der Realität davon leben, wie ernst sie ihre 
Aufgaben nehmen, wie sehr  sie bereit sind, 
dann ihre Rügen auszusprechen, wenn ihren 
Vorschlägen nicht gefolgt wird,  und nicht da­
von ,  daß da jemand d rinsitzt, der, m it e inem 
"Heil igenschein" versehen, dem Ganzen eine 
andere Qualität geben sol l .  

Wir haben mit  d iesem Gesetzesbeschlu ß 
des Nationalrates e ine Stufe auf e iner ver­
mutlich noch langen Leiter zurückgelegt. Da 
wird - und ich sage es ncoh einmal - für 
ein gewisses zusätzl iches Maß an Objektivität 
gesorgt, o hne daß damit unterstellt werden 
sol l ,  das a l les hätte es bisher n icht gegeben .  
D a  wird f ü r  e inen Schritt h inein in d i e  Öf­
fentlichkeit gesorgt, der sicherlich notwendig 
ist. Und da wird auch dafür gesorgt, daß der 
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einze lne Bewerber ,  der sozusagen nicht so 
eng mit dem Bundesd ienst "verbande lt" ist. 
überhaupt einmal eine Chance bekommt. 
Denn ich halte d ie Mittei lung, so fOl'mali­
stisch sie erscheinen mag, daß e ine bestimmte 
Anzahl von Dienstposten bestimmter Art im 
nächsten Jahr oder i m  laufenden Jahr zur  
Vergabe kommt, für  etwas sehr Wesentliches. 
Wer n icht mit dem Bundesdienst zu tun hat. 
wer nicht sozusagen aus dem Betrieb heraus 
auf gewisse Vakanzen, auf gewisse Möglich­
keiten aufmerksam gemacht wird, für de n ist 
weder die Zah l  der mehr als 20 000 jährl ich 
zu besetzenden Posten etwas, was e r  im Hin­
terkopf hat, noch konkrete in  seinem Fach 
l iegende Berufschancen in  se inem Bundes­
land. 

Ich erwarte mir gerade von d ieser Verlaut­
barung, von d ieser Bekanntmachung seh r  
viel ,  nämlich auch , daß G ruppen der Bevöl­
kerung, die wenig Zugang zum öffentl ichen 
Dienst gefunden haben,  zumindest einmal 
eine Information als Voraussetzung für e ine 
Bewe.rbung erhalten. Al l  das bringt mich zu 
der Uberzeugung, daß es gute Gründe gibt 
und auch für die Opposition gäbe, einem 
solchen Schr itt, keiner abschl ießenden Lö­
sung, die alles andere unmöglich macht, die 
Zust immung zu geben. 

Ich glaube - der Herr Bundesmi nister hat 
das gesagt - ,  der Grund dafür,  daß d ie Op­
position h ier  abse its steht, ist nicht, daß nicht  
m it ihr  geredet wurde - d ie Gesp räche wa­
ren lang gen ug. Es gibt n icht den Grund, daß 
d ieses Gesetz so fürc hterlich ist u nd nichts 
zur Objektivität beiträgt, sondern es gibt ge­
nau das, was der Herr B undesminister gesagt 
hat: D ie FPÖ - und ich verstehe das auch 
- wil l  sich halt e ine gar n icht so e rfolglose 
Argumentationsl in ie nicht dadurch aus der 
Hand sch lagen lassen,  daß sie s ich nun einer 
Neuregelung durch ihre Zust immung an­
sch l ie ßt .  

Wir können das hier sagen ,  und wir wer­
den es sagen ,  wir werden es auch draußen  
sagen :  W ieweit sich unsere Landsleute auf die 
Dauer " Bärentäler" aufbinden lassen ,  wird 
sich herausstel len. (Beifall bei SPÖ und 
Ö VP. ) l O.45 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächstem erteile ich Herrn Bundesrat D r. 
Str imitzer das Wort. 

//1.45 

Bundesrat Dr .  Martin Strimitzer (ÖVP, 
Ti rol) :  Herr P räsident!  Herr Bundesminister !  
Hohes Haus ! Meine Damen und Herren !  Las­
sen S ie mich am Begin n  meiner Ausführun­
gen zunächst e inmal mit  einem. wie ich mei­
ne, groben Irrtum einerse its und mit einer 
groben Verdrehung von Tatsachen anderer­
seits aufräumen .  

E s  m u ß  j a  e i n  Irrtum se in,  meine Damen 
und Herren von der Sozialistischen Partei ,  
wen n  S ie hier mei nen, S ie seien d i e  Erfinder 
des Objektivierungsgesetzes, wie das Aus­
schre ibungsgesetz 1 989 auch heißt. Und ich 
wage d ie Aussage, Frau Generalsekretär 
Sch midt: Es ist eine bewußte Verdrehung 
von Tatsachen,  wenn von der Fre iheitl ichen 
Partei vorgebracht wird, sie sei stets für eine 
objektive Besetzung im öffentlichen Dienst 
eingetreten.  

Als nämlich die Freihe itliche Parte i  - ich 
glaube, es ist heute ohnehin schon von e ine m  
Vorredner angeklungen - noch in  der Re­
gierung saß - bitte ein Umstand,  den , und 
das muß man ihm zubil l igen , Ihr Parteiob­
mann derzeit gesch ickt zu versch le iern ver­
sucht, daß näml ich d ie Freiheitl iche Partei 
durch Jahre in der Regierung gesessen ist 
(Bundesrat lng. N i g l: Er wird schOll wissen, 
warum!) - , da ist i m  Gegente i l  in den von 
ihr verwalteten Ressorts auf geradezu scham­
lose Art und Weise partei l iche Personalpol i ­
tik betrieben worden. Lassen Sie mich das 
ganz k lar festhalten. (BeifaLL bei der Ö V P. ) 

Diese Ihre schamlose Personalpolit ik ist es 
I);äml ich  nicht zu letzt gewesen, welche die 
Osterreichische Volkspartei in den Zeiten, in 
denen sie in O pposit ion war,  und vor al lem 
auch i m  Wahlkampf - Sie wissen das - zu 
den Nationalratswahlen 1 986 dazu bewogen 
hat. d ie Verabschiedung eines Objektivie­
rungsgesetzes zu  fordern . Ich darf Sie diesbe­
züglich an d ie vielfältigsten Init iativen von 
ÖVP-Abgeordneten, etwa des jetzigen Vo lks­
anwaltes Koh lmaier, des Kollegen Heinzinger 
und auch des Kollegen Dr. Ettmayer,  erin­
nern, die in Gesetzesinitiativen,  Entschl ie­
ßungsanträgen ,  schriftl ichen und mündlichen 
Anfragen imme r  wieder auf unobjektive, 
nach partei politischen Gesichtspunkten der 
damal igen Regierungsparteien ausgerichtete 
Postenbesetzungen hingewiesen und Abh ilfe 
gefordert haben.  Wundesrätin Dr. 
S c h m i d t: D ie Zahl der Anträge VOll UIlS 
ist dieseLbe!) 
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Ja, meine Damen und Herren von der So­
zial istischen Partei ,  ich kann auch I hre Parte i 
nicht von dem Vorwurf freisprechen,  bei der 
Postenbesetzung nicht immer den Beste n, 
sondern häufig den oder die Ihnen politisch 
Genehmen protegiert zu haben.  Ich möchte 
mich über das Thema gar nicht so sehr ver­
breiten, ich habe gar nicht die Absicht gehabt 
- ich sage es ganz offen - ,  mich darin wei ß 
Gott wie zu vertiefen .  ( Zwischenrufe bei der 
SPÖ . - Bundesrat lng. N i g L: Der Kollege 
Strimitzer will hier einen Haiden- Wirbel ver­
meiden.' Bundesminister Dr. 
L ö s  c h n a k: Und er weiß, �t'arum.' ) Rich­
tig, das g ibt  mir ein Stichwort, Kol lege Nigl, 
ich danke dir  herzlich für dieses Hölzel ,  das 
du mir zugeworfen hast. 

Da Kol lege Strutzenberger hier gemeint 
hat, mit Lanzen und Speeren auf die Öster­
reichische Volkspartei werfen zu müssen, 
kann ich mir doch einige Bemerkungen nicht 
verkneifen.  

Ich erinnere nur - danke, Herr Kol lege 
N igl - an die Debatten,  die wir auch im 
Bundesrat über die Wil lkür  - darf ich das 
ganz offen so nennen - ,  die wir im Reiche 
Haiden vorgefunden haben, gefüh rt haben.  
Und auc h  deswegen hat ja die ÖVP wirklich 
darauf gedrängt, daß bei der Bi ldung der 
Koalitionsregierung nach den Nat ionalrats­
wahlen 1 986 diese Dinge im Arbeitsüberein­
kommen i hren Niederschlag gefunden haben .  
Denn niemand, glaube ich,  wird bestreiten 
können, daß die Österreichische Volkspartei 
es gewesen ist , die darauf bestanden hat, daß 
in das Arbeitsübereinkommen der Passus auf­
genommen wurde - ich darf ihn I hnen kurz 
vorlesen - :  

"Es s ind weitere Schritte zur Objektivie­
rung bei der Einstel lung ,  bei der Beförde­
rung und bei der Vergabe leitender Funktio­
nen zu prüfen. Für Aufnahmen und Beförde­
rungen sol len für die einzelnen Verwaltungs­
bereiche einheit l iche Kriterien erarbeitet 
werden .  Bei Ausschreibungen ist im Sinn der 
vorstehenden Grundsätze e ine intensivere Be­
dachtnahme auf die Qualifikation . . , " 
(Bundesrätin Dr. S c  h m i d t: Warum ma­
chen Sie es dann nicht?) Frau Kollegin 
Schmidt, ich komme auf das, was Sie hier an 
diesem Rednerpult gesagt haben, noch zu 
sprechen und werde auf die Argumente, die 
Sie hier gegen d ie mögliche Objektivierung 
vorgebracht haben ,  noch eingehen.  (Bundes­
rat Mag. Helmuth W e i s s: Bille Fakten, kei­
ne Unterste Li unge n.' ) 

Meine Damen und Herren! Aber auch 
noch geraume Zeit nach Bi ldung der Koal i ­
tionsregierung ist  in dieser Angelegenheit 
nichts weitergegangen, und Kollege Ettmayer 
hat auch noch 1 987/ 1 988 u ngute D inge sehr 
konkret im Ressort des Herrn Exmin isters 
Blecha gefunden .  Ich wil l  mich darin wirklich 
nicht vertiefen, kann mir aber nicht verknei­
fen ,  doch ein paar Dinge auch zahlenmäßig 
hier auf den Tisch zu legen .  

So ist beispielsweise in N iederösterreich 
ich erwähne dies nur, we i l  heute dieses B un­
desland mehrfach angesprochen worden ist 
- von Bundesminister B lecha bei Neuauf­
nahmen so vorgegangen worden, daß 43 von 
49 Kandidaten m it Ministerweisung einge­
stel lt worden sind , obwoh l  die P rüfungser­
gebnisse dieser 43 schlechter gewesen sind als 
die anderer Kandidaten. 

In  der Steiermark h:lt der Innenminister in 
12 Fäl len die Reihung des Landesgendarme­
riekommandos bei der Besetzung von Leiter­
posten durch Weisung umgestoßen. Ich sage 
jetzt dem Herrn Bundesminister sicher n ichts 
Neues, da ja d iese Dinge im Nationalrat seh r  
klar zur Sprache gekommen sind. 

Und aus all diesen Grü nden ist über Initia­
tive - ich kann einfach nicht umhin,  diesen 
Umstand nun h ier betont zu deponieren -
unseres Kollegen, des Generalsekretärs der 
ÖVP Kukacka - ich hätte es gerne heute 
auch in seiner Gegenwart h ier  lobend er­
wähnt - das im Bundesminister ium für Lan­
desverteidigung von Minister Dr. Lichal 
schon bald nach seinem Amtsantritt einge­
führte Objektivierungsverfahren in allen 
ÖVP-Ressorts verwirklicht worden .  (Bundes­
rat S c  h a c h  n e r: Nur wahr ist es nicht!) 

Es hat sich zwar Herr Kollege Strutzenber­
ger auch in seiner Eigenschaft als Vizepräsi­
dent des Bundesrates in e iner Presseaussen­
dung redlich bemüht, d iese Objektivierungs­
kommissionen als Feigenblatt für eine 
ÖVP-Parteibuchwirtschaft zu bezeichnen, 
aber ich möchte doch seh r  klar und nüchtern 
auch zu seinem Vorbringen hier folgendes 
festhalten dürfen: Herr Vizepräsident und 
Kollege Strutzenberger ! Wir wären froh ge­
wesen, wenn wir in den sozialistisch domi­
nierten Ressorts das gleiche Mitreden gehabt 
hätten wie Ihre Vertreter in unseren Ressorts. 
(Bundesräcin H a s e  l b a c h: Das sagen Sie 
doch wider besseres Wissen, Herr Kollege!) 
U nd wenn Sie,  Herr Kollege Strutzenberger,  
ganz offensichtlich im Sinne eines Ausweich-
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manövers, denn bei dem vorliegenden Gesetz 
geht  es um e in Bundesgesetz, auf Ihrer Mei­
nung nach unbefriedigende Vorgänge in den 
Ländern hi ngewiesen haben , dann darf ich 
mich hier schlicht und einfach auf den Hin­
weis beschränken , daß es bereits in einer 
Rei he von ÖVP-dominierten Bundesländern 
Objektivieru ngskom missionen gibt. (Zwi­
scJzenruf der Bundesrätin C r e p a z. ) 

I nteressanterweise habe ich bis auf den 
Hinweis des Herrn Kol legen Wei ß heute im 
Zusammenhang mit Wien noc h nie von ei­
nem Personalbe irat in  den sozialist isc h domi­
n ierten Bundesländern gehört, wobei wir alle 
m ite inander meinen, wünschen und hoffen, 
daß dieses Bundesgesetz. das heute von uns 
unbeeinsprucht bleiben wird,  natürl ich auch 
Signalwirkung für jene Bundesländer haben 
wird, in denen derartige Kommissionen noch 
nicht install iert sind. 

Wenn Sie aber. Herr Kollege Strutzenber­
ger, ge meint haben,  es hätte in ÖVP-Ressorts 
sogar organisatorische Veränderungen gege­
ben ( Zwischenrufe bei der SPÖ I - lassen Sie 
m ich ausreden - ,  um ÖVP-Anhänger an 
verantwortliche Stel len zu hieven, dann muß 
ich sagen ,  se ien Sie mir nicht ungehalten,  
wenn ich dann I hre Erinnerung vielleicht an 
die Machtübernahme der Sozial istischen Par­
tei zu Anfang der siebziger Jahre lenke und 
festhalte: Damals hat ja Ihre Fraktion reihen­
weise in fast allen Ressorts neue Gruppen 
und Sektionen geschaffen, um Kollegen aus 
Ihren Rei hen mit Führungsaufgaben zu be­
trauen. Da sind Gruppen und Sektionen ge­
schaffen worden, d ie sich vielfach heute noch 
als wil lkürl iche Eingriffe in d ie Behördenor­
ganisation erweisen.  

Meine Damen und Herren! Genug jetzt des 
weiteren Hickhack.  (Bundesrat 
S c h a c h  n e r: Nicht Sie H/erden bestimmen, 
wann das Hickhack zurückgeht.' Reden wir 
über Tirot!) Seien S ie mir bitte n icht unge­
halten, daß ich den Standpunkt unserer Par­
tei in einer doch sehr  k laren Art und Weise 
zum Ausdruck gebracht habe , und zwar des­
halb, we i l  Sie ja auch n icht gerade sehr zim­
perl ich mit uns umgegangen sind.  (Bundesrat 
S c h a c h  n e r: Herr Kollege.' Bald sehen 
Sie nichts mehr, weil Ihnen die Butter, die Sie 
am Kopf haben, über das Gesiche heruncer­
rinnt.') 

Herr Kol lege Schachner !  Sie können versi­
chert sein ,  daß mir bei diesem Thema der 
Faden durchaus nicht ausgehen würde, ich 

wäre durc haus imstande. auf d ieser Ebene 
weiterzureden.  Nur glaube ic h ,  wir sollten 
auch zu e inem Ende kom men .  Wir haben 
andere Punkte auch noch .  Ich möchte mich 
sch l ießl ich auch mit dem Inhalt des Gesetzes 
beschäftigen .  

I ch  möchte auch Ihnen. Herr Bundesmini­
ster Löschnak, nun keinesfalls den guten Wil­
len absprechen, schon früher um eine Erfü l­
lung des von mir zitierten Auftrages laut 
Arbeitsübere inkommen bemüht gewesen zu 
se in .  Aber es ist e infach ein Faktum.  daß 
Mock ,  Lichal, Kukacka und d ie ÖVP insge­
samt Antriebsmotor für die nunmehr vorlie­
gende Lösung gewesen sind. Jede andere 
Darstellung, meine Damen und Herren,  wäre 
mit  den Fakten nicht vereinbar. (Bundesrälin 
Dr. S c h m i d t: Wie in Niederösterreich.') 

Ich stehe gar n icht an. Herr Bundesmini­
ster,  Ihnen auch dafür zu danken, daß Sie 
sich in dem vorliegenden Gesetzesbesch luß 
des Nationalrates über e in  Ausschreibungsge­
setz 1 989 auch um eine Lösung bemüht ha­
ben ,  die dem von uns angestrebten Ziel -
und ich sage dieses Wort jetzt sehr betont 
weitgehend entspricht. 

Ob sich diese Lösungen in  concreto in der 
Praxis bewähren werden, das wird d ie Zu­
kunft sicher noch zeigen. Sol lte das Gesetz 
d ie Bewährungsprobe nicht bestehen - und 
damit glaube ich einen Tei l  der Antwort auch 
Ihnen schon geben zu können - ,  dann müß­
te es sicher weiter geändert, verbessert und 
verschärft werden.  

Denn es ist  ja keine Frage, meine Damen 
und Herren ,  und in diesem Punkte, glaube 
ich, gibt es völlige Übereinst immung in  die­
sem Hohen Hause, daß es die Bevölkerung 
wirkl ich satt hat, immer wieder von Posten­
besetzungen im öffentl ichen Dienst zu hören, 
bei denen es n icht mit rechten Dingen zuge­
gangen sein  sol l .  Ich bin sogar überzeugt 
davon,  daß ein Tei l  der sogenannten Politik­
verdrossenheit mit d ieser Materie zu tun hat. 

Manche Leute, und zwar interessanterweise 
sogar auch solche, die es in der Hand gehabt 
hätten, schon früher für Änderungen zu sor­
gen ,  haben sogar davon gesprochen, da ß sie 
die Dinge ankotzten. 

Die Öffentlichkeit will jedenfal ls, daß die 
Bestimmungen des Artikels 3 des Staats­
grundg�setzes, d ie da lauten ,  daß die öffentli­
chen Amter allen Staatsbürgern gleich zu-
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gänglich sind, ohne Wenn und Aber Wirk­
l ichkeit werden. 

Der Zugang zum öffentlichen Dienst muß 
jedermann offenstehen .  Ich stehe daher auch 
gar nicht an  zu sagen,  es gehört auch der 
Vorwurf beseitigt - Herr Kollege Konecny 
hat nach meiner Auffassung in diesem Zu­
sammenhang ja sehr  zutreffende Aussagen 
getroffen - ,  daß immer nur d ie Söhne und 
Töc hter von Sektionchefs, Hof-, Ministerial­
räten und dergleichen oder von Kontrol l in­
spektoren und so fort. wieder Beamte wer­
den. 

Jedem Staatsbürger m üssen d ie gleichen 
Chancen für die Aufnahme in den öffentli­
c hen Dienst e ingeräumt werden .  Jeder Beam­
te, jeder öffentlich Bedienstete, der die ent-
sprechenden Qualifikationen besitzt 
Grundlage dürfen nur seine Befähigung und 
seine Leistung sein - .  muß d ie gleiche 
Chance haben, einen ausgeschriebenen höhe­
ren Posten erkl immen zu können. 

Dem wird Rechnung getragen durch d ie 
Transparenz - der Herr Bundesminister hat 
darauf hingewiesen, ebenso Herr Kollege Ko­
necny - beziehungsweise Offenlegung der 
freien Posten aufgrund von Ausschreibungen 
durch die Anonymisierung des Aufnahmever­
fah rens mit Eignungsprüfung und überpartei­
licher beziehungsweise unpartei ischer, wei l  
n icht  monocolor ausgerichteter Begutach­
tungskommission und d urch d ie Pflicht des 
Ressortchefs - ich glaube , heute ist davon 
noch nicht gesprochen worden - ,  vom Gut­
achten der Kommission abweichende Bestel ­
lungen zu begründen .  Es  ist das e in  nicht 
hoch genug einzuschätzender U mstand . D ie­
sen Umstand, Frau Kollegin D1'. Schmidt, 
möchte ich Ihnen sehr  gerne nahebringen.  

Bleibt fre i l ich abzuwarten, wie sich die 
Aufnahme der Kandidaten in eine Bewerber­
l iste auf ein a l lenfalls bestehendes Dienstver­
hältnis auswirken und welcher vertretbare 
oder nichtvertretbare Verwaltungsaufwand 
sich aus der Vollziehung dieses Gesetzes er­
geben wird. Der Herr Bundesminister hat zu 
Recht darauf hingewiesen.  daß ein Verwal­
tungsaufwand für ein Verfahren, wie Sie es 
h ier  vorgesch lagen haben, von vorneherein 
kaum akzeptabel gewesen wäre. 

Ich wage freilich auch zu behaupten: Mit 
d iesem Gesetz sind Verwaltung, Gewerk­
schaft und Personalvertretung gefordert. Sie 
werden d ieser Herausforderung vor allem 

dann entsprechen können, wenn für d ie Her­
anbildung des Nachwuc hses für das österrei­
chische Berufsbeamtentum. das sich ja -
nehmt al les nur in  allem, und ich bin Ihnen, 
Herr Kollege Konecny, sehr dankbar für Ihre 
Aussagen,  weil gerade Sie sich als Nichtbeam­
ter den objektiven Blick in diesem Zusam­
menhang bewahrt haben - durch die Jahr­
h underte herauf durch Qualität auszeichnet, 
die besten Leute in die Kommissionen ent­
sendet werden.  

Ich wiederhole das a ls  Gewerkschafter und 
früherer langjähriger Personalvertreter: Auch 
seitens der Berufsvertretungen wird eine ent­
sprechende Beac htung der Qualität erforder­
l ich sein .  

Der Meinung aus freiheitlichen Kreisen 
darf ich entgegenhalten - der Meinung näm­
l ich, daß Gewerkschaft und Personalvertre­
tung allein die Objektivität keinesfalls garan­
tieren würden -, daß niemand besser als 
Personalvertretung und Gewerkschaft auf­
grund ihrer Sachkunde, ihrer Rechtskunde 
und i hrer Berufserfahrung als Kontrollorgan 
prädestiniert ist. Hier geht es ja darum, daß 
e ine Kontrol l institution eingerichtet wird, die 
in  den Objektivierungs- beziehungsweise 
Ausschreibungskommissionen tätig ist. 

Ich darf sagen, wei l  Sie Ihrer humorvol len 
Seite Ausdruck verliehen haben, als ich ge­
meint habe, daß es bei den Personalvertre­
tungswah le n  ja nun sehr vordergründig auch 
um die Q ualität der Personalvertreter und 
weniger um die po l itische Seite ginge: Natür­
l ich haben die Perso nalvertreter u nd die Ge­
werkschafter auch e ine politische Meinung, ja 
sie sind zum Tei l  sogar Funktionäre - wer 
wollte das bestreiten? - von polit ischen Par­
teien. Aber das scheint mir, meine Damen 
und Herren, weder eine Schande zu sein 
noch e in Hindernis dafür .  daß die Personal­
vertretungsorgane ja  bestrebt sein müssen -
schon aus eigenem Interesse, aber auch i m  
Interesse der Wahrung des Ansehens der 
Kollegenschaft, im Interesse der Effizienz 
und Leistungsfähigkeit -, wirkl ich  nur quali­
tätsvol le Aufnahmebewerber zum Zug kom­
men zu lassen,  umsomehr - das darf ich 
wiederholen - als durch die Bestimmungen 
des § 22 a des vorliegenden Gesetzesbesch lus­
ses und des Personalvertretungsgesetzes ge­
nügend gegenseitige Kontrol lmöglichkeiten 
gegeben sind. 

Noch etwas möchte ich nicht versäumen, 
hier  zu sagen: Die Effizienz d ieses Gesetzes 
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wird natürlich sehr stark davon abhängen ,  
wie d ie Durchführungsverordnung der Bun­
desregierung zur Durchführung der Aufnah­
metests gestaltet werden wird. Darauf. Herr 
Kol lege Strutzenberger, beziehen sich vor al­
lem d ie Bedenken mancher Perso nal vertreter 
aus dem Bereich des ÖAAB beziehungsweise 
der FCG. Da ist d ie Bundesregierung wirk­
lich gefordert, und man wird auch Bedacht 
nehmen müssen auf die Wah rung der Ano­
nym ität. wen n  etwa die Aufnahmetests nicht  
an der Verwaltungsakademie abgehalten wer­
den, sondern zur Unterbehörde verlagert 
werden. 

Meine Damen und Herren ! Weil ich aber 
vom österreich ischen Berufsbeamtentum be­
reits gesprochen habe, möchte ich heute und 
hier, Hoher Bundesrat, keinen Zweifel daran 
lassen ,  daß d ie Österre ichische Volkspartei 
grundsätzl ich keiner weiteren Aushöhlung 
des Berufsbeamtentums in der Weise. daß 
gemä ß § 9 des Bundesministeriehgesetzes 
etwa noch wesentliche andere hohe Funktio­
nen der Verwaltung durch nicht aus dem 
Beamtenstand kommende Personen besetzt 
werde n,  zustimmen wird .  

I ch  habe überhaupt nichts gegen Manager ,  
umsomeh r  als  Kollegin Dr. Bassetti Funktio­
närin eines sehr angesehenen Management­
clubs ist, und ich unerhört viele wertvol le 
Persönl ic hkeiten aus d iesem Bereich persön­
l ich  kennenlernen durfte. Also n ichts gegen 
Manager! Aber b itte, es haben ja auch schon 
viele Manager versagt, ich brauche Ihnen hier 
d ie Bereiche nicht zu nennen, wo das ek la­
tant passiert ist. Andererseits aber haben ge­
nügend Beamte . .  , (Bundesrat K ö p f: Ei­
nem Hofrat kann das nie passieren.') 

Herr Kollege, ich wol lte gerade etwas sa­
gen , was dem E inwand begegnen könnte, den 
Sie eben vorgebracht haben. Es gibt genü­
gend Beamte, die unter Beweis gestellt ha­
ben, daß sie über durchaus ausreichende Ma­
nagementqual itäten verfügen. 

Ich glaube einfach,  daß ein loyales, unab­
hängiges, und zwar unabhängig von der poli­
tischen Landschaft (Bundesrat K ö p f: Ö VP.') 
nur dem Gesetz verpflichtetes Berufsbeam ­
tentum ein z u  hohes Gut ist , als daß es 
ständig dem Exerzierfeld dauernden Experi­
mentierens ausgesetzt wird. 

Mit diesen Ausführungen - das möchte 
ich zur  Vermeidung von Mi ßverständnissen 
sagen - will ich in keiner Weise d ie Quali tä-

ten der derzeit im Amte befindlichen Orga­
ne. d ie gemä ß § 9 des Bundesmin isterienge­
setzes beste llt wurden ,  in  irgendeiner Weise 
in Zweifel gezogen haben .  

Meine Damen und Herren, ich komme 
zum Schluß!  

Wenn diese Bundesregierung auch d ie 
Punkte berücksichtigt, d ie der Verfassungs­
ausschuß des Nationalrates im Z usammen­
hang m it der Notwendigkeit der Schaffung 
analoger Regelungen im Bereich der Bundes­
bahnen, der Mitwirkung der ZentralstelIen an 
der Auswertung der Aufnahmetests und der 
Chancengleichheit für d ie Frauen festgelegt 
hat, dann glaube ich, daß dieses Gesetz einen 
guten Anfang einer neuen E ntwicklung des 
öffentlichen Dienstes in Österre ich darstellt. 

Ich bedaure, daß der Herr Bundesminister 
Löschnak bereits den Raum verlassen hat, ich 
möchte aber doch für Zwecke des Protokol ls 
noch folgendes gerne ergänzend festhalten: 
Ich fühle mich verpfl ichtet, hier namens des 
Herrn Vizepräsidenten Prof. Schambeck, 
aber auch namens der ÖVP-Fraktion folgen ­
des festzustellen: 

Herr Bundesminister Dr. Löschnak.  der 
heute das letzte Mal in seiner Eigenschaft als 
Kanzleramtsmin ister h ier anwesend gewesen 
ist, hat wirkl ich hervorragende Beiträge zum 
Fortschritt des Föderalismus in Österreich 
gel iefert, und d iese Beiträge des Herrn Bun­
desminister verdienen auch den Dank meiner 
Fraktion.  (Beifall bei der Ö VP. ) 

Wir anerkennen mit gro ßer Hochachtung, 
daß die letzten Verfassungsgesetz-Novellen, 
mit denen weitere Verbesserungen auc h für 
den Bundesrat erreicht worden sind, doch 
auch seinen Beiträgen und sei ner Zustim­
mung mit zu verdanken sind. 

Wir möchten ihm aber auch danken für 
die Aufgeschlossenheit, mit der er  an die 
Erfül lung der Wünsche im Sinne der Länder­
fo rderungskataloge, und zwar schon vor der 
Zeit des E intrittes der Österreich ischen 
Volkspartei in  d iese Bundesregierung, heran­
gegangen ist. 

Minister Löschnak ist immer e in angeneh­
mer Ansprechpartner gewesen ,  und mit dem 
Dank, den ich hiemit gerne zum Ausdruck 
gebracht habe , würden wir die B itte verb in­
den, daß er s ich auch in  seiner neuen Eigen­
schaft als Innenminister für die föderal isti -
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schen Belange weiterhin einsetzen möge . 
denn es ist ja gerade in  seinem Ressort noch 
eine Frage offen, die für die Länder essentiell 
ist, ohne daß andererseits dabei die Belange 
- das möchte ich wirkl ich hinzufügen - des 
Bu ndes Schaden leiden würden. Es geht 
nämlich .  wie S ie wissen, um die E ingliede­
rung der Sicherheitsdi rektionen in die mittel ­
bare Bu ndesverwaltung und damit um die 
Unterstel lung unter den Landeshauptmann, 
wobei aber ohnehin nach verfassungsrechtl i­
chen Grundsätzen selbstverständl ich der Mi ­
nister weisungsbefugt bleibt. 

Ich würde gerne wünschen und hoffen, daß 
der Herr Bundesmin ister für Inneres Dr. 
Löschnak dieses Problem des S icherheitsd i ­
rektors, der  ja noch vielfach in den Ländern 
als "Landvogt" des Bundes angesehen wird. 
in der Art und Weise lösen wird, wie er 
bisher den Belangen des Födera l ismus Rech­
nung getragen hat .  - In  diesem Sinne danke 
ich für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der 
Ö VP. ) l i . i :!  

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Ich 
begrü ße den im Hause ersch ienenen Herrn 
Bundesminister Dr. Neisser .  (Allgemeiner 
Beifall. ) 

Weitere Wortmeldungen l iegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist 
d ies nicht der Fal l .  

Wird vom Herrn Berichterstatter ein 
Schlußwort gewünscht? - Das ist ebenfalls 
�icht der FalL 

Wir kommen zur Abst immung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat mil Stimmenmehrheit. gegen den 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates k e i -
n e n E i n  s p r u c h zu erheben. 

2.  Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
26. Jänner 1 989 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem die Straßenverkehrsordnung 1960 
geändert wird ( 1 5. StVO-Novelle) ( 149/A -
11-328 1 ,  860 und 867/NR sowie 3642/BR der 
Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir 
gelangen zum 2 .  Punkt der Tagesord nung: 
1 5 . StVO-Novelle. 

D ie Berichterstattung hat Frau B undesrätin 
Irene Crepaz. Ich bitte sie um den Bericht. 

Berichterstatteri n  lrene Crepaz: Herr Bun­
desminister !  Meine Damen und Herren!  Der 
Verfassungsgerichtshof hat im § 20 Abs. 3 
StVO die Wortfolge "Zur Durchführung wis­
senschaftlicher Untersuchungen oder" als 
verfassungswid rig aufgehoben und für das 
Außerkrafttreten den 30. September 1 988 
festgesetzt. Die aufgehobene Best immung 
war Grundlage für die Erlassung von Verord­
nungen .  mit denen Verkehrsbeschränkungen,  
die für wissenschaftliche Untersuchungen 
notwendig sind. angeordnet wurden. Da auch 
in  Zukunft wissenschaft l ic he U ntersuchungen 
im Bereich des Straßenverkehrs im öffentli­
chen Interesse notwendig sein werden, ist 
eine verfassu ngskonforme San ierung dieser 
Gesetzesstelle erforderlich .  

Bei d ieser Gelegenheit werden aber auch 
einige andere dringlich gewordene Änderun­
gen bzw. Ergänzungen der Straßenverkehrs­
ordnung vorgenommen, von denen folgende 
von erwähnenswerter Bedeutung sind: 

Zunäc hst betreffen mehrer  Bestimmungen 
den Fahrradverkehr. So wird der Begriff 
"Radfahrerüberfahrt" ähnl ich einem Schutz­
weg für Fu ßgänger eingeführt und die Rad­
fahrer überhaupt weitgehend den Fußgän­
gern gleichgestellt .  

Im Ortsgebiet wird der Lenker eines Fahr­
zeuges k ünftig den Fahrstreifen frei wäh len 
können,  wenn mindestens zwei Fahrstreifen 
für die betreffende Fahrtrichtung vorhanden 
sind. 

Für das zulässige Fahren in  Nebenfahrbah­
nen wird eine k lare Vorrangregelung festge­
setzt. 

Weiters wird für gebührenpfl ichtige Kurz­
parkzonen die Mögl ichkeit der Verwendung 
von Automaten zur Überwachung der Ge­
bührenpflicht eröffnet. 

Auch die Darstel lung von Straßenverkehrs­
zeichen durch moderne optische oder elek­
tronisc he Vorrichtungen wird künftig zulässig 
sein .  

Letztl ich wäre noch zu erwähnen, daß für 
Organstrafmandate bei erheblichen Verkehrs­
vergehen das Strafausmaß von 300 S auf 
500 S erhöht wird. 

Der Ausschuß für öffentliche Wirtschaft 
und Verkehr  hat die gegenständliche Vorlage 
in seiner S itzung vom 3 1 .  Jänner 1 989 i n  
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Verhandlung genommen und einstimmig be­
sch lossen, dem Hohen Hause zu empfehlen , 
keinen Einspruch zu erheben.  

Als Ergebnis seiner  Beratung stel lt der 
Ausschuß für öffentl iche Wirtschaft und Ver­
kehr den A n t r a g, der Bundesrat wolle 
beschließen : 

Gegen den Beschlu ß des Nationalrates vom 
26. Jänner 1 989 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit  dem die Straßenverkehrsordnung 1 960 
geändert wird ( 1 5. StVO-Novelle) wird kein 
E inspruch erhoben. 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir 
gehen in die Debatte e in .  

Zum Wort gemeldet ist  Frau Bundesrätin 
Dr .  Hlavac . Ich erte i le ihr  dieses. 

t l .l8 

Bundesrätin Dr. Elisabeth Hlavac (SPÖ, 
W ien) :  Sehr geeh rter Herr Präsident! Sehr 
geehrter Herr Bundesminister !  Meine Damen 
und Herren !  Das Radfahren erfreut sich in 
Österreich steigender Beliebtheit .  Dieser Tat­
sache trägt d ie 1 5 . Straßenverkehrsordnungs­
Novelle Rechnung. Sie versucht damit eine 
Entwicklung zu unterstützen, die sowohl vom 
gesundheitspol itischen als auch vom Um­
weltstandpunkt her begrü ßenswert ist. 

Das Radfahren als Freizeitvergn ügen ist 
sehr  sinnvol l  für Menschen, d ie zuviel sitzen, 
die zuwenig Bewegung machen; das Radfah­
ren könnte aber auch im Nahverkehr mehr 
eingesetzt werden, am Weg zum Arbeitsplatz 
oder zur Schule. Von Verhältnissen wie in 
Dänemark oder in Norddeutschland s ind wir 
ja noch weit entfernt, wo die Radfahrer i m  
Straßenbild viel auffäl liger sind und viel 
mehr Menschen in der Stadt radfahren.  

Bei  uns scheint es doch so zu sein ,  daß 
sich viele Radfahrer davor fürchten,  in der 
Großstadt zu  fahren und wenige Eltern es 
gerne sehen ,  wen n  ihre Kinder i n  der Stadt 
m it dem Rad unterwegs sind. 

Diese Angst ist n icht unbegründet, denn es 
gibt pro Jahr im Durchschnitt 5000 Ver­
kehrsunfälle, an denen Radfahrer bete i l igt 
sind.  Aber gerade in der Stadt wäre das Um­
steigen einerseits auf den öffentlichen Ver­
kehr, aber andererseits auc h auf das Rad so 
wünschenswert. 

Die Zah l  der Autozulassungen n immt noch 
immer zu. Der Autoverkehr zerstört die 

Stadt und hat starke Auswirkungen auf das 
Wohlbefinden der Bewohner . 

Wir wissen aus Umfragen, daß besonders 
die Lärmbelästigung durch den Autoverkehr 
als sehr arg empfunden wird. Es ist daher 
wichtig, daß wir Einr ichtungen schaffen,  die 
die Menschen davon überzeugen, daß es not­
wendig ist, vom Auto umzuste igen; und eine 
Möglich keit ist sicher auch, für kürzere 
Strecken das Rad zu benützen. 

Eine Maßnahme, die die Städte in Eigenre­
gie setzen können,  ist die Schaffung von 
Radwegenetzen. In Wien haben wir ein Rad­
wegegrundnetz von 220 km; es wird noch 
weiter ausgebaut auf 290 km.  

Ich  glaube, daß Radwege e ine  gute Sache 
sind, wei l  sie zum Umsteigen ermut igen .  Es 
ist aber keine Frage, daß man n icht in jeder 
Straße einen eigenen Radweg machen kann 
oder auch nur eine eigene Radfahrspur.  Da 
ist es dann notwendig, durch rechtliche Maß­
nahmen den Radfahrern mehr S icherheit zu 
geben und i hnen das Fahren zu erleichtern. 

Eine Neuerung der 1 5 . StVO-Novel le sieht 
vor, daß die Radfahrer in Zukunft auch ge­
gen die E inbahn fahren dürfen,  wenn die 
Straße breit genug ist. Ich habe am Anfang 
dagegen ein b ißchen Bedenken gehabt, aber 
das Beispiel  Graz zeigt, daß das Unfal l risiko 
dadurch nicht steigt. Wir ersparen den Rad­
fahrern dadurch e ine ganze Menge Umwege. 

In jeder Stadt gibt es Einbahnrege lungen ,  
deren Hauptzweck darin besteht, den Durch­
zugsverkehr von stark besiede lten Woh nge­
b ieten fernzuhalten .  Das trifft bei der noch 
geltenden Rechtslage auch d ie Radfahrer, ist 
aber sicherlich n icht sinnvol l .  

E ine weitere Neuregelung betrifft die Rad­
fahrbewil l igung für Kinder .  Die Regierungs­
vorlage hat ursprünglich vorgesehen, daß es 
kein Mindestalter geben so l l ,  sie hat nur  ab­
gestellt auf die geistige und körperl iche Fä­
higkeit der Kinder. Die Entwicklung von 
Kindern kann sehr  unterschiedlich sein ,  aber 
im Zweifel ist wahrscheinl ich ein Mindestal­
tel' von zehn Jahren s innvol l .  Der Nationalrat 
hat sic h nach einer langen Debatte dafür 
entschieden, es beizubehalten.  U nd es wäre 
sicherlich vielen von uns nicht wohl bei dem 
Gedanken ,  daß Volksschulkinder im d ichten 
Verkehr herumradeln .  
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Ich möchte nicht weiter eingehen auf die 
einzelnen Bestimmungen ,  die die Radfahrer 
betreffen ,  ich möchte nur sagen .  daß es wich­
tig ist ,  die Fußgänger,  d ie Radfahrer, die Au­
tofahrer als gleichberechtigte Verkehrsteil­
nehmer anzuerkennen.  Das ist natürlich 
leichter gesagt als getan, denn Fußgänger 
und Radfah rer sind nun einmal die schwä­
cheren Verkehrsteilnehmer . Es hat keinen 
Sinn, sie mit besonderen Rechten auszustat­
ten, wenn das nur zu einer zusätzlichen Ge­
fährdung für sie füh rt. Aber der Verkeh r  ist 
so sehr auf die Autofahrer zugeschnitten,  daß 
wir uns doch Maßnahmen in  d iese Richtung 
überlegen müssen. 

Auf jeden Fall erfordern die neuen Rege­
lungen der StVO-Novelle meh r  Disziplin, 
mehr  Rücksicht von allen, besonders natür­
lich von den Autofahrern, die sich der Ge­
fährlichkeit ihres Fah rzeuges oft nicht wirk­
lich bewußt sind. 

Die Verkehrsstatistik 1 988 zeigt, daß die 
Zahl der töd lichen Verkehrunfälle leider wei­
ter zugenommen hat und daß besonders 
Fußgänger davon betroffen waren.  

Aber a uc h  die Radfahrer m üssen wir auf­
fordern, mehr Rücksicht auf die Fu ßgänger 
zu nehmen. Wir sehen das zum Beispiel hier 
am Ring, wo es diesen Fahrradweg gibt. 

Wichtig ist eine gute Verkehrserziehung 
für alle, n icht nur für d ie Schu lkinder, und 
vor allem auch eine Einstellungsänderung der 
Verkehrste i lnehmer, auch wieder besonders 
der Autofahrer. Weniger beharren auf das 
e igene Recht und weniger Aggressivität wä­
ren wichtig. 

Noch ein paar Worte zu Maßnahmen für 
den Autoverkehr. Ich begrüße sehr die Auf­
hebung des Rechtsfahrgebotes auf Straßen,  
auf denen es mindestens zwei Fahrspuren in 
eine Ric htung gibt .  Das ständige Spuren­
wechseln ist immer  e ine Gefahrenquelle. Ich 
hoffe, daß diese neue Regelung für die Autos 
mehr Sicherheit und mehr Flüssigkeit des 
Verkehrs bringt. Im übrigen wird ja damit 
eine zum Tei l bereits bestehende Praxis lega­
l isiert. 

Neu s ind ebenfalls die Zonenbeschränk un­
gen, die sich im Ausland bewährt haben.  
Hier gi l t  der Grundsatz, daß mehr  Verkehrs­
schi lder nicht unbedingt meh r  Sicherheit bie­
ten ,  sondern - im Gegentei l !  - oft zur 
Verwirrung beitragen .  

Ich möchte abschl ießend noch einige Wor­
te zum unm ittelbaren Anlaß für die E inbrin­
gung der Regierunsvorlage sagen. Der Ver­
fassungsgerichtshof hat einen Teil des § 20 
Abs. 3 als verfassungswidrig aufgehoben.  Das 
soll jetzt durch die Einfügung eines Absat­
zes 3 a saniert werden.  Dadu rch ist gewähr­
leistet, daß wissensc haft l iche Untersuchun­
gen, die im überwiegenden Interesse des Stra­
ßenverkehrs sind, in  Zukunft auch gemacht 
werden können, wenn es dadu rch zu Behin­
derungen des Verkehrs kommt. Ich halte das 
für sehr wichtig. Wir brauchen Untersuchun­
gen, sowohl  um die Ursachen von Verkehrs­
u nfällen feststellen zu können als auch aus 
Umweltgründen. Untersuchungen wegen 
Lärmbelästigung und wegen Schadstoffemis­
sionen gewinnen immer mehr an Bedeutung, 
denn Verkeh rspolitik ist nicht zu letzt auch 
U mweltpolitik .  Als Beispiel dafür kann ich 
die Einführung der Katalysatorpflicht anfüh­
ren ;  am Anfang seh r  u mstritten,  heute aber 
e in  Beispiel für ganz Europa.  

Wichtig s ind auch die Maßnahmen für die 
Bahn, die in nächster Zeit gesetzt werden 
sollen. Die Förderung des öffentlichen Ver­
kehrs muß uns allen auch aus Umweltgrün­
den ein Anliegen sei n .  

Wichtig sind aber auch viele k leine Maß­
nahmen im Straßenverkehr, Maßnahmen, wie 
wir sie heute bei der 15 . Straßenverkehrsord­
n ungs-Novelle beraten,  die sich in ihrer Ge­
samtheit doch sehr  positiv auswirken. 

Die vorliegende Novelle dient dem Um­
weltgedanken genauso wie der Verkehrssi­
c herheit. Sie ist e in Schritt in die richtige 
Richtung, und die sozialistische Fraktion wird 
gerne ihre Zustimm u ng erteilen. (Beifall bei 
SPÖ und Ö VP.) 1 l .28 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächstem ertei le ich Herrn Bundesrat Holzin­
ger das Wort. 

1 l .29 

Bundesrat Erich Holzinger (ÖVP, Ober­
österreich) :  Herr Präsident !  Herr Minister! 
Meine seh r  geehrten Damen und Herren! 
Wie schon erwähnt, ist der eigentl iche Anlaß 
für diese 15 . Straßenverkehrsordnungs-Novel­
le die Tatsache, daß der Verfassungsgerichts­
hof einen Teil des § 20 der Straßenverkehrs­
o rdnung a ufgehoben hat, der die G rundlage 
für die E rlassung von Verordnungen bi ldete, 
m it denen Verkehrsbeschränkungen zum 
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Zwecke wissenschaftlicher Untersuch ungen 
angeordnet werden konnten. 

Diese Gesetzesstelle mußte nun saniert 
werden ,  wei l  wir auf diese wissensc haftlichen 
Untersuchen nicht verzichten können, wie 
wir eben gehört haben. schon um Ursachen 
für Unfälle, d ie sich irgendwo häufen,  festzu­
stellen, aber  auch um U mweltbelastungen auf 
den Grund zu gehen und so weit als möglich 
auszuschalten.  

Der Straßenverkehr fo rdert Jahr für Jahr 
eine Unzahl von Menschenleben.  Es ist daher 
einfach unverzichtbar, über wissenschaftliche 
Untersuchungsergebnisse zu verfügen ,  um d ie 
Risikofaktoren kennenzulernen und sie dort, 
wo es geht, auszuschalten .  

Ganz besonders besorgniserregend ist für 
mich die hohe Quote der j üngeren Verkehrs­
teilnehmer unter den Unfallopfern.  Ich glau­
be , daß gerade aus d iesem Grund d ie immer 
wiederkehrende Forderung nach einem 
"Führerschein auf Probe" berechtigt ist und 
diese Frage nicht schnell genug einer Erled i­
gung durch eine Kraftfahrzeuggesetznovel le 
zugeführt werden kann, ebenso wie der Stu­
fenführerschein bei den Motorrädern.  

Besonders nach Wochenenden oder verlän­
gerten Wochenenden l iest man, wenn man 
eine Tageszeitung aufmacht, daß s ich Men­
schen im Alter zwischen 18 und 25 Jahren 
selbst hinschlachten bzw. hingeschlachtet 
werden. Da kann man einfach nicht länger 
zusehen. 

Es n ützt auch nichts, wenn noch so mah­
nende Worte - von wem immer - gerade 
an d ie Jugend ger ichtet werden.  S ie glauben 
es nicht. Ich glaube daher, daß hier nur eine 
entsprechende E inschränkung, das Risiko.  
den für s ie so wertvollen Führerschein unter 
Umständen bei schlechtem Verhalten im 
Straßenverkehr zu  verl ieren, Abh ilfe schaffen 
kann. 

Man sollte daher - und ich tue das von 
dieser Stelle aus - den zuständigen Bundes­
minister im Interesse und zum Schutze unse­
rer Jugend ganz eindringlich ersuchen, nicht 
mehr länger zuzuwarten ,  sondern möglichst 
rasch e ine entsprechende Regierungsvorlage 
einzubringen. 

Das Land Oberösterreich hat das Jahr 1 989 
zum Jahr der Verkehrssicherheit ausgerufen.  
Herr Landeshauptmann Dr.  Ratzenböck hat 

gestern schon recht gehabt, als er anläßlich 
der Eröffn ung eines ÖAMTC-Stützpunktes 
sagte, daß wir es als selbstverständlich erach­
ten,  wenn wir einem anderen bei der Tür 
begegnen, diesem den Vortritt zu lassen .  
Wenn aber dieselben Leute dann i m  Kraft­
fahrzeug sitzen,  so ist von dieser Höfl ichkeit, 
an Kreuzungen zum Beispiel. nichts mehr zu 
spüren, keinem kann es sch nell  gen ug gehen ,  
und keiner ni mmt auf den  anderen Rück­
sic ht. Wie unterschiedl ich ,  meine sehr  geehr­
ten Damen und Herren, s ind oft in solch 
versch iedenen Situationen die Menschen .  
Und er  hat auch nicht unrecht, a l s  er  gesagt 
hat, vielleicht könnte man das Problem -
das war eher ein humoristischer Beitrag -
dadurch lösen, wenn man an den Kreuzun­
gen Türen anbringen würde, sodaß dann viel­
leicht doch auch dort die gleiche Höflichkeit 
Platz greifen könnte .  

Wir müssen,  glaube ich,  a lles daran setzen 
und Überlegungen anstel len,  wie es möglich 
werden kann, daß der Mensch im Straßen­
verkehr seine Aggressionen abbaut und nicht 
fre isetzt. Wir müssen über legen, wie es mög­
lich wird ,  daß die sonst übliche Höflichkeit 
auch im Straßenverkehr Platz greift. Ich  
glaube, daß mit der  Erziehung dazu n icht 
früh genug begonnen werden kann ,  und wir  
sind sicherlich auf dem richtigen Weg, wen n  
man sich heute schon in  den Volksschu len 
und auch in  den Kindergärten bemüht, den 
jungen Menschen im Hinbl ick auf d iese Pro­
bleme, die auf ihn zu einem späteren Zeit­
punkt als Tei lnehmer im Straßenverkehr zu­
kommen, zu erziehen. 

Ich halte es deshalb auch für seh r  günstig ,  
daß man gerade in  der Frage, ab  welchem 
Zeitpunkt den jungen Menschen das Radfah­
ren im Straßenverkehr erlaubt ist, vorerst 
doch noch abgewartet hat und bei der 
1 2 -Jahre-Altersgrenze geblieben ist und nur  
dann 1 0  Jahre zugesteht, wenn e r  sich entwe­
der in Begleitung eines Älteren - bisher 
mußte das ein Erwachsener sein,  nun kann es 
auch ein über 1 6jähriger sein  - befindet 
oder wenn er eine entsprechende Prüfung 
abgelegt hat. 

Ich erinnere mich daran, mit welchem Ei­
fer meine Kinder mit 10 Jahren sich hinein­
gestürzt und gelernt haben,  um ja d iese Prü­
fung zu bestehen. Ich halte das für sehr  gut. 
Man sollte darauf n icht verzichten .  Ich halte 
es nicht für günstig, wenn man diese Alters­
grenze noch weiter heruntersetzt, weil ich 
meine, daß Kinder in diesem Alter doch die 
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Dinge noch nicht richtig e inschätzen können 
und damit einem sehr hohen Verkehrsrisiko 
ausgesetzt sind. 

Wei l  nun aber diese Änderung und diese 
Novel le notwendig waren, hat man gleich 
eine Reihe anderer Dinge noch miterledigt, 
was sehr zu begrü ßen ist. 

Wir Österreicher werden sicherlich in 
näc hster Zeit kein Vol k  von Radfahrern wer­
den - dies hat auch meine Vorrednerin ge­
sagt - ,  wie es beispielsweise in den Nieder­
landen der Fall ist. Wenn man in den Nie­
derlanden unterwegs ist, dann sieht man dort 
neben jeder Straße einen Radfah rweg, wo 
sich in sehr gro ßer Zahl Menschen bewegen,  
d ie auch gar n icht darauf Rücksicht nehmen ,  
ob das Wetter gerade schön oder nicht schön 
ist, sondern die sind schon darauf e ingerich­
tet und eingestel lt .  Bei uns ist es eher noch 
eine Erholung, ein Sichbewegen ,  um gesund 
zu bleiben beziehungsweise gesund zu wer­
den, um eine Abwechslu ng vom Schreibtisch­
sitzen oder Sonstigem zu haben. 

Dennoch wird diesem Problem die nötige 
Bedeutung beigemessen ,  u nd das kommt da­
durch zum Ausdruck, daß etwa 8 000 Kilo­
meter beschi lderte Radwege in Österreich in 
den letzten Jahren geschaffen wurden. (Bun­
desrat K r e n  d l: Nur jür die Freizeitjahrer! ) 
Also wenigstens das ! Denn wen n  sich d ie 
Freizeitfahrer auf den B undesstraßen bewe­
gen und wenn man se lbst mit dem Fahrrad 
- ich mache das gerade in der Urlaubs- und 
Ferienzeit - auf der Bundesstraße fährt und 
es fährt dann ein LKW mit ho her Geschwin­
digkeit an einem vorbei und man hat nicht 
den nötigen P latz, dann ist es gar nicht so 
unproblematisch,  sich auf dem Fahrrad zu 
halten ,  wen n  man vom Sog d ieses Fahrzeuges 
beeinflußt wird. 

Es gibt in  Österreich - das ist auch eine 
Zahl ,  die nicht ganz eindeutig ist, aber etwa 
- drei bis vier Mil l ionen Radfahrer, und 
diese Zahl wächst, wie wir wissen,  ständig. Es 
war daher richtig, entsprechende Regelungen 
zu treffen :  Wie man das b isher auch schon 
für die Fußgänger getan hat, wird nun für 
den Radfahrer die sogenannte Radüberfah rt 
geschaffen,  die - und das ist seh r  wichtig -
wenn keine entsprechenden automatischen 
Regelungen oder Handrege lungen vorhanden 
sind, mit einer maximalen Geschwindigkeit 
von 10 k m/h überfahren werden dürfen, und 
das wiederum nicht unmittelbar vor einem 
herannahenden Fahrzeug und damit für den 

Lenker des Fahrzeuges überraschend, we il  
dabei sehr kritisc he S ituationen entstehen 
können und,  wie ich glaube - ich will kein 
schlechter Prophet sein -, auch entstehen 
werden. Den n  wenn sich die Radfahrer ähn­
l ich unvernünftig auf diese Überfahrten be­
geben,  wie es vie lfach die Fu ßgänger tun, die 
trotz der herannahenden Fahrzeuge einfach 
Vorrang über den Schutzweg erzwingen,  
dann kann das sehr böse enden ,  weil  die 
Reaktionsmögl ichkeit des Radfahrers noch 
viel schlechter ist als die des Fußgängers. 

Es ist auch ganz wichtig, daß die Halte­
und Parkverordnung vor diesen Radüberfahr­
ten entsprechend in diesem Gesetz, in dieser 
Novelle ,geregelt wurde, damit eine entspre­
chende Ubersicht für die Verkehrsteilnehmer 
gewährleistet ist. 

Daß auf Radwegen und Wohnstraßen die 
Radfahrer nun nebeneinander fah ren dürfen,  
ist sicherlich zu begrüßen und für diese auch 
eine schöne Sache. Es ist mir aber unver­
ständ l ich,  wie man fordern konnte - Gott 
sei Dan k  wurde es in das Gesetz n icht aufge­
nommen -, daß dieses Nebeneinanderfahren 
auch auf Bundesstraßen möglich sein  sol lte. 
Es ist sch lechthin - ich würde das so sagen 
- verantwortungslos, wenn man so etwas 
verlangt .  

Meine Vorrednerin hat gesagt, daß - u nd 
das ist zu begrü ßen - die Radfahrer nun die 
Möglichkeit haben, in Einbahnstraßen auch 
gegen die Einbahn zu fahren, wenn ein ent­
sprechend ausgeschiedener Radweg vorhan­
den ist. Das ist sicherlich zu begrüßen. U nd 
daß die Radfahrer an stehenden Autokolon­
nen rechts vorbeifahren können, wird ihnen 
sicherl ich auch helfen und legal isiert das, was 
bisher auch schon gemacht wurde. Es heißt 
aber da, das " Vorbeischlängeln" sei nicht er­
laubt. Meine Frage geht dahin: Wie machen 
wir das den Radfahrern verständl ich,  und wie 
erreichen wir, daß sich die Radfahrer auch 
daran halten? 

Ich befürchte näml ic h  viel eher, daß durch 
diese Entsche idung d ie  Radfahrer es  als legal 
betrachten, in  jeder P hase, in  der sie die 
Chance haben ,  ein langsamer fahrendes 
Kraftfah rzeug zu überholen, diese Möglich­
keit nützen, Es gibt Fahrzeuge, die die rechte 
Seite sehr schlecht einsehen können. Ich den­
ke hier an Lastwagen, ich denke aber auch 
an die sogenannten Stadtlieferwagen .  
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Warum ich das sage , hat se inen Grund .  Ich 
bin beim Herrn Finanzminister vorstel l ig ge­
worden, daß man diesen Stadtlieferwagen 
doch gestatten sol lte - die ja von Haus aus 
als L ieferwagen ausgestattet sind und nicht 
mit umgelegten Sitzen,  sondern mit fixen La­
deflächen , die abgetrennt zur Fahrerkabine 
sind - sie h inten se itlich mit G lasfenstern zu 
versehen,  natürlich vergittert, damit deutl ich 
ersichtlich ist, daß es sich um Transportfahr­
zeuge handelt .  

Interessanterweise wurde meine erste Ein­
gabe zurückgewiesen ,  wei l  man meinte. daß 
Fahrzeuge , d ie unter Lastfahrzeuge und da­
her unter einen günst igeren Mehrwertsteuer­
satz fal len ,  mißbräuchl ich  verwendet werden. 
Ich glaube, dem wäre nicht so. Auch dabei 
sol lte man vor allen D ingen auf d ie S icher­
heit im Straßenverkehr Bedacht nehmen. Ge­
rade für die rechts Vorbeifahrenden wäre es 
doch besser - trotz Außenspiegel ,  der vorge­
schrieben ist - ,  wenn man da eine Erleichte­
rung schaffen wü rde , ohne daß man damit 
ein Risi ko eingeht, daß das Mehrwertsteuer­
gesetz umgangen wird. 

Es werden also die Kraftfahrzeuglenker 
mehr aufpassen m üssen. Es werden aber 
auch, meine sehr geehrten Damen und Her­
ren,  die Radfahrer lernen müssen.  Denn der 
Radfahrer ist einer, der sich mit dem Rad 
bewegt. ohne daß er e inen Führerschein hat 
und dem nach keine entsprechende Prüfung 
ablegen m ußte, daß er die straßenpolizei l i ­
chen Verordnungen al le ken nt. Wir wissen.  
daß er s ie seh r häufig nicht berücksichtigt 
und sich damit in große Gefah r  begibt. Es ist 
also notwendig, daß man sowohl auf die Kfz­
Lenker als auch auf die Radfahrer gerade 
von den Organisationen,  die es h iefür gibt -
ich denke dabei an den ARBÖ genauso wie 
an den ÖAMTC - .  aufklärend wirkt, daß 
man vor al len Dingen auch die Radfahrer 
mit  Informationsmaterial versorgt, damit  sie 
sich dessen bewu ßt sind, was d iese besseren 
und mehr  Rechte, die sie nun haben,  für sie 
möglicherweise auch an Gefahren beinhalten 
können. 

Diese Novelle br ingt uns aber auch mehr 
Klarheit und eine Einheitlichkeit i m  Ausse­
hen und in der Handhabung der Hi lfsm ittel 
bei gebührenpflichtigen Kurzparkzonen. Ich 
erachte es als besonders wichtig, wenn für die 
Überwachung der Kurzparkzonen keine auto­
matischen Hi lfsmittel zur Verfügung stehen, 
daß der Herr Bundesminister aus Gründen 
der Einheitl ichkeit auch die Art, das Ausse-

hen und die Handhabung der Hilfsmittel be­
stimmen kann. Obwohl das ja im wesentl i­
chen Sache der Länder ist und in die Kompe­
tenz der Länder fäl lt ,  sol lte man doch danach 
trachten,  eine gewisse E inheitl ichkeit i n  der 
Höhe der Parkgebühren zu erreichen, denn 
wie sollte sich ein Gast, der aus dem Ausland 
kommt. zurechtfinden. wen n  er an jedem 
Ort. in  jedem B undesland e ine andere Art 
der Lösung für die Kurzparkzone vorfindet 
und wiederum in jedem B undesland einen 
anderen Kurzparkzonenschein braucht, wei l  
dieser eben woanders nicht gültig ist. Dazu 
muß man doch Überlegungen anstel len .  

Daß man sich bemü ht hat. gerade in 
Wohngebieten, in  Fußgängerzonen den Schi l ­
derwald abzubauen und mit  Zonenbeschrän­
kungen zu arbeiten,  ist sehr zu begrüßen. 
Daß auf einer Tafel zwei Hinweise möglich 
sind. ist auch eine Verbesserung und damit 
auch eine Vereinfachung, denn :  so wichtig 
Verkehrszeichen im allgemeinen sind, schön 
sind sie ja gerade n icht. Wen n  wir ihre Zah l  
reduzieren können ,  ohne damit die Funktion 
aufzu heben,  so ist das sicherlich eine Ent­
scheidung. die zu begrü ße n  ist. Wenn d ie 
Fahrzeuglenker das wissen,  muß ihnen auch 
klar sein ,  daß e ine einmündende Straße eben 
den gleichen Best immungen unterl iegt und 
da eben kein zusätzl iches Verkehrszeichen 
vorhanden ist. Es wäre natürl ich notwendig, 
daß die Gemeinden solche Zonen durc h  bau­
l iche Ausstattung entsprechend kennzeich­
nen, um damit auch noch eine Verbesserung 
zu erzielen. 

Schl ieß l ich  ist es noch sehr zu begrüßen,  
daß bei  den Beh inderten-Parkplätzen eine 
wesentliche Vereinfachung des Durchgreifens 
bei m i ßbräuch licher Verwendung geschaffen 
wurde. Ich kann m i r  vorste l len. wie einem 
Behinderten zumute ist ,  wen n  er e inen Park­
platz reserviert vorfinden sol lte, der durch 
einen Verkehrste i lnehmer, dem es keine 
Schwierigkeiten macht, e in  paar hundert Me­
ter zu gehen, belegt wird. Wenn man nun­
mehr die Möglich keit hat, dieses Fahrzeug 
unverzügl ich absch leppen zu lassen, so ist 
das, glaube ich. eine sehr  richtige und gute 
Lösung. 

Die F lüssigkeit des Verkehrs im Ortsgebiet 
bei mehreren Fahrstreife n  sol l  nunmehr 
durch die Aufhebung des Rechsfahrgebotes 
verbessert werden. Es wird n icht aufhören, 
daß "Springer" i m mer wieder von l in ks nach 
rechts fahren, wei l  sie meinen, so sch neller 
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voranzukommen; aber ich halte diese Lösung 
trotzdem für sehr gut. 

Schließlich ist noch zu erwähnen. daß die 
Organ mandate einheitlich von 300 auf 500 S 
erhöht wurden. In diesem Zusammenhang 
wäre es allerdings auch wünschenswert, wenn 
für gleiche De likte auch gle iche Strafhöhen 
in  den einzelnen Bundesländern festgelegt 
würden . Ich weiß .  daß das in die Kompetenz 
der Länder fä llt ,  aber vielleicht könnte der 
Herr Bundesminister auf die Herren Landes­
hauptleute einwirken, damit es da zu e iner 
gewissen Vereinheitl ichung kommt. 

Ich begrü ße diese Novel le ,  und wir geben 
ihr gern.� die Zustimmung. (Beifall bei Ö VP 
und SPO. ) J.+.48 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächstem ertei le ich Herrn Bundesrat Wab l 
das Wort. 

1 l .48 

Bundesrat Dr. Martin Wabl (SPÖ, Steier­
mark): Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren !  An sich möchte ich zu diesen Einfüh­
rungen, die ich seh r  begrüße, n icht al lzuviel 
sagen, da meine Vorredner bereits d ie The­
matik ausführlich behandelt haben. 

Insgesamt scheint es mir mehr als POSItIv, 
daß für die Radfahrer wesentliche Verbesse­
runge n geschaffen wurden, wei l  gerade das 
Radfahren vom umweltpolitischen Gesichts­
punkt aus mehr als begrü ßenswert ist, wobei 
zu sagen ist, daß al le diese Maßnahmen, die 
wir beschl ießen, auf der einen Seite u mwelt­
pol itische Aspekte, auf der anderen Seite ver­
kehrssicherheitspol itische Aspekte zu berück­
sichtigen haben. 

Da möchte ich schon bei den Ausführun­
gen meines Vorredners ansch l ießen, der mir 
mein besonderes Anliegen, ich will nicht sa­
gen: weggenommen hat, der aber dankens­
werterweise schon den Weg in die richtige 
Richtung gezeigt hat. So wichtig diese Novel­
le ist, so wird sie mit ihren Bestimmungen 
verblassen,  weil wir einfach erkennen müs­
sen ,  daß d ie Verkehrsüberwachung, daß die 
Regelung des Verkehrs in Österreich mit 
dem tatsächlichen Verkehrsausmaß n icht 
Schritt gehalten hat. 

Da bin ich schon bei den zwei Forderun­
gen ,  die schon seit Jahren im Raum stehen,  
seit Jahren von al len Fraktionen erhoben 
werde n. Gerade in der letzten Nationalratssit-

zung hat wieder die ÖVP. auch die SPÖ. 
auch die FPÖ darauf hingewiesen. daß es 
angesichts der Verkehrsdichte ,  angesichts der 
Zunahme der Zahl  von Verkehrstoten unum­
gänglich ist ,  endlich erstens den Stufenfüh­
rerschein bei Motorrädern einzuführen und 
zweitens d ie Einführung des "Führerscheins 
auf Probe" zu beschl ießen. 

Ich gehe in  meinen Forderungen noch wei­
ter und meine. daß langfristig gesehen eine 
zentrale Kartei ,  in  der Verkehrsdel ikte ge­
speichert werden,  nicht zu vermeiden sein 
wird, wei l  wir ja die Erfahrung gemacht ha­
ben, daß al le Appelle an die Einsicht der 
Verkeh rstei lnehmer, alle Versuche, im U nter­
richt den jungen Menschen Verantwortungs­
bewußtsein,  Verantwortungsgefühl näherzu­
b ringen,  letztlich dann, wen n  der junge 
Mensch als Straßenverkehrstei lnehmer auf­
tritt, vergessen werden .  

Jeder wei ß  auch aus e igener Erfahrung, 
daß gerade im Straßenverkehr Geldstrafen 
am wirksamsten sind. Dabei ist mir  schon 
bewu ßt, daß der Führerschei n  für manche 
Verkehrstei lnehmer fü r den Beruf notwendig 
ist, also eine Existenzgrundlage darstellt .  
Dennoch glaube ich, daß diese Maßnahmen 
endlich besch lossen werden sollten , daß wir 
uns n icht  abkoppeln können von den Er­
kenntn issen im Ausland, wei l  alle anderen 
Überlegungen.  alle sonstigen Maßnahmen 
nic ht greifen .  Das zeigt auch die Aktion "Mi­
nus 10 P rozent" , aus der leider eine Aktion 
"Plus 10 Prozent" geworden ist . 

i lerr Min ister Neisser !  Sie vertreten heute 
den Min ister Streicher. Ich meine, daß sich 
d iese notwendigen Vorschläge - Stufenfüh­
rersche in ,  " Führerschein auf Probe" - nicht 
auf das Ressort des Verkehrsministers Strei­
c her beschränken sollten und die anderen 
Verantwortlichen sich nur sagen, nun  das 
wird schon kommen,  sondern ich glaube, das 
muß Anliegen sowohl der Regierung, aber 
auch der Volksvertretung sein .  

Erlauben S ie  m ir ein paar persönliche An­
merkungen zur Frage , warum solche von al­
len als richtig und wichtig erkannte Maßnah­
men nicht beschlossen werden.  Wer vor kur­
zem den "Club 2" mitverfolgt hat, weiß ,  wie 
sich e in Politologe - ich wei ß  den Namen 
nicht mehr genau - dazu geäußert hat. Er 
meinte,  daß es bei der Gesetzwerdung bei 
aller Rücksichtnahme auf Stellungnahmen, 
bei  al lem Verständnis für die Mitsprache von 
Organisationen, doch nicht so sein kann, wie 
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es hier der Fall ist wie ich informiert 
worden bin - ,  daß der Stufenfü hrerschein, 
der schon seit mehreren Jahren in Diskussion 
steht,  der vom Kuratorium gefordert wird, 
der von allen Fraktionen einstimmig als 
wichtig erkannt wird, noc h nicht ins Parla­
ment gekommen ist, wei l  da noch ein Ein­
sp ruc h erhoben wird und dort noch e in Ein­
sp ruc h, wei l  dann angeblich noch der ARBÖ 
oder der ÖAMTC einen Einwand haben, und 
dann kommt noch die Bundeswirtschaftskam­
mer, und dann kommt noch eine andere 
Kammer. Und wir alle sitzen im Parlament 
und wissen, daß jeder Tag, da wir diese Maß­
nahme nicht beschl ießen, ein verlorener Tag 
ist. 

Beim "Führerschein auf Probe" ist es noch 
schl immer. Soweit mir bekannt ist, gibt es 
massive Widerstände in den Autofahrerorga­
nisationen. Ich se lbst erkläre h ier ,  ich bin bei 
beiden Organisationen Mitglied, wei l  ich froh 
bin, wenn ich H ilfe erhalte, aber e in  solcher 
Standpunkt kann von mir nicht zur Kenntn is 
genommen werden. Wen n  Verkehrstei lneh­
merinteressen i n  der Regel so interpretiert 
werden, daß man gegen solch lebensnotwen­
dige Maßnahmen auftr itt, so m u ß  ich mir 
ernsthaft überlegen,  ob ich bei d iesen Orga­
nisationen überhaupt noch Mitglied ble iben 
kan n,  we i l  h ier doch das Gesamtinteresse, das 
Interesse unserer Kinder. unserer J ugend ge­
sehen werden muß .  Herr Kollege Holzinger 
hat ja schon erwähnt, wie viele Eltern angst­
erfü llt zu Hause warten ,  wenn ihre Kinder 
mit dem Motorrad oder mit dem Auto fort­
fahren .  Und wir beschränken uns hier auf 
Gesetze und Maßnahmen,  die nur Randberei­
che regeln! 

Ich darf Sie wirklich ersuchen, Herr Mini­
ster - ich möchte diese Debatte h ier zum 
Anlaß nehmen - ,  dafür Sorge zu tragen,  
daß rasch etwas geschieht. Mir  ist  verspro­
chen worden ,  daß die Regierungsvorlage über 
den Stufenführerschein,  über den "Führer­
schein auf Probe" schon vor Weihnachten 
von der Regieru ng beschlossen werden wird. 
Das ist bisher nicht der Fall  gewesen.  Der 
Stufenführerschein soll zwar als Regierungs­
vorlage besch lossen werden,  der " Führer­
schein auf Probe" wird aber noch nicht über 
die Runden kom men, weil dagegen massive 
Einwände vorhanden sind. 

Was den "Führerschein auf P robe" betrifft, 
glaube ich ,  daß wir nach deutschem Muster 
diese Kartei ,  wie es sie in  Flensburg in 
Deutschland gibt auch bei uns e inführen sol l -

ten. Ich bin ke in Anhänger davon,  daß wir 
alles von Deutsch land übernehmen, obwohl  
wir  dann im Rahmen der EG e inige Anpas­
su ngen vornehmen werden müssen, aber ge­
rade d iesbezüglich so llten wir uns die deut­
schen Verhältnisse zum Vorbild nehmen. Ich 
fü hle mich schon selbst mitschuldig, daß wir 
nicht weiterkommen auf diesem Gebiet. Im 
Herbst des vergangenen Jahres haben wir im 
Bundesrat, und zwar e instimmig - alle Frak­
tionen,  alle M itglieder - einen Entschl ie­
ßungsantrag besch lossen, mit  dem der Herr 
Minister aufgefordert worden ist, den Stufen­
fü hrerschein möglichst rasch einzuführen. 

Wir haben jetzt Jänner, und ich frage je­
des mal nach:  Was ist mit diesen Vorsch lä­
gen? Ich wil l  h ier keine allgemeine Kritik am 
Funktionieren der Regierung anbringen .  
Aber ich glaube, daß an diesem Beispiel doch 
seh r  gut aufgezeigt werden kann ,  daß in 
manchen Bereichen die parlamentarische 
Wil lensbildung nicht mehr ausreichend funk­
tioniert, und zwar deshalb , we i l  es offensicht­
l ich in Österreich nicht gel ingt, ein Gesetz 
durchzubringen,  von dem alle Parlamentarier 
der Meinung sind, daß es richtig und not­
wendig ist . Aber wei l verschiedene Interes­
senvertretungen glauben ,  aus kurzfristigen 
oder kurzsichtigen Überlegungen heraus da­
gegen Widerstand leisten zu müssen, wird 
dieses Gesetz nicht besch lossen .  I Vizepräsi­
dem Dr. 5 c h a m b e c k  übernimmt den 
Vorsitz. ) 

Ich darf S ie b itten,  da Sie heute hier s ind 
- ich wollte es dem Minister Streicher auch 
sagen -, das weiterzuleiten, wei l  ich einfach 
glaube, daß das immer so im Hintergrund 
sc hwebt: Wir beschließen zwar jetzt Radfahr­
übergänge - alles wichtig - ,  wir beschlie­
ßen ,  daß sich der Radfahrer vorbeischlängeln 
kann an Autos, d ie gerade stehen, wir haben 
auch andere wichtige Maßnahmen heute be­
schlossen,  etwa daß das Rechtsfahrgebot bei 
genügend breiten Straßen aufgehoben wird. 
Das a lles sind Maßnahmen, die notwendig 
sind, aber sie verblassen alle vor jenen Maß­
nahmen, die wir eben nicht beschl ießen. Ich 
bin es manchmal schon leid, i mmer wieder 
darüber zu reden ,  wen n  wir über den Stra­
ßenverkehr diskutieren. Jetzt kommt wieder 
eine Enquete im März, soweit m ir bekannt 
ist, da wird wieder darüber gesprochen wer­
den. 

Ich darf daher wirkich im Interesse der 
Selbstachtung von uns Parlamentarieren ersu­
chen, daß diese beiden Maßnahmen, die an 
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sich  unbestritten sind. endlich über die Büh­
ne gehen,  wei l  wir  das unseren Kindern. aber 
nicht nur unseren Kindern, sondern der Ju­
gend al lgemein .  allen Verkehrstei lnehmern 
und der Bevölkerung schu ldig sind. - Danke 
schön .  (Allgemeiner Beifall. ) 1 l .57  

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: 
Zum Wort hat sich weiters gemeldet Herr 
Bundesrat Dr. Kurt Kaufmann. Ich erteile es 
ihm. 

1 1 .57 

Bundesrat Dr. Kurt Kaufmann (ÖVP, Nie­
derösterre ich) :  Herr Präsident! Herr Bundes­
minister !  Ho her Bundesrat! Ich a ls Neoman­
datar komme mir bei meiner . ,J ungfernrede" 
so vor wie ein Schauspieler, wenn er e ine 
Premiere hat. 

Meine Damen und Herren!  Die 1 5 . Novel le 
zur Straßenverkehrsordnung ist, glaube ich ,  
nicht eine Novelle u m  einer Nove ll ierung 
wil len, ihr  wesentlicher Inhalt ist  die Gleich­
stellung der Radfahrer mit den übrigen Ver­
kehrste i lnehmern im Straßenverkehr. 

Wesentlich scheinen mir aber auch die 
Auswirkungen dieser Novelle auf den Frem­
denverkehr zu sein .  Ich wi l l  Sie n icht mit  
Zahlen beläst igen, aber ich  möchte doch 
nachwe isen.  daß der Radtourism us zu e iner 
sehr positiven Entwick lung in vielen Gebie­
ten unseres Landes nicht unwesentl ich beige­
tragen hat. 

An manchen Tagen zählt man in der Wa­
chau,  meiner Heimat, über 2 000 Radfahrer. 
In N iederösterre ich wurde in den letzten Jah­
ren im Wein- und Waldviertel viel für den 
Radtourismus getan, im Weinviertel über 
380 Kilometer, im Waldviertel über 
400 Kilometer Radwanderwege geschaffen .  
Insgesamt mit dem Donauradwanderweg von 
220 Kilometer u nd anderen Proje kten sind 
bis jetzt Radtouristen rund 1 000 Ki lometer 
ersch lossen worden. Ein gro ßer Tei l  dieses 
Radwegenetzes befi ndet sich auf öffentl ichen 
Stra ßen, und daher ist es notwendig und von 
gro ßer Bedeutung, daß diese Straßenver­
kehrsordnung auch für den Fremdenverkeh r  
entsprechend novel liert wurde. 

Die wesent l ichen Verbesserungen für den 
Radfahrer wurden heute bereits erwähnt: das 
Fahren gegen die E inbahn, das Durchfahren 
von Nebenfahrbahnen, das Vorfahren vor 
Ampeln  und Schran ken, die Beseitigung des 
Nachranges für Radfahrer, die Normierung 

der Radfahrüberfahrten ,  das Aufstellen von 
Fahrrädern am Gehsteig sowie die Möglich­
keit der Bewi l l igung von Radfahren für Kin­
der ab dem zehnten Lebensjahr für das ge­
samte Bundesgebiet. 

Die gesetzliche Gleichstel lung der Radfah­
rer m it den anderen Verkehrstei lnehmern 
kommt nicht nur M il l ionen Radfahrern in 
Österre ich  zugute , sondern bietet auch vie len 
jungen Menschen aus a nderen Ländern e ine 
gute Chance, unsere Heimat kennenzulernen.  

Der Radtourismus hat heute eine eminente 
Bedeutung für die Wirtschaft. Niederöster­
reich hat bereits vor Jahren unter der Feder­
führung von Professor Knoflacher gemein­
sam m it den Regionen e in  Radfahrwegekon­
zept erarbeitet, das nunmehr zügig verwirk­
l icht wird. Wir brauchen ke in 
Fahrradverkehrsprogramm in Österreich, wie 
es der FPÖ offenbar als Zwangsbeglückung 
von oben vorschwebt. 

Zu den Behindertenzonen und zu den Zo­
nenbeschi lderungen haben meine Vorredner 
schon Stellung genommen .  Ich möchte aber 
die 1 5 . Novelle zur Straßenverkehrsordnung 
zum Anlaß nehmen, doch e inige kritisc he 
Bemerkungen, aber auch Anregungen aus der 
Sicht der Wirtschaft hier im Hohen Haus 
anzubringen. 

Sie betreffen das Parken von Omnibussen 
in  Wohngebieten  zur Nachtzeit sowie das 
Halten von Fahrzeugen für Zwecke des Zu­
stelldienstes in  zweiter Spur.  

Mir ist schon klar ,  daß das Parken von 
Omnibussen im Ortsgebiet vor allem i n  
Nachtstunden e ine Belastung für d i e  Anrai­
ner ist, doch erfüllt es mich mit  Befriedi­
gung, daß die ursprünglich im Gesetzentwurf 
vorgesehene praxisfremde Best immung gefal­
len ist, derzufo lge Omnibusse in  der Zeit von 
22 Uhr bis 6 Uhr früh im Ortsgebiet dann 
nicht mehr hätten parken dürfen ,  wenn sie 
weniger als 25 Meter vom Wohngebiet oder 
von Krankenhäusern entfernt gewesen wären .  
Im Gegensatz zu den L KWs müssen d ie Au­
tobusse auch nachts in  Wohngebieten ein­
satzbereit sein .  Es gehört nun e inmal zu den 
Grundaufgaben der Omnibusunternehmun­
gen , Personen zwischen zentralen Orten zu 
befördern und s ie  möglichst nahe an Hote ls, 
Theater, Lokale und andere Attraktionen 
heranzuführen .  Deshalb ist es in  den meisten 
Fällen notwendig, daß die Omnibusse in  un-
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mittelbarer  Nähe d ieser Lokale parken bezie­
hungsweise abgestel l t  werden. 

Auch d ies ist wieder e in Beispie l ,  das deut­
l ich macht, daß ein Verbot für Omnibusse. in 
bewohnten Gebieten nachts zu parken .  eine 
Todsünde wider den Städtetourismus wäre. 
Von den rund 60 000 Incoming-Touristen .  
d ie  sich des Österreichischen Verkehrsbüros 
bed ienen, kommen nicht wen iger als 
75 Prozent mit dem Autobus in unser Land . 
Ich glaube, unsere Wiener Freunde, d ie 
d urch den Städtetourismus ja am stärksten 
profitieren,  würden sich bei uns bedanken. 
wenn der Gesetzgeber d urch e ine praxisfrem­
de Regelung Wien um drei Viertel seiner 
E innahmen aus dem Fremdenverkehr brin­
gen wollte . 

Die ursprüngl ich beabsichtigte , letztl ich 
doc h wieder gefallene Bestimmung hat m ich  
fatal an  das seinerzeitige Sonderabfal lgesetz 
er innert. D ieses sah zwar das Einsammeln 
von Sondermüll vor, aber der Gesetzgeber 
hatte sich n icht überlegt, wo d ieser Sonder­
müll in geeigneten Deponien gelagert werden 
sollte . 

Aus niederösterreich ischer Sicht sei mir 
a uch die Bemerkung gestattet, daß es sich 
das größte Bundesland n icht gefallen lassen 
würde, zum Parkplatz für ausländische Auto­
b usse, die erfreulicherweise immer zahlrei­
cher nach Wien kommen,  degradiert zu wer­
den; eine Feststel lung, d ie auch Landeshaupt­
mannste llvertreter Pröl l  im Zusammenhang 
m it der Weltausstel lung 1 995 getroffen hat 
und die durchaus auch da gilt. 

Da aber zu befürchten ist, daß das Verbot 
des Parkens von Omnibussen in Wohngebie­
ten noch nicht endgültig vom Tisch ist. 
möchte ich dich, Herr Min ister, b itten ,  den 
zuständigen Minister zu ersuchen, die Bür­
germeister zu veranlassen ,  entsprechende Ab­
stel lflächen für Autobusse auch innerhalb 
von Ortsgebieten zu schaffen.  Es muß ja im 
Interesse al ler Gemeinden l iegen, den Frem­
denverkehr zu fördern, n icht jedoch, ihn zu 
beh indern. Immerhin profitieren d ie Gemein­
den nicht unwesentl ich vom Tourismus. Ich 
möchte hier nur eine Zahl  nehmen: das Ge­
tränkesteueraufkommen, eine ausschließliche 
Gemeindeabgabe, betrug 1 986 - dies ist die 
letzte mir zur Verfügung stehende Zahl -
mehr als 4 Mill iarden Schil l ing. 

Ein anderer dr ingender Wunsch ,  der bei 
e iner der nächsten Novel lierungen verwirk-

l icht werden sollte, ja mü ßte. betrifft die ge­
setzliche Erlaubnis für Fahrzeuge, zum 
Zwecke des Zustel ld ienstes auch i n  zweiter 
Spur anzuhalten, wenn die Sicherheit . Leich­
tigkeit und Flüssigkeit des Verkehrs nicht 
beeinträcht igt werden und innerhalb von 
50 Metern ein Halten im Sinne des § 23 
Abs. 2 Straßenverkehrsordnung n icht mög­
l ich ist. 

Analoge Rege lungen, wie sie d ie Wirtschaft 
fordert. gibt es bereits in der Straßenver­
kehrsordnung für Taxi- und Mietwagenge­
werbe und in der Bundesrepubl ik Deutsch­
land auch für derartige Zustel ldienste . Ein 
E ingehen auf diese Wünsche wäre meines 
Erachtens e in  wesentl icher Beitrag zur S iche­
rung der so oft geforderten Nahversorgung. 
Ich glaube , h ier h inkt der Gesetzgeber der 
Praxis nach .  Es wäre sinnvoller, eine entsp re­
chende gesetzl iche Regelung zu schaffen ,  als 
d ie Straßenaufsichtsorgane zu Straforgien 
oder ähnl ichem zu ermuntern.  

Schlie ßl ich möchte ich noch einen alten 
Wunsch des Taxi- und Omnibusgewerbes an­
bringen .  daß es Autotaxis und Autobussen im 
Sinne des § 53 Abs. 1 Ziffern 24 und 25 er­
möglicht wird, Omnibusstraßen sowie Fahr­
streifen für Omnibusse mitzubenützen, und 
zwar ohne e igene Zusatztafel; mit eigener 
Zusatztafel ist es ja gesetzlich mögl ich.  Im 
Ausland i s t  d i e  Benützung dieser Straßen 
selbstverständlich, und ich glaube , es m üßte 
doch auch in Österreich möglich sein .  

Meine Damen und Herren!  Hohes Haus! 
Meine Fraktion begrüßt die vorliegende Stra­
ßenverkeh rsordnungs-Novelle und wird daher 
keinen Einspruch erheben. (Allgemeiner Bei­
falU 12.07 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: 
Zum Wort hat sich Herr Bundesrat Dr. 
Bösch gemeldet. 

L ! .07 

Bundesrat Dr.  Walter Bösch (SPÖ. Vorarl­
berg): Herr Präsident! Herr Bundesminister!  
Meine geschätzten Damen und Herren! Die 
heutige Diskussion über die Straßenverkehrs­
ordnung ist ein gegebener Anlaß, e inige 
grundsätzl iche Bemerkungen zu Fragen des 
Straßenverkehrs und dessen Auswirkungen 
auf die gesellschaft l ichen Verhältnisse und 
auch die Umwelt zu machen.  

Die Straßenverkehrsordnung ist sicher je­
nes Gesetz, das am meisten übertreten wird 
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und dessen Übertretungen einen Schaden an­
richten,  der auf der menschlichen Seite in 
vielen Fällen nicht mehr gutzumachen ist 
und der gesamthaft aus vo lkswirtschaft l icher 
Sicht gigantisch ist. 

Wenn wir den Versuch unternehmen, die 
wirtschaft l ichen Folgen der Verkehrsunfälle 
zu beziffern, so gelangen wir zu der Zahl 
von 40 Mil l iarden Schi l l ing jähr l ich .  Bei Fort­
dauer des gegenwärtigen Trends werden bis 
zum Jahre 2000 noch über zehntausend Men­
schen ihr Leben auf Österreichs Straßen ver­
lieren.  Statistisch gesehen werden b is zum 
Jahre 2000 al le Bürger der Städte Linz, Salz­
burg und G raz durch Verkehrsu nfälle Verlet­
zungen erleiden. 

Eine der Hauptursachen ist neben der Al­
koholisierung die überhöhte Geschwindigkeit. 
Der Blitz des Radargeräts und dessen Folgen 
stellen eine noch zu verkraftende Folge ge­
setzwidrigen Handeins dar, viel tragischer ist 
das Leid Unschuld iger als Folge solchen 
Fehlverhaltens. Die U nfal lbi lanz des Jahres 
1988 ist ja erschütternd und wird in einer 
Überschri ft der "Kleinen Zeitung" als "einzi­
ge Katastrophe" beze ich net. 

D ie i mmer wieder vorgebrachten Motive 
für das Schnellfahren s ind ebenso banal wie 
unzutreffend. Die angebliche Zeitersparnis 
steht in überhaupt keinem Verhältnis zu dem 
auftretenden Risiko. 

Es erweist sich natürl ich aus den versc hie­
densten Gründen, die ich nicht näher ausfüh­
ren kann ,  als äußerst schwierig, den oben 
beschriebenen Verhaltensweisen ,  zumal sie 
offenbar zum Teil in der Psyche des Men­
schen begründet sind, wirksam und u mfas­
send Einhalt zu gebieten. Es können nur 
schärfere Maßnahmen bei der Verkehrsüber­
wachung einigerma ßen zielfüh re nd sein und 
a1l jene Maßnahmen, die Kollege Wabl ange­
führt hat. 

Wer jährl ich 300 bis 400 Verkehrsunfälle 
zu bearbeiten hat, für den steh t  außer Zwei­
fel ,  daß h insichtlich der Frage des Stufenfüh­
rerscheins und des "Führerscheins auf Pro­
be" ein äußerst dringender Handlungsbedarf 
besteht. 

Herr Minister ! Ich bitte Sie, dem Herrn 
Minister Streicher mitzuteilen, daß der Hand­
lungsbedarf h ier äußerst dringend ist. Ich 
würde diese Formulieru ng verwenden und 
auch zu ihr  stehen. 

Die Zunahme der Ver kehrsdichte setzt der 
sogenannten freien Fahrt für fre ie Bürger ,  
e in  bekanntes Schlagwort, Grenzen , d ie 
durch diese Maßnahmen gesteckt werden 
m üssen .  

Es  sind vor  a l lem d ie schwächeren Ver­
kehrstei lnehmer zu schützen, und es darf 
nicht der gesamte Straßenbau - da sind ja 
bereits Änderungen eingetreten - dem mo­
torisierten I ndiv idualverkehr zur Verfügung 
gestellt werden .  

Der  Straßenverkehr ist aber  auch - und 
damit komme ich zum zweiten Tei l  meiner 
Ausführungen - zu einem überdurchschnitt­
l ichen Tei l  für die Luftverschmutzung ver­
antwortlich . wobei der Antei l  der Schadstoffe 
aus dem Ver kehr immer weiter im Steigen 
begriffen ist; auf die Kraftfahrzeuge entfal len 
87  Prozent des gesamten Energieverbrauches 
im Verkehrsbereich,  die Sch iene partizipiert 
mit 7 Prozent. Es werden als Abgase jährlich 
1 50 000 Ton nen  Stickoxide in d ie Luft gebla­
sen .  die zu rund drei Vierteln  von den Autos 
stammen ,  bei den Kohlenwasserstoffen sind 
es rund 1 00 000 Tonnen, die Hälfte aus dem 
Verkehr. 

Dies hat unter anderem auch zur Folge, 
daß an 70 b is 90 Prozent aller Sonnentage im 
Sommer d ie Ozonkonzentration in den mitt­
leren Höhenlage, die, wenn sie in der Nähe 
von Hauptstraßen gelegen sind, besonders 
betroffen sind, das pflanzenschädl iche Aus­
maß überschreitet, a lso praktisch an fast al­
len Sommertagen. 

Die S ituation am Brenner als Brennglas 
dieser E ntwicklung b rauche ich hier nicht 
weiter auszuführen. Es ist eine Erkenntnis, 
die vielleicht n icht allgemein anerkannt wird, 
die lautet. daß mit Straßenbau allein keine 
Verkehrsprobleme gelöst werden können. Es 
kennt jeder in se ine r  U mgebung Beispiele, 
wie vorerst eine Ortsdurchfahrt verbreitert, 
dann eine U mfahrung und noch ein Tunnel 
gebaut wurden ,  und am ersten Jahrestag der 
Eröffnung d ieser Anlagen ist a lles wieder 
verstopft. 

Dies al les vor dem Hintergrund, daß von 
1 964 b is 1 984 rund 250 Mil liarden Sch i l l ing 
in  den Straßenbau investiert wurden und die 
Bahn mit 4 1  Mil l ia rden ,  a lso mit rund einem 
F ünftel davon,  abgefunden wurde . Daß es 
dadurch zu einer tei ls eingebi ldeten,  teils 
wirkl ichen Unattraktivität der Bahn kommen 
mu ßte, ist nicht wei ter  verwunderlich. 
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Aber es gibt anscheinend nationale Unter­
schiede, wie ein Vergleich zeigt. Während 
jeder Schweizer rund 1 200 Ki lometer jähr­
l ich mit der Bahn fäh rt ,  sind es i n  Österreich 
950 und, wie zu erwarten, in der Bundesre­
publik Deutschland 630 Kilometer .  

Eine Belastung besonderer Art ,  und zwar 
sowohl in  ökologischer als auch in wi rtschaft­
licher Hinsicht, ist der Güterschwerverkehr 
auf der Straße. Auch h ier einige Daten: Un­
ter anderem verursacht e ine von e inem LKW 
beförderte Tonne an Gütern d ie rund 50fa­
ehe Umweltbelastung gegenüber einer auf 
der Bahn transportierten Tonne.  Hinzu 
kommt noch ,  daß die Bahn 1 970 noch rund 
zwei Drittel a l ler Güter transportierte, in den 
folgenden Jahren sich der Straßengüterver­
kehr um 484 Prozent erhöhte, während der 
Antei l  der Bahn um 38 Prozent zunahm. Die 
Anteile der einzelnen Verkehrsträger haben 
sich damit völl ig umgekehrt. 

Noch eines so l lte man nicht außer acht 
lassen.  D ie Belastung einer Straße und damit 
die Straßenbaukosten steigen mit  der vierten 
Potenz der Achslast. Es verursacht daher 
eine Zehn-Tonnen-Achse eines LKWs gegen­
über der Ein-Tonnen-Achse eines PKWs 
nicht die zehnfache, sondern d ie zehntau­
sendfache Belastung der Straße, und es ist 
wohl  kein Zufal l ,  daß a l lein für e inen Ki lo­
meter der Inntalstrecke in  Tirol  jährl ich 
700 000 S an Reparaturkosten aufgewendet 
werden m üssen.  

Angesichts dieser doch im wesentl ichen 
vom Steuerzahler zu berappenden Straßener­
haltungskosten ist es natürlich völlig unzu­
treffend, den Bahnen ihr  Betriebsdefizit vor­
zuhalten.  

Daß ein solches Bi ld überhaupt entstehen 
kann ,  ist eigentlich nur  einer - man kann es 
nur so sagen - katastrophalen A rt der volks­
wirtschaftlichen Gesamtrechn ung zuzuschrei­
ben ,  die nach dem Grundsatz funktioniert : Je 
größer d ie Schäden und i hre Reparatur, desto 
größer das Volkseinkommen. 

Es ist natürl ich einsichtig, daß nicht zu 
jeder F irma ein Gleisanschluß gebaut werden 
kann .  Es ist aber auch n icht einsichtig, daß 
Güter Hunderte oder Tausende Kilometer 
auf der Straße transportiert werden,  wenn sie 
auch auf der Schiene befördert werden könn­
ten .  Und es ist auch e ine Provokation, wenn 
Eurolaster über Österreichs Straßen von 
München nach Mailand Kartoffe ln  transpor-

tieren, diese in Mailand waschen und wieder 
zurück nach M ünchen transportieren. 

Meine Damen und Herren ! Das ist kein 
E inze lfal l ,  kein besonderes Kuriosum.  Rund 
e in  Viertel a l ler Transittransporte s ind auf 
d iese - ich wi l l  es vorsichtig ausdrücken -
verworrenen Bestimmungen der EG-Agrar­
marktordnungen und anderer Ordnungen zu­
rückzuführen. 

Angesichts d ieser Entwicklungen muß auch 
der Grundsatz der fre ien Wahl des Verkeh rs­
m ittels sehr gründlich überdacht und wohl  
auch in Frage gestellt werden. H iezu gehören 
Maßnahmen wie Tonnagebeschränkungen 
und Nachtfahrverbote. Wie es übr igens in  der 
Schweiz ,  der wir sicher n icht nachsagen kön­
nen, daß es sich dort um eine Planwirtschaft 
handelt, schon längst in Kraft getreten ist. 

Wir handeln uns natürlich mit den Euro­
päischen Gemeinschaften damit seh r  gro ße 
Schwierigkeiten ein,  das will ich heute nicht 
weiter ausführen. 

Ich muß aber e ines noch hiezu erwähnen, 
nämlich daß jene europäische Arbeitste i lung, 
die lautet: "Die Schweiz ist das Schienentran­
sitland und Österreich das Straßentransit­
land" nicht geben darf. (Beifall bei der SPÖ. )  
Das ist e ine der wesentlichen Forderungen,  
die wir be i  d iesen Verhandlungen über das 
Mandat der EG erheben müssen.  

Ich darf daher al le ersuchen . beide Fraktio­
nen, auch die ÖVP-Fraktion,  im besonderen 
die ÖVP-Fraktion, die politische Energie bei  
a l len zu kritisierenden Zuständen nicht al lzu 
sehr  gegen d ie Bundesbahnen zu richten ,  
sondern vielmehr gegen jene in- und auslän­
dische Lobby, die versucht und m it großem 
Druck versucht, große Teile unseres Landes 
zum Trampelpfad ihrer LKW-Flotten zu ma­
chen.  - Ich danke. (Beifall bei SPÖ und 
Ö VP. ) /2 .18 

Vizepräsident Dr.  Herbert Schambeck: 
Zum Wort gemeldet ist Herr Bundesminister 
Dr. Neisser .  Ich erteile es ihm.  

12.18 

Bundesmi nister für Föderal ismus und Ver­
waltungsreform Dr. Heinrich Neisser: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
habe d ie Ehre, heute den verhinderten Ver­
kehrsminister zu vertreten.  Erlauben sie mir ,  
daß ich am Schluß der Debatte einige Be­
merkungen mache. 
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Diese Novelle ist ihrem inhalt l ichen Kern 
nach eine Novelle. die vor allem viele neue 
Rege lungen für den Radfahrer a ls Verkehrs­
tei l nehmer bringt. Sie ist von der Tendenz 
getragen ,  den Radfahrer mit dem Fu ßgänger 
gleichzustel len, und d ies nicht nur deshalb, 
wei l  es ab nun. analog zu den Sch utzwegen 
für die Fußgänger. auch Radfahrüberfahrten 
geben sol l .  

D iese Novel le ist, was die Rechtsstel lung 
des Radfahrers i m  Stra ßenverkehr anlangt , 
glaube ich, auch sym ptomatisch  für einen 
Interessenausgleich, den der Gesetzgeber hier 
gestalten mu ßte. Ein Ausgleich, der auf der 
einen Seite dar in  besteht ,  daß wir den Rad­
fahrer und das Fahrrad als Verkehrsmittel 
fördern wol len - in  d iesem Sinne ist diese 
Novelle ein nicht unwesentlicher Beitrag zur 
Schaffung e iner Fahrradk u ltur in Österreich 
-, daß aber d ieser Förderung auf der e inen 
Seite sehr  wesentl iche S icherhe itsprobleme 
und eine Sicherheitsherausforderung gegen­
überstehen. 

Ich glaube, daß das in  dem vorl iegenden 
Gesetzeswerk e inigermaßen gelöst wurde , es 
wurde auch von den Rednern anerkannt und 
läßt sich an e iner Reihe von konkreten Punk­
ten nac hweisen. Es wurde schon darauf hin­
gewiesen, daß d ie Radfahrer nunmehr von 
der Einbahnregelung ausgenommen werden 
können, wenn eine ausre ichende Breite des 
Fahrwegs gegeben ist u nd wen n  Leit- oder 
Sperr l in ien den Radfahrverkehr vom übrigen 
Verkehr trennen. 

Ebenso haben wir versucht, das für den oft 
bei der Kreuzung wartenden Autofahrer leid­
l iche Problem des vorbeischlängelnden Rad­
fahrers zu lösen,  wobei - meine Damen und 
Herren,  nur zur Klarstel lung - das Vorbei­
schlängeln im S inne von slalomartiger Fort­
bewegung auch durch d iese Novel le nicht er­
laubt ist, sondern es he ißt ausdrückl ich,  daß 
man sich wohl  vorbeibewegen kann in  gera­
der L inie ,  sofern ausreichend Platz dafür vor­
handen ist und rechtsabbiegende Fahrzeuge 
nicht behindert werden. 

Meine Damen und Herren ! D iese Novelle 
enthält aber n icht nur relevante Normen für 
den Radfahrer und den Fahrradverkehr, sie 
bringt auch,  wie ich glaube, e inige zweckmä­
ßige Neuerungen, etwa bei der Parkraumbe­
wirtschaftung. 

Ich möchte hier noch einmal klarstel len ,  
daß al le Maßnahmen. vor allem im Zusam-

menhang mit gebührenpflichtigen Kurzpark­
zonen,  keine Angelegenheiten des Straßen­
verkehrs s ind . Aus d iesem Grunde sind auch 
alle d iesbezüglichen Regelungen aus der Stra­
ßenverkehrsordnung e l imin iert worden. Für 
solche gebühre npfl ichtige Zonen wird daher 
jene Behörde beziehungsweise jene Gebiets­
körperschaft zuständig sein ,  die e ine Gebühr 
für das Kurzparken festsetzt, d ie auc h  die 
Art der Überwachung der Kurzparkdauer 
und das hiefür notwendige Hilfsmittel zu be­
stimme n  hat. 

Es ist allerdings in d ieser Novelle festge­
setzt worden ,  daß in Zukunft die Möglichkeit 
des E insatzes von Parkuhren oder zentralen 
Parkscheinautomaten besteht. 

Die E inführung des Zonenzeichens ist i n  
der b isherigen Diskussion ebenso erwähnt 
worden . Mit der Einführung dieses Zonenzei ­
chens wird e in ,  wie ich glaube , wesentlicher 
Beitrag zur Vereinfach u ng, vor allem auch 
im Zusammenhang mit der oft erhobenen 
Forderung der Durchforstung des Sch i lder­
waldes geleistet, und es wird gleichzeitig ei­
ner Empfehlung der E uropäischen Verkehrs­
ministerkonferenz und der Wirtschaftskonfe­
renz der Vereinten Nationen für Europa 
Rechnu ng getragen. 

Letzt l ich möchte ich noch e inen vierten 
Punkt erwähnen , der auch allgemein begrüßt 
wurde: Es wird nunmehr mögl ich sein ,  daß 
Fahrzeuge ,  die unzulässigerweise auf Beh in­
dertenparkplätzen abgestellt sind, ohne weite­
res Verfahren und auch ohne konkrete Ver­
kehrsbeeinträchtigung abgeschleppt werden .  

Meine Damen und Herren! I c h  glaube da­
her zusammenfassend zu der vorl iegenden 
Novel le noch e inmal unterstreichen zu kön­
nen, daß d iese Novel le zur Straßenverkeh rs­
ordnung dem Stellenwert des Radverkehr� als 
einer u mweltfreundlichen Verkehrsart Rech­
nung trägt, daß es in  d ieser Novelle E lemen­
te gibt, die e in Beitrag zur Entbürokratisie­
rung sind. wie etwa das von mir genannte 
Zonen zeichen oder die F lexibi l isierungsmög­
l ichke i ten nun mehr im Bereiche der Park­
raumbewirtschaftung. 

Ich möchte allerd ings auch hier noch auf 
einige Gesichtspunkte zu sprechen kommen, 
die in der D iskussion angesprochen worden 
s ind und wo mir  von e inigen Rednern des 
Bundesrates nahegelegt wurde, daß nicht nur 
ein Handlungsbedarf, sondern sogar e in äu­
ßerst dr ingender Handlungsbedarf besteht.  
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Meine Damen und Herren !  Darf ich vor­
weg sagen :  Ich glaube, daß die Diskussion zu 
den zwei wesentlichen Punkten ,  die h ier an­
gesprochen worden sind, nämlich zur Frage 
der Einführung eines Stufenführerscheins 
u nd e ines "Führerscheins auf Probe" ,  in  Bäl­
de abgesch lossen werden muß.  In der Tat 
handelt es sich dabe i um zwe i  Probleme, bei 
denen nicht nur der Handlungsbedarf, son­
dern die Lösungsnotwendigkeit in  einer be­
sonders dringlic hen Weise gegeben ist. Ich 
darf aber für die Bundesregierung sagen, wir 
sind uns darüber sc hon im klaren,  wei l  wir 
mehrfach über dieses Thema auch im Kreise 
der Regierung diskutiert haben .  

Bundesrat Wab l  hat darauf Bezug genom­
men und gemeint, d ie Regierung sol lte jetzt 
schon entscheiden und sich n icht immer dem 
Für und Wider der Interessenvertretungen 
aussetzen .  Herr Bundesrat Wabl ,  ich bin 
schon Ihrer Meinung: Es müssen zu einem 
best immten Zeitpunkt sicher die Regierung 
und auch das Parlament entscheiden , selbst 
auf die Gefahr hin, daß man mit Interessen­
vertretungen in  einen kleinen Konfl ikt gerät. 
Nur scheint mir h ier das Bemühen um einen 
Konsens mit den Interessenvertretungen 
schon besonders wichtig zu sein ,  wei l  e ine 
Regelung, die nicht auch mitgetragen wird 
von den Interessenvertretungen, bei deren 
Umsetzung und Anwendung natürl ich dann 
große Schwierigkeiten hat. 

Es ist ja h ier mehrfach sc hon das Problem 
der Akzeptanz der Vorschr iften der Straßen­
verkehrsordnung angesprochen worden .  Herr 
Bundesrat 01'. Bösch hat den bemerkenswer­
ten Satz gesagt, dem ich auch zustimme: D ie 
Straßenverkehrso��n ung ist wahrscheinl ich 
jenes Gesetz in Osterreich, das am meisten 
übertreten wird, e in Zustand, den wir n icht 
u nbedingt auch noch fördern und unterstüt­
zen sol lten. 

Ich möchte aber jetzt zwei  konkrete D inge 
sagen :  Es finden zu be iden Themen, zur  F ra­
ge "Führerschein auf Probe" und zum Stu­
fenführersc heinproblem konkrete Bespre­
chungen zwischen der Beamtenschaft des 
Verkehrsmin isteriums, den Sozialpartnern 
u nd den einschlägigen Interessenvertretungen 
statt. Wir s ind bemüht, vor dem Som mer  
noch eine Regierungsvorlage vorzulegen,  die 
für beide Probleme Lösungsvorsch läge ent­
halten so l l ,  wobei die Frage des Stufenführer­
scheins e infacher ist, da gibt es e igentlich 
ke ine re levanten D ivergenzen  mehr. Etwas 

schwieriger s ind die Diskussion und die Fra­
ge "Führersc hein  auf Probe" .  

Ich darf h ier  zwei Versicherungen abgeben: 
Erstens e inmal, daß mir das Problem durch­
aus bewußt ist und daß ich die heutige De­
batte zum Anlaß nehmen werde , um mit 
dem an sich dafür zuständigen Kollegen 
Streicher noch e in mal zu sprechen. 

Ähnl iches werde ich auch tun über eine 
Anregung, d ie Herr Bundesrat Kaufmann ge­
macht hat, daß man mit den Gemeinden in  
Gespräche eintreten sollte, damit die Abste ll­
flächen für Omnibusse innerhalb des Ge­
meindegebietes vergrößert werden.  

Meine Damen und Herren !  Es gibt  kaum 
eine Verwaltungsmaterie, d ie so viel innere 
Dynamik aufweist wie das Straßenverkehrs­
recht. Aufgrund d ieser Tatsache ist natürlich 
auch d ie Regierung verpfl ichtet, immer mit 
neuen Anpassungsmaßnahmen zu kommen. 
- Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Bei­
fall bei SPÖ und Ö VP. i !:!.:!7 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist 
dies nicht der Fall .  

Die Debatte ist geschlossen .  

Wird von der Berichterstattung ein Schluß­
wort gewünscht? - D ies ist nicht der Fal l .  

Wir gelangen zur Abst immung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat mit Slimmeneinhelligkeit, gegen den 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates k e i n e n 
E i fl S P r u c h zu erheben. 

3. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
26. Jänner 1 989 betreffend ein Bundesgesetz 
über die Binnenschiffahrt (Schiffahrtsgesetz 
1990) (705 und 864/NR sowie 3643/BR der 
Beilagen) 

Vizepräsident D1'. Herbert Schambeck: Wir 
gelangen nun zum 3 .  Punkt der Tagesord­
nung: Schiffahrtsgesetz 1 990. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat 
Eduard Gargitter übernommen. Ich ersuche 
ihn um den Bericht. 

Berichterstatter Eduard Gargitter: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren !  Durch 
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den gegenständlichen Gesetzesbeschluß so ll 
e ine neue rechtliche G rundlage für die Zulas­
sung und Führung von Fahrzeugen sowie fü r 
d ie Schu lung von Sch iffsfüh rern geschaffen 
werden, durc h  welche die aufgrund des 
Schiffahrtspol izeigesetzes 1 92 7  beziehungs­
weise des B innensch iffahrtsverwaltungsgeset­
zes erlassenen, 1 978 auf Gesetzesstufe gestell­
ten Verordnungen (Nummernzwangverord­
nung, Sch iffspatentverordnung, Schiffsführer­
verordnung und Schiffsführerschulenverord­
nung) abgelöst werden sol len .  Gleichzeitig 
werden die schiffah rtspolizei l ichen, die schiff­
fahrtsanlagenrechtl ichen und d ie schiffahrts­
konzessionsrechtl ichen Best immungen sowie 
jene des Eichgesetzes unter Bedac htnahme 
auf de n neuesten Wissensstand überarbeitet, 
sodaß das gesamte Verwaltungsrecht der Bin­
nenschiffahrt in einem Bundesgesetz zusam­
mengefa ßt ist. 

Der Ausschuß für öffentl iche Wirtschaft 
und Verkehr hat die gegenständliche Vorlage 
in se iner S itzung vom 3 1 .  Jänner 1 989 in 
Verhandlung genom men und einstimmig be­
sch lossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen E inspruch zu erheben. 

Als E rgeb nis seiner Beratu ng stellt der 
Ausschuß für öffent l iche Wirtschaft und Ver­
kehr  den A n t r a g, der Bundesrat wolle 
besch ließen: 

Gegen den Besch luß des Nationalrates vom 
26. Jänner 1 989 betreffend ein Bundesgesetz 
über die Binnensch iffahrt (Schiffahrtsgesetz 
1 990) wird kein Einspruch erhoben. 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir 
gehen in  die Debatte ein .  Zum Wort gemel­
det hat sich Herr Bundesrat Er ich Holzinger. 
Ich ertei le es ihm. 

12.30 

B undesrat Erich Holzinger (ÖVP, über­
österreich) :  Herr P räsident! Herr Minister!  
Meine sehr  geehrten Damen und Herren!  
Das vorl iegende Bundesgesetz über die Bin­
nenschiffahrt, kurz genannt Schiffahrtsgesetz 
1 990, löst, wie wir gehört haben, eine Reihe 
von Verordn ungen, die 1 978 auf Gesetzesstu­
fe gestel lt wurden, ab.  Mit d iesem Gesetz 
wird die rechtliche Grundlage dafür geschaf­
fen ,  daß das gesamte Verwaltungsrecht der 
B innenschiffahrt in e inem Bundesgesetz zu­
sammengefaßt  ist, womit endlich auch eine 
entsprechende Übersichtlichkeit geschaffen 
wird. 

Eine ganz besondere Bedeutung hat mei­
ner Auffassung nach dieses Gesetz aber i m  
Zusammenhang m i t  der 1 992 zu erwartenden 
Fertigstel lung des Rhein-Main-Donau-Kanals, 
der für uns n icht nur  Verb indungen zu vie­
len B innenhäfen Europas herstellt, sondern 
auch zu e iner Reihe von Überseehäfen;  es sei 
nur auf Amsterdam, Antwerpen und Rotter­
dam verwiesen.  

So wie wir mit der Bundesrepubt ik 
Deutsch land einen Schiffahrtsvertrag abge­
sch lossen haben. werden wir auch mit den 
östlichen Donaustaaten,  aber auch mit  den 
N iederlanden einen solchen Vertrag abzu­
schließen haben, u nd es ist ja nicht unbe­
kannt, daß entsprechende Gespräche in die­
sem Zusammenhang schon seit geraumer 
Zeit geführt werden und in dem einen oder 
anderen Fall auch kurz vor dem Abschluß 
stehen. 

Das ist deshalb notwendig, weil damit eine 
Gleichste llung der österreichischen Schiffe 
mit jenen der übrigen Donaustaaten erreicht 
wird, und das ist vor allen Dingen auch für 
unsere OOSG von ganz besonderer Bedeu­
tung. 

Ein wichtiger Punkt in  diesem Zusammen­
hang ist aber der Ausbau der Donau östlich 
von Wien. Wir haben hier, meine sehr  geehr­
ten Damen und Herren, ich muß das ganz 
offen sagen ,  viel Zeit verloren .  Probleme be­
reiten nämlich jene Zeiträume, das sind etwa 
d rei bis vier Monate im Jahr, wo mit N ieder­
wasser gerech net werden muß und wegen der 
geringen Fahrtrinnentiefe gro ße Schwierig­
keiten bei den sogenannten Europakähnen 
dann bestehen, wen n  sie vol l  beladen sind. Es 
muß also h ier eine entsprechende Reduktion 
der Gewichte vorgenommen werden,  was na­
türlich den ganzen Transport unwirtschaftli­
cher macht. Bei Schubverbänden ist es nicht 
selten so, daß Mehrfachfahrten in diesem Be­
reich durchgeführt werden müssen ,  um die 
e inzelnen Kähne durchzubringen.  

Der Schiff transport ist - und wir  haben 
heute schon Vergleiche zwischen Straße und 
Bahn gehört - wohl der wirtschaftl ichste 
und damit auch jener, den man als den um­
weltfreudl ichsten bezeichnen muß, wobei ich 
eine einzige Einschränkung mache: daß unse­
re Schiffahrtspol izei - und das kann sie 
auch kraft d ieses Gesetzes natürl ich tun -
eine entsprechende Kontrollfunktion wahr­
nehmen kann. Ich bin se lbst gerne auf der 
Donau mit meinem k leinen Sportboot unter-
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wegs, und da sehe ich immer wieder, was da 
passiert, was da von den Sc hiffen aus in die 
Donau an Abfall ,  aber auch an Öl und derlei 
Dingen hineingeleert und h ineingeworfen 
wird. 

Dennoch: Die Wirtschaftl ichkeit des Sc hiff­
verkehrs geht daraus hervor, daß man mit 
1 PS Antriebskraft die 25fache Lastmenge ge­
genüber einem Straßenfahrzeug und noch 
immer die achtfache Lastmenge gegenüber 
der Schiene transportieren kann .  Das bedeu­
tet natürl ich ,  daß es dabei zu e iner sehr we­
sentlichen U mweltentlastung kommt. 

Ich glaube, daß gerade der Transport von 
den Nordseehäfen h inunter in den Süd-Ost­
Bereich Europas nach Fertigstellung des 
Rhein-Main-Donau-Kanals e ine ganz beson­
dere Bedeutung bekommen wird, auch mit 
dem Huckepackverkehr der Straßentrans­
portfahrzeuge. Gerade diese E ntwick lung 
wird auch für unsere I ndustrie, i m  besonde­
ren zum Beispiel die VOEST, aber auch für 
neu entstandene Betriebe in d iesem Bereich 
- und ich verweise auf den in Oberöster­
reich gebauten Ennshafen, wo man diesen 
Entwick lungen schon im voraus Rechnung 
getragen hat - eine ganz besondere wi rt­
schaft l iche Bedeutung haben. 

Die Donau hat noch etwas, d ie Donau hat 
entlang des Stromverlaufes Treppelwege, die 
im Gesetz unter den Begriffsbestimm ungen 
ganz besonders angefüh rt werden.  Gestatten 
Sie mir doc h eine Bemerkung, die wieder mit 
dem zusammenhängt, was wir vorher schon 
bei der StVO-Novel ie gesagt haben. Das hat 
e ine ganz besondere Bedeutung für den Rad­
tourismus, man kann sagen,  auch für den 
europä ischen Radtourismus, hat man doch 
von Passau bis hinunter  nach Wien, ja bis 
Hai nburg, diese Treppelwege, die ausgebaut 
sind - sie haben ja eine besondere Funktion. 
sie s ind die Inspektions- und Instandhaltungs­
wege für die Strombauleitungen -, für den 
Radfahrverkehr freigegeben, nicht aber für 
den übrigen Verkehr. 

Die Radfahrer haben also d ie Möglichkeit. 
auf diesen Treppelwegen zu fahren. Das 
führt dazu. daß viele Radfahrer  - Zah len 
wurden von meinem Vorredner Kaufmann 
bereits genannt - festgestel lt  werden kön­
nen. Auch wir in Oberösterreich - ich kom­
me aus einem Bezirk,  der an der Donau l iegt 
- zählen nicht se lten 1 000 Radfahrer und 
mehr pro Tag auf diesen Treppelwegen. 

Nun passiert eines: Es .gibt zwischendrin 
Stücke, die als sogenannte Uberströmstrecken 
bezeichnet werden,  die einen normalen Stein­
belag, also die zum Dammbau verwendeten 
Stei ne aufweisen,  wo ganz plötzlich für den 
Radfahrer ohne jegl iche Vorwarnung d ie 
asphaltierte Strecke aufhört .  Er  beginnt nun 
über diese großen Steine mit  den Zwischen­
räumen zu fahren, was immer wieder zu 
Stürzen und zu sehr schweren Verletzungen 
führt. Es ist für mich unverständlich - ich 
habe mich auch mit Fach leuten darüber un­
terhalten -, daß man sich nicht dazu ent­
sc hl ießen kann - man kon nte sich zum Teil 
dazu entsch ließen, es gibt sehr  wohl  die e ine 
oder andere Überströmstrecke, die zwischen­
zeitig auch mit einer leichten Asphaltdecke 
überzogen wurde -.  diese paar Stücke, das 
sind einmal 800 m und einmal , glaube ich 
1 500 m im Raum Grein.  im Raum Aschach 
etwa 800 m und dann noch ein kurzes Stück 
bei Ottensheim,  auszubauen. Man soll ja kei­
ne fest verbu ndene, also keine selbsttragende 
Asphaltdecke machen. man so l lte nur d ie 
Zwischenräume und Unebenheiten ausfül len,  
sodaß eine halbwegs leicht befahrbare Ober­
fläche geschaffen wird, weil damit den Be­
nützern, die dort mit dem Fahrrad fahren ,  
gefährl iche Stürze erspart bleiben .  

Meine sehr geehrten Damen und  Herren !  
Der Fremdenverkehr im Donauraum hat sich 
sehr .  sehr positiv entwickelt und ist nunmehr 
ein neuer Bereich, der sich als Gegenstück zu 
den Seengebieten, etwa das Salzkammergut, 
aber auch anderen Bereichen darstellt und 
hat daher für uns Oberösterreicher eine ganz 
besondere Bedeutung. Dazu kommen auch 
wesentliche Verbesserungen im Personen­
schiffahrts- und Ausflugsverkehr .  Auch da 
s ind Steigerungsraten festgeste llt worden,  
wieder mit Kombinationsmöglichkeiten :  
Fahrrad, Schiff, Bahn,  Autobus. Das wird 
gerne von den Leuten angenommen und bie­
tet gerade jenen Menschen,  die in  den Bal­
lungszentren wohnen und dort kaum Mög­
lichkeiten für Erholung haben, wunderbare 
Naherholungsmögl ichkeiten.  

Ich glaube, man sol lte sich al len Ernstes 
bemühen - denn auch bei den Fachleuten, 
d ie davon betroffen sind, bestehen diesbezüg­
lich unterschiedliche Auffassungen, das muß  
man auch dazu sagen - ,  diese paar kleinen 
Schönheitsfeh ler in allernächster Zei t  z u  be­
seitigen. 

Dieses Gesetz befaßt sich aber nicht nur 
mit unserer Wasserstraße Donau schlechthin.  
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sondern auch mit den anschließenden F lüs­
sen in  Tei lbereichen ; hier verweise ich auf 
die E nns, die Traun und d ie Thaya. 

Davon betroffen sind auch die Donaualtar­
me, in deren Bereich auch die Schiffahrt ,  
nicht die Großschiffahrt sondern die Sport­
schiffahrt. aber auch Schiffe, die zur Erhal­
tung des Flusses dienen , und - man wird 
das nicht glauben - 1 30 Seen in  Österreich . 
Dieses Gesetz umfaßt also nicht nur die Do­
nauschiffe, sondern auch alle Fähren,  
schwimmende Geräte , Flöße. schwimmende 
Anlagen ,  Arbeitsmasc hinen, Segelboote, Ru­
derboote, Motorboote und so weiter. 

Wir sehen daraus, daß es dringend notwen­
dig war, dieses umfangreiche Gesetzeswerk 
zu schaffen, um da eine e inheitliche Rege­
lung zu finden. Und ich glaube, daß dieses 
Gesetz für unsere wirschaftliche Zusammen­
arbeit mit der Europäischen Gemeinschaft 
ganz große Bedeutung haben wird. Es fä llt 
uns daher n icht schwer, d iesem Gesetz unse­
re Zustimmung zu geben. (Beifall bei Ö VP 
und bei Bundesräten der SPÖ. )  12.41 

Vize präsident Dr. Herbert Schambeck: 
Zum Wort gemeldet ist Herr Bundesrat Pich­
ler. Ich ertei le es ihm. 

12.41 

Bundesrat Norbert Pichler (SPÖ, Ober­
österreich) : Sehr geehrter Herr Präsident!  
Herr Bundesminister!  Meine sehr geschätzten 
Damen und Herren! Mit dem vorliegenden 
Gesetzesbesch luß  des Nationalrates über ein 
Schiffahrtsgesetz 1 990 ist es gelungen , d ie 
umfangreiche und bisher in zahlreiche Vor­
schriften zersplitterte Materie des Verwal­
tungsrechtes der Binnenschiffahrt, wie wir 
sc hon vom Vorredner gehört haben, i n  einem 
einzigen Gesetz neu zusammenzufassen.  

Das Sch iffahrtsgesetz 1 990 gl iedert sich in 
neun Teile, in  dem al le die Schiffahrt betref­
fenden Angelegenheiten übersichtlich und 
den Kompetenzen entsprechend gerege lt 
wurden. Lassen Sie mich kurz die Teile an­
führen. 

I m  Teil  A werden die allgemeinen Bestim­
mungen definiert, im Tei l  B die Angelegen­
heiten der Schiffahrtspolizei .  Außerdem wird 
auc h  die Wasserstraßenbezeichnung den Ge­
gebenheiten nach Errichtung der zahlreichen 
Staustufen angepaßt. 

Über Errichtung, Überprüfung und Benüt­
zung der Schiffahrtsan lagen gibt uns Tei l  C 
Auskunft .  Im Tei l  D geht es darum, wer un­
ter welchen Bedingungen eine Schiffahrts­
konzession erhalten kann.  Der Bedarf für 
eine Schiffahrtskonzession als b isherige Ver­
leihungsvoraussetzung soll durch das Kriteri­
um des volkswirtschaftlichen Interesses abge­
löst werden. 

Über die Besti mmungen der Schiffseichung 
und der Schiffszulassung geben die Tei le E 
und F Auskunft. Als e ine wesentl iche Ände­
rung und als ausgesprochen bürgerfreund lich 
ist der Umstand zu werten,  daß eine Bestim­
mung eingeführt wurde, d ie besagt, daß Was­
serfahrzeuge zur Ausübung des Wassersports 
durch eine einheitliche Typengenehmigung 
für Sportfahrzeuge ohne E inzelgenehmigung 
zugelassen werden können, daß nicht jeder 
mit seinem Boot um e ine E inzelgenehmigung 
ansuchen muß, sondern daß d iese Typenge­
nehmigung, so wie es im Kfz- Bereich üblich 
ist, auch für Sportfahrzeuge Gültigkeit hat. 

Ein sehr w ichtiger Tei l  ist sicher Teil G, 
der Bestimmungen über den Erwerb eines 
Befähigungsausweises für die selbständige 
Führung von Fahrze ugen enthält. 

Sch ließlich wird im Tei l  H betreffend die 
Schiffsführerschulen d ie Ausbildung der 
Schiffsführer auf eine völlig neue gesetzl iche 
Grundlage geste llt. 

Zusammenfassend kann man also sagen ,  
daß das Schiffahrtsgesetz 1 990 für  die Bin­
nenschiffahrt das ist, was für den Straßenver­
kehr  das Kfz-Gesetz bedeutet. 

Im H inblick auf den Ausbau und die da­
durch zu erwartende Verkehrssteigerung auf 
der Donau durch den Rhein-Main-Donau­
Kanal ist es zu begrüßen ,  daß übersichtliche 
Regelungen für die Berufsschiffahrt geschaf­
fen wurden. 

Aber auch jener Tei l  - und der scheint 
mir sehr wichtig zu sein - ,  der den Freizeit­
bereich betrifft, hat heute schon eine sehr 
gro ße Bedeutung. Dieser Bereich - davon 
bin ich überzeugt - wird in Zukunft noch 
an Umfang zunehmen. 

M it der zu erwartenden Arbeitszeitverkür­
zung und der dadurch i mmer mehr zur Ver­
fügung stehenden Freizeit wird auch die Zahl 
derer zunehmen, die am Wasser Erholung 
und E ntspannung suchen. Um Erholung und 
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Entspannung aber auch zu finden. muß das 
Zusammenleben genau geregelt werden.  In 
d iesem Binnensch iffahrtsgesetz 1 990 sind 
zwar alle Gesetzesbestimm ungen enthalten,  
für die praktische Durchführung bedarf es 
jedoch in vielen Bereichen noch ergänzender 
Verordn ungen. 

Dabei scheint mir der Bereich des Umwelt­
schutzes und dam it der Reinhaltung der Ge­
wässer der wichtigste zu sein .  Gerade da ha­
ben die einzelnen Bundesländer auf ihre re­
gionalen Belange Rücksicht zu nehmen. 

Durch eine konsequente U mweltpolitik ist 
es ge lungen,  fü r den Großtei l  unserer Seen 
ausgeze ichnete Wasserqualität zu erzielen.  
Diese ausgeze ichnete Wasserqual ität ist aber 
auch Anziehungspunkt fü r viele Menschen, 
die die Strände unserer Seen den ver­
schmutzten Stränden des Mittelmeeres und 
der Adria vorziehen. Se lbstverständlich bringt 
dieser Ansturm von Menschen wieder Proble­
me der Wasserversch mutzung mit sich. Wen n  
e s  uns n icht gelingt, durch entsprechende 
Verordnungen der fortschreitenden Seenver­
u nreinigung Einhalt zu gebieten ,  werden wir 
bald dasselbe Sch icksal  erleiden wie unsere 
Nachbarländer im Süden.  

Lassen Sie mich dafür ein ige Beispiele an­
führen. Die Wasserqual ität des Attersees in 
Oberöster reich ist e ine sprichwörtlich gute. 
Es wurde i mmer angeführt, daß der Attersee 
Trinkwasserqual ität besitze. Als im vergange­
nen Jahr das Landesstudio des ORF in Ober­
österreich die einzelnen Badeseen hinsichtlich 
ihrer Wasserqual ität überprüfte und Ende 
Sommer das Ergebnis bekanntgab , war der 
Aufschrei groß. P lötzlich war die Trinkwas­
serqual ität des Attersees nicht mehr gegeben ,  
ja sogar das Baden in  diesem wurde als be­
denkl ich bezeichnet. 

Was war die Ursache dafür? - Viele Fra­
ge, viele Antworten ,  doch meiner Meinung 
nach keine richtige .  Die Gemeinden bezie­
hungsweise Anrainer wurden verdächtigt ,  un­
geklärte Abwässer in den See fließen zu las­
sen. Man suchte undichte Ste l len und fand 
keine. D ie Bürgermeister wurden befragt -
niemand wollte die U rsachen kennen. Suchte 
man an den falschen Plätzen? - Als einer,  
der selbst in  der leider viel  zu wenig zur 
Verfügung stehenden Freizeit als Segler am 
Wassersport tei ln immt,  möchte ich einige Ur­
sachen aufzählen. 

Erstens: Das Land Oberösterreich hat dan­
kenswerterweise eine ganze Reihe von frei­
werdenden Uferflächen angekauft und sie als 
öffentliche Badestrände der Allgemeinheit 
zur Verfügung gestellt . An einem schönen 
Sommertag. besonders an den Wochenenden,  
tummeln s ich Zigtausende Badegäste an die­
sen Stränden. Die wenigen aufgestel lten WC­
Anlagen an diesen Stränden reichen bei wei­
tem nicht aus, dem Ansturm dieser Badegäste 
gerecht zu werden. Die Alternative dazu 
b rauche ich Ihnen nicht zu erzählen , sie fin­
det leider statt. Auch wenn es vie l Geld ko­
sten würde , ausreichende Sanitäran lagen zu 
errichten ,  so müßte man unbedingt so rasch 
wie möglich die notwendigen Schritte setzen.  

Ursache Nummer zwei :  Motorboote brin­
gen nicht nur eine entsprec hende Lärmbelä­
stigung für die Erholungsuchenden, nein, sie 
sind auch dafür verantwortlich, daß e ine Un­
zahl  von Schadstoffen. die mit den Auspuff­
gasen ausgestoßen werden,  den See verunrei­
n igen. Obwohl  in den Sommermonaten Jul i  
und August der See für Motorfahrzeuge ge­
sperrt ist, ist in den verbleibenden Monaten, 
in denen eine Fahrerlaubnis für Motorfahr­
zeuge besteht, der Verschmutzungsgrad des 
Sees nicht mit dem Erholungswert des Spa­
zierenfahrens in Einklang zu bringen. Eine 
ganzjährige Sperre für Motorfahrzeuge wäre 
vom G ro ßteil der Erholungsuchenden er­
wünscht. Man m üßte im Verordnungswege 
das Som mer-Motorfahrzeugverbot auf ein 
ganzjähriges Motorfahrzeugverbot ausdehnen. 

Mir ist bewu ßt. daß solche Verbote nicht 
populär sind, doch sollte man den Mut ha­
ben ,  im Interesse der Allgemeinheit so lche 
Entscheidungen rasch zu treffen. Dabei müß­
te auch dafür gesorgt werden. daß d iese Ein­
sc hränkungen oder Verbote nicht wieder 
durch e in ige wen ige umgangen werden kön­
nen. Auch dazu ein Beispiel . 

Im Teil 0 der Schiffahrtsverordnung 1 990, 
der die Erteilung von Schiffahrtskonzessio­
nen regelt, ist i m  § 79 angeführt, wer eine 
Konzession erhalten kann. Da eine Bedarfs­
prüfung n icht mehr notwendig ist, wird die 
Anzahl der Konzessionswerber ansteigen . Be­
sonders Konzessionen zum Wasserskifahren 
werden stark gefragt sein, man kann nämlich 
damit die Sperre für Motorbootfahrzeuge 
u mgehen .  

Daher wird es notwendig se in,  daß bei der 
Ertei lung der Konzession die erforderl ichen 
Sch iffahrtsanlagen,  so wie es in  der Verord-
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nung oder im Gesetz he ißt, von der Landes­
regierung e ntsprechend streng gehandhabt 
werden und die Errichtung neuer Anlagen 
nicht genehmigt wird . 

Nun zum Thema Wasserverschmutzung 
Ursache N ummer drei. Die Anzahl der zur­
zeit in den Häfen stationierten Segelboote 
wird immer größer. Größer werden aber 
auch die Boote selbst. Tausende seetüchtige 
Jachten sind in den Hafenanlagen am Atter­
see bereits station iert. An einem schönen 
Sommerwochenende bietet der See ein Bi ld 
von tausend bunten Segeln.  Das mag für se­
gelbegeisterte ein schöner Anblick sein ,  doch 
hat auch da die Medaille eine Kehrseite. 

Die größeren Segelschiffe sind als Wohn­
schiffe konzipiert und seetüc htig. Sie sind mit 
al len nautischen Einrichtungen ausgestaltet .  
Dazu gehört auch ein entsp rechendes Bord­
WC, das in diesen Bootskategorien fix einge­
baut ist. Wie es eben üblich ist, gehen die 
Abwässer direkt ungek lärt über ein Seeventil 
in  den See. Für mich ist es unverständlic h, 
daß bisher angesichts dieser Tatsachen und 
der für jedermann sichtbaren Ursachen kein 
E inschreiten der Behörde erfolgte. (Bundes­
rat lng. N i g I: Bei der Eisenbahn geht es 
direkl auf den Bahndamm!) Bei der Eisen­
bahn gibt es bei den neuen Waggons eine 
moderne Entsorgung. Auch hier wird man 
einen Fortschritt festste llen können. (Bundes­
rätin P a i s e h e  r: Neue Bahn!) Neue Bahn, 
d ie wir endlich bauen. Danke für den Hin­
weis. Kollegin .  

Zurück zum B innensch iffahrtsgesetz und 
zu den Problemen der Wasserverschmutzung. 
Ich meine, daß man, wenn man die Tatsa­
chen kennt ,  Maßnahmen dagegen im Verord­
nungswege ergreifen sollte und noch vor der 
Badesaison 1 989 gesetzliche Regelungen im 
Verordnungswege seitens der Landesregie­
rung erlassen mü ßte. Denn wenn das nicht 
geschieht, brauchen wir uns nicht zu wun­
dern, wenn d ie Wasserqualität des Attersees 
auch 1989 dieselben schlechten Werte auf­
weisen wird wie im vergangenen Jahr. 

Die Woh nboote werden von ganzen Fami­
l ien das ganze Wochenende, ja oft den gan­
zen Sommer über als Urlaubsdomizil be­
n ützt. In der Bundesrepublik Deutschland 
hat man dieses Problem längst geregelt. Eine 
ganze Reihe von Seglern und Bootfahrern 
wandern vom Chiemsee an den Attersee, 
denn am Chiemsee wird jede Öffnung des 
Segelbootes, jeder Abfluß der Küche, jeder 

Abfluß des WC behördlich p lombiert, bevor 
das Boot zugelassen wird. Bei uns hat man so 
einen Schritt bisher nicht gewagt, bei uns ist 
es immer noch gestattet, d ie Entsorgung der 
Schiffe in das Wasser ohne Klärung durchzu­
führen.  

So eine Verordnung wäre keine Schikane. 
denn es gibt heute ,  wie jeder von uns weiß, 
schon wirkl ich brauchbare , hygienisch ein­
wandfreie Chemie-WC-Anlagen. d ie man in 
Schiffen e inbauen und in den Sanitäran lagen 
der Häfen ordnungsgemäß entsorgen kann. 
Es wäre höchst an der Ze it. da einzuschreiten 
und geeignete Verordnungen seitens der Lan­
desregierung zu erlassen.  

Vielleicht l iegt aber auch die Ursache dar­
in, daß das jeweilige Bundesland, in dem der 
Schiffs inhaber seinen ordentl ic hen Wohnsitz 
hat, für die Zulassung und auch für die 
Überprüfung der Boote zuständig ist. So 
kann es in der Praxis durchaus vorkommen, 
daß ein Schiffsbesitzer in  N iederösterreich 
wohnt, sein  Boot aber ganzjährig in  Ober­
österreich e ingesetzt hat. Es ist daher meiner 
Meinung nach unbedingt notwendig, daß die 
Überprüfungskompetenz an jene Behörden 
zu übertragen ist, in deren Gebiet das Schiff 
das ganze Jahr über l iegt beziehungsweise 
benützt werden kann. 

Als letzten Punkt möchte ich noch § 1 28 
im Tei l  G ansprechen, i n  dem die Arten der 
Befähigungsausweise für d ie Schiffsführung 
neu geregelt werden. In Zukunft wird es 
sechs Klassen, beginnend beim Kapitänspa­
tent A b is zum Schiffsführerpatent D, geben. 
In  den Übergangsbestim mungen wird ange­
führt, daß die b isher erworbenen Patente 
weiterhin Gültigkeit besitzen und über An­
trag des I nhabers die neuen Befähigungsaus­
weise ausgestellt werden können. Während 
die neuen Schiffsführerpatente, von A b is 0 
gereiht, nur  mehr zwischen 10 und 
30 Metern Länge bei den Motorfahrzeugen 
unterscheiden, gab es in den b isher gü ltigen 
Schiffsführerpatenten eine Grenze von 1 5  be­
ziehungsweise 25 Metern. In welche Katego­
rie die Überschreitung erfolgen kann, ist 
nicht ersichtl ich .  Ich meine, daß man auch da 
im Verordnungswege eine k lare, für die Be­
troffenen vertretbare Lösung wird finden 
müssen. 

Trotz meiner ergänzenden Anmerkungen ,  
d ie im Verordnungswege zu  regeln wären, 
möchte ich noch mals erwähnen, daß das 
Schiffahrtsgesetz 1 990 einen wesentl ichen 
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Beitrag dazu l iefert. daß die Benützung der 
Wasserstraßen und der Binnenseen in e inem 
einheitlichen und übersichtlichen Gesetz neu 
geregelt wird. Wir werden daher d iesem Ge­
setz gerne �nsere -f,usti mmung erteilen. (Bei­
fall bei SPO und O VP sOI1'ie Beifall des BUIl­
desrates Mag. Helmuth Weiss. ) 1�.57 

Vize präsident Dr. Herbert Schambeck: 
Zum Wort hat sich weiters gemeldet Herr 
Bundesrat Prof. Dr. Ogris. Ich erteile es ihm.  

1 2.57 

Bundesrat DipI . - Ing .  Dr. Harald Ogris 
(SPÖ, Wien) :  Sehr geeh rter Herr Vorsitzen­
der! Meine Herren B undesmi nister! Meine 
Damen und Herren! B undesrat Holzinger hat 
h ier richtigerweise zwei wichtige Themen 
über den Ausbau der Donau angeschnitten, 
nämlich die Frage des A usbaues der unteren 
Donau, der E rzielung der notwendigen Fahr­
wassertiefe und der Überströmstrecken, und 
hat dabei die Fachleute apostrophiert. Da 
nun ei nmal e iner hier in diesem Gremium 
ist, kann ich es n icht unterlassen ,  einige Wor­
te dazu zu sagen. Dafür verspreche ich, mei­
ne Ausführungen bei meiner nächsten Wort­
meldung noch kürzer zu halten, als ich es 
ohnehin schon vorhatte. 

Bevor ich zum Gesetz selbst etwas sage, 
möchte ich e in ige kurze Bemerkungen zur 
Technik an sich machen.  Sie werden gleich 
verstehen, warum. So wie andere Errungen­
schaften der menschl ichen Gesel lschaft ist 
auch die Technik einer ständigen Fortent­
wickl ung unterworfen. Ganz vere infacht ge­
sagt: Vor etwa 200 Jahren hat man sich i m  
Bereich der Technik pr imär damit auseinan­
dergesetzt, tech nische P robleme zu lösen ,  das 
heißt, in  Fragen des wirtschaftlichen Bedarfes 
techn ische Lösungen, sprich Maschinen, zu 
erfinden und dergle ichen mehr. Vor rund 
1 00 Jahren - ich mache das sehr  verei nfa­
chend -, i m  19 .  Jahrhundert, kam die wirt­
schaftliche Frage hinzu.  Es ging nicht nur 
um d ie Frage , wie e in  P roblem techn isch zu 
lösen ist, sondern auch darum, es wirtschaft­
l ich zu lösen.  Im 20. Jahrhundert kam noch 
etwas hinzu. Ich möchte das d ie pol itische 
Bedeutung der Techn ik  nennen .  Es geht 
nicht nur darum, wie man es technisch u nd 
wie man es wirtschaftl ich macht, sondern 
auch um die Akzeptanz der Gesel lschaft, um 
Fragen der Ökologie, um U mweltfragen.  
Heutzutage können wir  vieles technisch lö­
sen ,  fast alles, wir können vieles wi rtschaft­
l ich machen,  aber seh r  häufig ist die Akzep-

tanz der Gesel lschaft dafür nicht vorhanden. 
Das sch icke ich voraus. Warum? 

Entwicklungen, die technisc h möglich s ind,  
sind n icht i mmer durchsetzbar. Es ist, so wie 
bei allem im menschlichen Leben,  auch h ier 
eine gewisse Trägheit vorhanden .  Ich habe 
das vorausgesch ickt. denn das ist der G ru nd 
für vieles, was h ier aufgezeigt wurde. 

Nun zum Ausbau der unteren Donau. Die­
ser ist, wie wir wissen, stark u mstritten .  Wir 
haben auf der einen Seite jene, die meinen,  
dieses Problem könne nur durch e ine Stau­
kette gelöst werden. Dahinter steht die Frage, 
wie man denn die Eintiefung der Donau , die 
tatsächlich vorhanden ist, verhindern könne. 
Es ist bekannt, daß durch den Ausbau der 
Kraftwerke, aber auch durch Regulierungs­
maßnahmen das Gleichgewicht des Geschiebe 
führenden Flusses Donau gestört worden ist. 
Es fehlt Geschiebe, das von oben kommt. Es 
wird zurückgehalten. Die Donau tieft sich 
ein ,  und der Grundwasserspiegel sinkt. Das 
wird immer sch limmer. Eine bekannte Ge­
genmzl ßnahme war der Marchfeldbewässe­
rungskanal , wofür h ier auch einmal d ie 
rechtliche G ru ndlage geschaffen wurde. Eine 
der möglichen Antworten auf die Eintiefung 
wäre die Errichtung e iner Staukette , verbun­
den mit Kraftwerken. 

Auch d ie Schiffahrt würde davon profitie­
ren.  Solche Stauhaltungen verringern die 
Fließgeschwindigkeit, schaffen ausreichende 
Fahrwassertiefen, auch bei den geringsten 
Wasserständen. - Das ist der eine Gesichts­
punkt. 

Auf der anderen Seite steht ein ökologi­
scher Gesichtspunkt: Da gilt d ie Mein ung, 
die Natur müsse erhalten werden, das Um­
fe ld für die Menschen müsse verbessert wer­
den, und Kraftwerke oder Stauhaltung stün­
den dem entgegen. 

Von seiten der Kraftwerksfreunde wurde 
i mmer angegeben, es gebe nur e ine Möglich­
keit, die E intiefung zu verhindern, näm l ich 
e ine Staukette. Nach neuesten U ntersuchun­
gen wissen wir, aber daß dem nicht so ist. 
Man kann den se lben Effekt im Prinzip ähn­
l ich, wie es i n  der Neuen Donau geschieht, 
durch Auflage von größeren Steinen im 00-
naubett erzielen, die n icht ganz so grob sein 
müssen wie dort und auch auf andere Weise 
e ingebracht werden können. Allerd ings profi­
tiert die Sch iffahrt nicht so viel davon,  wei l  
s ich  die Wassertiefen nicht verändern. 
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Man kann allerdings, wenn man wilL auch 
hier Abh ilfe schaffen.  

Es gibt e ine internationale Vereinbarung, 
der sich auch Österreich angeschlossen hat, 
daß man dort, wo Stauhaltungen errichtet 
werden ,  die Fahrwassertiefe von derzeit etwa 
250 Metern auf 3 ,50 Meter erhöht und die 
Breite auf 1 50 Meter erweitert. Das macht 
überhaupt keine Schwierigkeiten ,  wenn man 
Stau haltungen errichtet. Daß man diese For­
derungen aber technisch auch ohne Stauhal­
tung erfü llen kann, ist etwas zu wenig be­
kannt. Ich möchte das als Antwort auf eine 
Fragestellung, die da dahintergestanden ist, 
geben. 

Es wäre durchaus möglich, die Donau 
ohne Kraftwerkskette auszubauen.  Ich sage 
dies, weil es die objektive Wahrheit ist. Ich 
selbst bin allerd ings ein Anhänger der Kraft­
werkskette und möchte dies auch klargeste l lt 
haben. 

Man kann den Ausbau für die Europakäh­
ne bis zu den Wiener Häfen technisch m it 
Fahrwassertiefen bis zu 3 ,50 Meter machen . 
Dagegen sprechen aber wieder gewisse ökolo­
gische Erwägungen .  Sollte es jemals zu einen 
Ausbau ohne Stau kommen. könnte man 
auch geringere Fahrwassertiefen wählen. 

Oberhalb von Wien ist ohnehin nur e ine 
Wassertiefe von 2,70 Metern vorgesehen. 
Auch in der Wachau wird es nur eine Was­
sertiefe von 2 ,70 Metern geben. Für den Eu­
ropakahn,  der eine Tauchtiefe von 2 ,50 Me­
ter n  hat, würde das prinzipiell genügen. Al­
lerdings kann er  dann nur mit verringerter 
Geschwindigkeit oder mit geringerer Last 
fahren, was aber nur im Fall von N iederwas­
serführung u nd nur an wenigen Tagen im 
Jahr der Fal l  ist. 

Nun zur zweiten Frage , zu den Über­
strömstrecken; Überströmstrecken hat es frü ­
her nicht gegeben. Man war der Ansicht, daß 
Dämme brechen, wen n  sie überströmt wer­
den. Heute kann man sie aber mit techni­
schen Mitte ln so ausgestalten,  daß sie Be­
stand haben .  Es spricht aber überhaupt 
nichts dagegen , Treppelwege so auszubauen, 
daß man mit dem Rad drüberfahren kann. 

Wenn dies nicht gesch ieht, dann sind n icht 
technische Gründe dafür maßgebl ich,  son­
dern dann ist es so wie bei m  Ausbau der 
Donau die Trägheit im Denken vieler Leute, 

die das Ben ützen der Treppelwege durc h  
Radfahrer verh indert. 

Ich kann nur all jenen, die damit zu tun 
haben,  sagen: Warum soll man den Erho­
lungsuchenden nicht die Möglichkeit geben ,  
die Treidel- oder Treppelwege zu ben ützen? 
Es gibt genug Möglichkeiten, das  in geeigne­
ter, konfl iktfreier Weise das zu tun. 

Damit danke ich, daß ich so lange I hre 
Geduld in Anspruch nehmen durfte. (Allge­
meiner Beifall. ) 13.114 

Vizepräsident Dr.  Herbert Schambeck: 
Weitere Wortmeldungen l iegen nicht vor. 

W ünscht noch jemand das Wort? - Es ist 
dies nicht der Fal l .  

D ie Debatte ist geschlossen. 

Von der Berichterstattung wird auch kein 
Schlußwort gewünscht. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b 5 l i m m u n g beschließt der 
Bundesrat mit Stimmeneinhelligkeil. gegen den 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates k e i n  e Il 
E i n  5 p r u c h zu erheben. 

4. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
26. Jänner 1989 betreffend einen Internatio­
nalen Fernmeldevertrag (Nairobi , 1 98 2) 
samt Anlagen 1 bis 3, Schlußprotokoll, Zu­
satzprotokollen I bis VII, ergänzt durch die 
Vollzugsordnungen für den Telegrafen­
dienst, für den Telefondienst und für den 
Funkdienst sowie Fakultatives Zusatzp'roto­
koll und Vorbehalte der Republik Oster­
reich (716 und 86S/NR sowie 3644/BR der 
Beilagen) 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Ich 
begrüße den im Haus ersc hienenen Herrn 
Bundesminister Prof. Dr .  Hans Tuppy. (All­
gemeiner Beifall. ) 

Wir gelangen nun zum 4. Punkt der Tages­
ordnung: Beschluß des Nationalrates vom 
26. Jänner 1 989 betreffend einen Internatio­
nalen Fernmeldevertrag (Nairobi ,  1982)  samt 
Anlagen 1 bis 3, Schlußprotokoll ,  Zusatzpro­
tokollen I b is VII, ergänzt durch die Voll­
zugsordnungen für den Telegrafendienst, für 
den Telefondienst und für den F unkdienst 
sowie Fakultatives Zusatzprotokol l  u nd Vor­
behalte der Republ ik Österreich. 
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Frau B undesrätin Dr. El isabeth Hlavac hat 
die Berichterstattung übernommen. Ich bitte 
sie um den Bericht. 

Berichterstatter in Dr. E l isabeth Hlavac: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Bundes­
m in ister! Meine Damen und Herren! Der In­
ternationale Fernmeldevertrag ist d ie Rechts­
grundlage für den Fernmeldedienst zwischen 
den Mitgliedsländern der Internationalen 
Fernmeldeunion, die seit 1 947 eine Spezial­
organisation der Vereinten Nationen ist. Sie 
hat ihren Sitz in Genf und zählt derzeit 
1 64 Mitgl iedsländer. Ihr Ziel sieht sie in der 
Erleichterung der friedlichen Beziehungen 
und der Zusammenarbeit zwischen den Völ­
kern durch einen gut arbeitenden Fernmelde­
d ienst. Darüber h inaus regelt der Internatio­
nale Fernmeldevertrag die Arbe itsweise der 
I nternationalen Fernmeldeunion beziehungs­
weise ihrer ständigen und nichtständ igen Or­
gane. 

Der Internationale Fernmeldevertrag von 
Nairobi ( 1 982) samt Anlagen, Schlu ßproto­
kolL Zusatzprotokollen I bis VII  und Fakul­
tativem Zusatzprotokoll tritt an die Stel le des 
Internationalen Fernmeldevertrages von Ma­
laga-Torremolinos ( 1 973), Bundesgesetzblatt 
N r. 4 1 3/ 1 977. 

Der Vertrag wird durch drei  Vol lzugsord­
nungen ergänzt, die als Anlagen zum Vertrag 
gelten. Im einzelnen handelt es sich dabei um 
d ie Vol lzugsordnung für den Telegrafen­
d ienst, d ie Vollzugsordnung für den Telefon­
d ienst und die Vollzugsordnung fü r den 
Funkdienst. 

Dem Nationalrat erschien bei der Geneh­
migung des Abschlusses des vorl iegenden Ab­
kommens d ie Erlassung von besonderen Bun­
desgesetzen im Sinne des Artikels 50 Abs. 2 
B-VG zur Überprüfung des Vertragsinhaltes 
in die innerstaatl iche Rechtsordnung nicht er­
forderlich. 

Im Sinne des Artikels 49 Abs. 2 Bundes­
Verfassu ngsgesetz beschloß der National rat, 
daß das Gesamtvertragswerk dadurch kund­
zumachen ist, daß es vom Bundeskanzler un­
ter Mitwirk ung des Bundesministers für öf­
fentliche Wirtschaft und Verkehr bei m  Bun­
desministerium für öffentliche Wirtschaft 
und Ver kehr, Generaldi rektion für d ie Post­
und Telegraphenverwaltung, zur öffentlichen 
Einsichtnahme aufgelegt wird. 

Der Ausschuß für öffentliche Wirtschaft 
und Verkehr hat d ie gegenständliche Vorlage 
in se iner Sitzung vom 3 1 .  Jänner 1 989 in 
Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen ,  dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben.  

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Ausschuß für öffentliche Wirtschaft und Ver­
kehr den A n t r a g , der Bundesrat wolle 
besch ließen: 

Gegen den Beschluß des National rates vom 
26. Jänner 1989 betreffend einen Internatio­
nalen Fernmeldevertrag (Nairobi ,  1 982) samt 
Anlagen 1 bis 3, Schlußprotokoll ,  Zusatzpro­
tokollen I bis VI I ,  ergänzt durch die Voll­
zugsordnungen für den Telegrafendienst, für 
den Telefondienst und für den Funkdienst 
sowie Fakultatives Zusatzprotokoll und Vor­
behalte der Republik Österreich wird kein 
Einspruch erhoben. 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir 
gehen in d ie Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundes­
rat Norbert Tmej. Ich erteile ihm dieses. 

13.09 

Bundesrat Norbert Tmej (SPÖ, Wien) :  
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geeh rter 
Herr Bundesminister! Hohes Haus! Sehr ge­
ehrte Damen und Herren! Zur Debatte steht 
d ie Ratifizierung des Internationalen Fern­
meldevertrages von Nairobi, der an die Stelle 
des Internationalen Fernmeldevertrags von 
Malaga-Torremolinos aus dem Jahre 1 973 
tritt. 

Bevor ic h auf das Vertragswerk selbst zu 
sprechen komme, möchte ich Ihnen einige 
grundsätzliche Überlegungen zur Frage der 
modernen Telekommunikation darlegen.  

Die rasante Entwicklung der Mikroelektro­
nik und der Computertec hnologie wird im 
Laufe der nächsten Jahre zu durchgre ifenden 
Änderungen in  der Anwendung neuer Infor­
mations- und Kommunikationstechnologien 
sowohl im berufl ichen als auch im privaten 
Bereich führen. In den hoch industrialisierten 
Ländern  werden diese Technologien die Basis 
für technischen Fortsch ritt und wirtschaftl i ­
che Leistungskraft bi lden .  

Die Experten schätzen das jährl iche 
Wachstu m  in der Informations- und Kommu­
nikationsindustrie auf etwa 7 Prozent. Das ist 
mehr als das Dreifache der zu erwartenden 

511. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 49 von 56

www.parlament.gv.at



22660 B u ndesrat - 5 1 1 . Si tzung - :2. Februar 1 989 

Norbert Tmej 

Wachstumsrate für die allgemeine wirtschaft­
l iche Entwicklung. Bereits 1990 soll der welt­
weite U msatz d ieses Industriezweiges 
3 500 Mill iarden Schil l ing betragen ,  womit 
das Marktvolumen des bisher erfo lgreichsten 
Wirtschaftssektors, nämlich der Auto mobilin­
dustrie, erre icht wäre. Zur Jahrtausendwende 
erwartet man, daß a l lein in der Europäischen 
Gemeinschaft etwa 60 Mil l ionen Arbe itsplät­
ze direkt oder indirekt von der Informations­
verarbeitung und der Telekommunikation ab­
hängig sein werden. 

Angesichts dieser Zukunftsvisionen kommt 
dem Internationalen Fernmeldevertrag beson­
dere Bedeutung zu. Dieser Vertrag ist die 
Rechtsgrundlage für den Fernmeldedienst 
zwischen den Mitgl iedsländern der Interna­
tionalen Fernmeldeunion (UIT) , e iner Spe­
zialorganisation der Vereinten Nationen. Das 
Ziel der U IT ist die E rleichterung der friedl i ­
chen Beziehungen u nd der Zusammenarbeit  
zwischen den Völkern durch e inen gut funk­
tionierenden Fernmeldedienst. Darüber hin­
aus wird mit dem genannten Vertragswerk 
die Arbeitsweise der U IT und ihrer Organe 
geregelt. 

D ie ständ igen Organe der UIT sind das 
Generalsekretariat, der Internationale Aus­
schuß für Frequenzregistrierung, der Interna­
tionale Beratende Ausschuß für den Funk­
dienst und der für den Telegraphen- und 
Telefondienst. Die Organe haben ihren Sitz 
in Genf. 

Daneben gibt es noch eInige nichtständige 
Organe, die vor allem für die Beschlußfas­
sung über den Internationalen FernmeIdever­
trag zuständig sind. 

Der UIT als der ältesten bestehenden zwi­
schenstaatlichen Organisation gehört Öster­
reich bereits seit der Gründung im Jahre 
1 865 an. Derzeit gehören der UIT 1 64 Mit­
gliedsländer an, das sind nahezu alle Staaten 
der Welt. 

Das Rechtsinstrument der Internationalen 
Fernmeldeunion - also der vorliegende In­
ternationale Fernmeldevertrag - stellt die 
harmonische Entwicklung des Fernmeldewe­
sens sicher. Das Fernmeldewesen oder - wie 
es neuerdings international heißt - d ie Tele­
kommunikation verbindet Länder mit unter­
schiedlichster Rechts- , W irtschafts- u nd So­
zialordnung sowie untersch iedl ichem tec hni­
schem Entwicklungsniveau und hat e ine ra­
pid zunehmende Bedeutung für d ie 

Bewohner aller Staaten u nserer Welt. (Vize­
präsident S t r u 1 z e n  b e r g e r übernimmt 
den Vorsitz. ) 

Der neue Vertrag be inhaltet gegenüber 
dem Vorgängervertrag aus dem Jahre 1 973 
die folgenden wesentlichen Änderungen :  

Stärkung des Prinzips der fernmeldetechni­
sehen E ntwicklungshi l fe für die Länder der 
Dritten Welt, 

Wahl  der Direktoren der internationalen 
beratenden Ausschüsse durch die Konferenz 
der RegierungsbevoHmächtigten an Stelle der 
Vollversammlung, 

Verlängerung der Interval le zwischen den 
Vollversammlungen von drei auf vier Jahre,  

d ie Erhöhung der Mitgl iederanzah l  des 
Verwaltungsrates von 36 auf 4 1 ,  

Differenzierung der Beitragsk lassen für die 
Mitgl iedsländer nach oben und nach unten, 

Anerkennung des Arabischen als sechster 
Amtssprache der U IT, ferner 

Einführung von Sparmaßnahmen und d ie 

Schaffung eines Reservefonds. 

Nebenbei bemerkt: Österreich bezahlt ei­
nen jährlichen Mitgliedsbeitrag von 2 Mil­
l ionen Schi ll ing. 

Österreich sieht seine Aufgabe im Rahmen 
der Internationalen Fernmeldeunion darin ,  
den weltweiten Integrationsprozeß der  Tele­
kommunikationdienste gemäß dem fernmel­
detechnischen Fortschritt zu fördern, u nd in 
der kundengerechten Bereitstel lung d ieser 
Dienste in Österreich . 

Sehr geehrte Damen und Herren!  Ange­
sichts der zukünftigen Bedeutung der Tele­
kommunikation wird die sozial istische Frak­
tion gern der Ratifizierung d iese� Vertrages 
zustim men. (Beifall bei SPO und O VP.) /3. 14 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wei­
tere Wortmeldungen l iegen nicht vor .  

Wünscht noch jemand das Wort? - Das 
ist nicht der Fall .  

Wird von der Frau Berichterstatter in ein 
Schlußwort gewünscht? - Dies ist ebenfalls 
nicht der Fal l .  
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Vizepräsident Walter Strutzenberger 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s ( i m m II n g beschließt der 
Bundesrat mit Stimmeneinhelligkeit. gegen den 
BeschLuß des NationaLrates k e i n  e n E i n  -
s p r II c h zu erheben. 

5. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
26. Jänner 1989 betreffend ein Protokoll 
über Privilegien und Immunitäten der Eu­
ropäischen Fernmeldesatellitenorganisation 
(�UTELSAT) samt Vorbehalt der Republik 
Osterreich (761 und 866/NR sowie 3645/BR 
der Beilagen) 

Vizepräs ident Walter Strutzenberger: Wir 
kommen nun zum 5 .  Punkt der Tagesord­
nung: Beschluß des Nationalrates vom 
26. Jänner 1 989 betreffend ein Protokoll 
über Privilegien und Immunitäten der Euro­
päischen Fernmeldesatellitenorgan isation 
samt Vorbehalt der Republik Österreich. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Schach­
ner. Ich bitte ihn um den Bericht. 

Berichterstatter Adolf Schachner: Herr 
Präsident! Herr Minister! Meine sehr verehr­
ten Damen und Her ren !  Artikel XVII  l it. c 
des auch von Österre ich ratifizierten Über­
einkommens über d ie Europäische Fernmel­
desatel litenorganisation "EUTELSAT" (Bun­
desgesetzblatt Nr. 350/ 1985) sieht den Ab­
schluß  eines Protokolls über Privi legien, Be­
freiungen und Immunitäten der EUTELSA T 
vor. Dieses ist seit 1 985 ausgearbeitet und 
b isher von fünf Staaten durch Ratifikation 
beziehungsweise Unterzeichnung o hne Vor­
behalt der Ratifikation angenom men worden .  
Das gegenständliche Protokoll legt nunmehr 
die der EUTELSAT, deren Personal sowie 
den Vertretern der E UTELSA T -Vertrags par­
te ien einzuräumenden Privilegien und Immu­
n itäten im einzelnen fest. 

Dem Nationalrat e rschien bei der Geneh­
migung des Abschlusses des vorliegenden Ab­
kommens die Erlassung von besonderen Bun­
desgesetzen i m  Sinne des Artikels 50 Abs. 2 
Bundes-Verfassungsgesetz zur Überführung 
des Vertragsinhaltes in  die innerstaatl iche 
Rechtsordnung nicht e rforderl ich. 

Der Ausschuß für öffentl iche Wirtschaft 
und Verkeh r  hat die gegenständl iche Vorlage 
in seiner Sitzung vom 3 1 .  Jänner 1989 in 
Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen , 
keinen Einspruch zu e rheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Ausschuß für öffentliche Wirtschaft und Ver­
kehr den A n t r a g, der Bundesrat wolle 
besch l ießen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
26. Jänner 1 989 betreffend ein Protokoll 
über Privilegien und Immunitäten der Euro­
päischen Fernmeldesatell itenorganisation 
(�lJTELSAT) samt Vorbehalt der Republ ik 
Osterre ich wird kein Einspruch erhoben . 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: 
Wortmeldungen l iegen nicht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist d ies 
nicht der Fal l .  

Wir kommen zur  Abstimmung. 

Bei der A b 5 t i In m u n g beschLießt der 
Bundesrat mit StimmeneinheLLigkeü. gegen den 
BeschLuß des NationaLrates k e i n e n E i n  -
s p r lt c h zu erheben. 

6. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
25. Jänner 1989 betreffend ein Abkommen 
zwischen der Republik Österreich und der 
Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 
über die Durchführung eines gemeinsamen 
Österreichisch -Sowjetischen Raumfl uges 
(856 und 862/NR sowie 3646/BR der Beila­
gen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir 
gelangen nun zum 6. Punkt der Tagesord­
nung: Besch luß des Natio nal rates vom 
26. Jänner 1989 betreffend ein Abkom men 
zwischen der Republik Österreich und der 
Union der Sozialistischen Sowjetrepubl iken 
über die Durchführung eines gemeinsamen 
Österreichisch-Sowjetischen Raumfluges. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Kam­
pichier. Ich b itte ihn um den Bericht. 

Berichterstatter Franz Kampichler: Sehr 
geehrter Herr Präsident! Herr Bundesmini­
ster !  Meine sehr  geeh rten Damen und Her­
ren !  Durch den gegenständlichen Staatsver­
trag verpfl ichtet sich d ie UdSSR, e inen öster­
reich ischen Kosmonauten nach Maßgabe der 
Best immungen dieses Abkommens an e inem 
Rau mflug mit e iner Gesamtdauer von acht 
Tagen te i lnehmen zu lassen.  Neben der Ver­
pfl ichtung der Sowjetunion für Start, Flug 
und Rückkehr des Kosmonauten sollen noch 
folgende Leistungen von der UdSSR erbracht 
werden: 
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M ithi lfe bei der Auswahl der Kosmonau­
ten kandidaten,  

Vorbereitung und Ausbildung der von den 
Vertragsparteien ausgewählten Kosmonauten­
kandidaten,  

E rmöglichung der D urchführung der wis­
senschaftl ichen Experimente unter Mithilfe 
der sowjetischen Kosmonauten i n  der Raum­
stat ion und 

Übermitt lung der Resultate der Experi­
mente. 

Österreich wird für d ie Erbringung dieser 
Leistungen e inen Betrag von 85 Mi l l ionen 
Sch i ll ing bezahlen. Das Abkommen sieht vor, 
daß zur Kompensation dieses Betrages die 
UdSSR bem ü ht sein  werden, i m  Rahmen die­
ses Beschaffungsprogramms österreichische 
Hochtechnologien zu erwerben, und zur De­
finition der österreichischen Liefermögl ich­
keiten eine diesbezügliche Bedarfs liste an die 
Rep ublik Österreich ü bermitteln werden. Die 
Durchführung dieser Verpflichtung soll i n  
gesonderten Verträgen geregelt werden. Ne­
ben den 85 Mil l ionen Schi l l ing Entgeltle i ­
stu ngen an die Sowjetunion erfordert der ge­
genständliche Staatsvertrag 75 M i ll ionen 
Sch i l ling für d ie Entwicklung der österreich i ­
schen wissenschaftl ichen Experimente. 

Dem Nationalrat ersc hien bei der Geneh­
migung des Abschlusses des vorliegenden Ab­
kommens die Erlassung von besonderen Bun­
desgesetzen i m  Sinne des Artikc::�s 50 Abs. 2 
Bundes-Verfassungsgesetz zur Uberfüh rung 
des Vertragsi nhaltes in  die i nnerstaatliche 
Rechtsordnung nicht erforderl ich.  (Der 
P r ä  s i d e n t übernimmt wieder den Vor­
sitz.) 

Der Unterrichtsausschuß hat die gegen­
ständl iche Vorlage in  seiner Sitzung vom 
3 l .  Jänner 1 989 in  Verhandlung genommen 
und einst imm ig besch lossen, dem Hohen 
Hause zu empfeh len, keinen E inspruch Z I !  

erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung ste l lt der U n­
terrichtsausschuß somit  den A n t r a g, der 
Bundesrat wol le beschl ießen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
25. Jänner 1 989 betreffend ein Abkommen 
zwischen der Republ ik Österreich u nd der 
Union der Sozial istischen Sowjetrepubliken 
über die Durchführung eines gemeinsamen 

Österreichisch-Sowjetischen Raumfluges wird 
kein E inspruch erhoben.  

Präsident: Ich danke für den Bericht. 

Wir gehen in die Debatte ein .  

Zum Wort gemeldet hat s ich Herr Bundes­
rat Dipl . - Ing. Dr. Harald Ogris. Ich erte i le es 
ihm.  

UN) 

Bundesrat Dip l .-Ing. Dr. Harald Ogris 
(SPÖ, Wien) :  Sehr geehrter Herr Präsident! 
Herr Bundesminister!  Meine Damen und 
Herren!  Das h ier zur Debatte stehende Ab­
kommen zwischen der Republik Österreich 
und der Union der Sozial istischen Sowjetre­
pub l iken hat e ine lange Vorgeschichte.  

Obwohl Österreich selbst keine eigenstän­
dige Raumfahrt betre ibt und aufgrund der 
Größe der dazu erforderlichen Mittel auch 
keine betreiben kann,  ist es dennoch seit vie­
len Jahren in  spezie l le n  Sektoren an der 
Raumfahrtforsc hung betei l igt. 

Neben einer langjährigen Kooperation mit  
der E uropäischen Raumfahrtagentur ESA, 
was letztl ich zu  e inem Beitritt und zu einer 
Vol lmitgliedschaft füh rte, ist vor allem die 
Zusammenarbeit mit der Sowjetunion erwäh­
nenswert. Mit ihr  wurden seit dem Jahre 
1986 wiederholt b ilaterale Verträge abge­
sch lossen, d ie speziel l  bei der Erforschung 
magnetischer E rscheinungen im erdnahen 
und im erdfernen Raum große Erfolge 
brac hten .  Die i n  Graz entwickelten und ge­
bauten Magnetometer haben seh r  viel zum 
Verständnis des Magnetismus i nnerhalb des 
Sonnensystems beigetragen.  Sie w urden b is­
her jedoch ausschl ießl ich bei unbemannten 
Raumfl ügen eingesetzt. Jetzt sol l  die Zusam­
menarbeit zum ersten Mal auf einen be­
mannten Raumflug ausgeweitet werden.  

Anläßlich eines Besuches in Österreich im 
Jahre 1 987  hat der  sowjetische Min isterpräsi­
dent Ryschow das Angebot unterbreitet, 
Österreich möge sich mit einem Kosmonau­
ten,  der in  der Sowjetunion auszubilden 
wäre, an einem etwa achttägigen Flug mit der 
künftigen Raumstation MIR betei l igen,  um 
ein ige Experimente, d ie entsprechend vorzu­
sch lagen, auszuwählen u nd vorzubereiten wä­
ren ,  unter den Bedingungen der Schwerelo­
sigkei t  durchzuführen. 

D ieses Angebot wurde nach e in igen Über­
legungen angenommen. Es kam zu Verhand-
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lungen und dem nun vorliegenden Vertrag. 
Er macht den Raumflug eines Österreichers 
auf kommerzieier Basis im Jahre 1 992 mög­
lich . 

Von den insgesamt vorgesehenen Kosten in 
der Höhe von 1 60 Mil l ionen Schil l ing entfal­
len ,  wie wir gehört haben,  zi rka 75 Mil l ionen 
auf Aufwendungen ,  die in Österreich für 
Vorbereitungen zu tätigen sein  werden .  Die 
restlichen 85 Mil l ionen sind der Sowjetunion 
für die Ausbildung von zwei Kosmonauten. 
von denen aber nur  einer letztendlich in den 
Rau m fl iegen wird, für den Raumflug se lbst 
und für die Mithi lfe bei der Durchführung 
der Experimente im All zu vergüten.  Diese 
Vergütung sol l ,  soweit überhaupt möglich ,  
durch österreichische Lieferungen aus dem 
Bereich der Hochtechnologie abgegolten wer­
den; sie stellen also eine Art Gegengeschäft 
dar. Die Gesamtmittel müssen nicht auf ein­
mal aufgebracht werden .  Im heurigen Jahr 
1 989 ist m it Ausgaben für das Projekt in der 
Höhe von etwa 30 Mil l ionen Schil l ing zu 
rechnen. 

Eine ganz beso ndere Bedeutung kommt 
der Auswahl der Kosmonauten und der von 
ihnen durchzuführenden Experimente zu .  
Für beide Fragenkomplexe wurden Aus­
schreibungen veranstaltet. 

Als Kosmonauten konnten sich Österrei­
cher mit  abgesch lossener Universitätsausbi l ­
dung im technisch-naturwissenschaftlichen 
oder im medizin ischen Bereich bewerben. Es 
haben sich insgesamt 1 95 Personen, darunter 
1 9  Frauen, gemeldet. Es ist vorgesehen, im 
Laufe des kommenden Jahres zwei Bewerber 
respektive Bewerberinnen auszuwählen und 
den Sowjets als Kandidaten zur Ausbi ldung 
vorzusch lagen. Zusätzl ich müssen sie sich ei­
ner Einschulung in  Österreich unterziehen. 
die ihne n  die Durchführung der vorgesehe­
nen Experimente ermöglicht .  

An solchen Experimenten gibt es derzeit 
1 6. Sie gehören überwiegend dem Bere ich 
der Rau mfahrtmedizin,  und da vor allem der 
Neurophysiologie an.  Beisp ielsweise sollen 
die kognitiven Funktionen, also die höheren 
Gehirnle istungen, oder die Haltungs- und 
Stellreflexe unter Raumfahrtbedingungen in 
der Schwerelosigkeit geprüft werden .  

Im technischen Bereich befaßt s ich  ein Ex­
periment mit der Abfallwirtschaft in Raum­
fahrzeugen unter Mikrogravitationsbedingun­
gen und ein weiteres mit der Fernerkundung 

durch Multispektralaufnahmen. Letzteres 
kann durch wirtsc haftl iche Auswirk ungen un­
ter U mständen besondere Bedeutung erlan­
gen: Best immte Erscheinungen an der Erdo­
berfläche,  wie zum Beispiel geologische Be­
sonderheiten, die auf Rohstofflagerstätten 
verschiedenster Art h inweisen,  oder großräu­
mige r Schädl ingsbefall von Kulturen,  oder 
die Verschmutzung von Meerestei len. aber 
auch die Zu- und Abnahme von Grundwas­
servorkommen . lassen sich oft d urch feine 
Farbveränderungen in Spezialaufnahmen aus 
gro ßer Höhe feststellen u nd dadurch einer  
genaueren Untersuchung zuführen .  

Aufgru nd der schon erwähnten Ausschrei­
bung wurden 35 Experimentvorschläge einge­
reicht,  von denen vier zurückgezogen werden 
mußten,  wei l  sie die Möglichkeiten des vor­
gesehenen Programmes überschritten. Dazu 
gehört d ie Einbringung e ines eigenen kleinen 
österreich ischen Satel li ten,  der von der 
Raumfähre aus gestartet werden so llte. 

Die Beteiligung an d iesen eingebrachten 
Vorsch lägen stammte überwiege nd von Uni­
versitätsinstituten und von anderen wissen­
schaftl ichen Einrichtungen .  Die Wirtschaft, 
die auch dazu eingeladen war, hat sich eher 
nur sehr  wenig betei l igt. Anscheinend ist es 
so. daß nur wenige österreich ische Firmen 
die dazu notwendige unternehmerische Moti­
vation und den erforderlichen innovativen 
Schwung aufzubringen in der Lage sind. 

Vergleicht man die Gesamtkosten des Pro­
jektes von 1 60 Mi l l ionen Schi l l ing mit den 
nur etwa doppelt so hohen M itte ln ,  die dem 
Wissenschaftsfonds jährlich zur Verfügung 
stehen, und vergleicht man ferner die 16 aus­
gewäh lten Raumfahrtexperimente mit den 
Projekten,  die halbjährlich von Fonds geför­
dert werden, so wird man ein gewisses Miß­
verhä l tn is feststellen m üssen .  

Aber der Wert wissenschaft l icher Erkennt­
nisse lä ßt sich nur sehr schwer k lassifizieren 
und noch viel weniger quantifizieren. Es läßt 
sich nie wirklich vorhersagen, wan n  welche 
Erkenntnisse in der Wissenschaft zu er­
wünschten Konsequenzen führen u nd wann 
nicht. Aber e ines ist sicher: Auch in der 
Raumfahrt muß Österreichs Wissenschaft 
weiterentwickelt werden .  

Mag man  auch das hier zur Verhandlung 
stehende Vorhaben im Grenzbereich zum 
Prestigeprojekt angesiedelt sehen - und es 
gibt keinen Zweifel ,  daß es von vielen so 
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ei ngestuft wird - ,  so darf man doch nicht 
vergessen, daß auch die Wissenschaft gele­
gentlich d ieses Prestiges bedarf. um d ie nöti­
ge Unterstützung in der Gesell"chaft auf an­
deren Gebieten zu finden. 

D ie Kooperation im Bereich der bemann­
ten Raumfahrt kann jedenfalls im zwischen­
staatlichen Bereich, aber auch innerhalb 
Österreichs neue Mechanismen in  Gang set­
zen, die heute noch schwer zu beurtei len 
sind. E in  Abkoppeln von der internationalen 
Entwick lung auf diesem Sektor, e in  Ableh­
nen der uns zu erschwinglichen Pre isen gebo­
tenen Mögl ichkeite n  jedoch könnte s ich  unter 
U mständen schon sehr bald als Fehler her­
ausstellen. 

Der U mfang und der Inhalt der bei der zur 
Debatte stehenden Kooperation zur Untersu­
chung vorgesehenen Projekte sind n icht gera­
de überzeugend , aber die bemannte Raum­
fahrt an sich ist ein überzeugendes Hoff­
nungsgebiet, und deshalb - mehr von Hoff­
n ung als von Überzeugung getragen - wird 
die sozialist ische Fraktion des Bundesrates 
dem Antrag des Unterrichtsausschusses auf 
N ichtbeeinspruchung des Abkommens über 
die Durchführung eines gemeinsamen öster­
reichisch-sowjetischen Raumfluges ih re Zu­
stimmung erte ilen .  (Allgemeiner Beifall. ) /3.29 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich 
weiters Herr Bundesrat Dr.  Vincenz Liech­
tenstein .  Ich ertei le ihm d ieses . 

13.29 

Bundesrat Dr.  Vincenz Liechtenstein 
(ÖVP, Ste iermark) :  Sehr geehrter Herr Präsi­
dent! Sehr geehrter Herr Minister !  Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! L ieber Herr Kol­
lege Professor Ogris, ich kann Ihren Ausfüh­
rungen eigentlich nichts mehr h inzufügen, 
und zwar sch licht und einfach deswegen, wei l  
i ch  den Ausführungen voll übereinst immend 
gegenüberstehe. In  d iesem S inne möchte ich 
mir  die Rede sparen,  sie Ihnen auch ersparen 
und sagen,  daß unsere Partei d iesem Abkom­
men sicherlich auch d ie Zustimmung erteilen 
wird. (Allgemeiner Beifall. ) 13 .30 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich 
Herr B undesminister Dr. Tuppy. Ich erteile 
ihm d ieses. 

13.30 

Bundesmin ister für Wissenschaft u nd For­
schung Or. Hans Tuppy: Herr P räsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren 
Bundesräte ! Auch ich habe dem n icht viel 

h inzufügen und möchte nicht Furcht erwek­
ken, daß ich eine lange Rede halte. 

Lassen S ie mich aber doch sagen ,  daß es 
eine e inmalige Chance für Österreich ist, 
nunmehr  erstmals an einer bemannten 
Raumfahrt tei lzunehmen, nachdem wir schon 
langjährige Erfahrungen mit der n ichtbe­
mannten Raumfahrt sowoh l  auf wissenschaft­
l ichem wie auf wirtschaftl ichem Gebiete ha­
ben.  

Der Aufwand für das gemeinsame Unter­
nehmen der Sowjetunion und Österreich be­
trägt 1 60 Mi ll ionen. Davon wird die 
Wertschöpfung im eigenen Land ungefähr 
75 Mil l ionen, die in der Sowjetunion 
85 Mil l ionen betragen ,  wobei letzterer Betrag 
durch Gegengeschäfte - so hoffen wir 
weitgehend kompensiert werden kann .  

Es  werden oft Vergleiche angestellt zwi­
schen diesem Aufwand und anderen Aufwen­
dungen, wie zum Beispiel - so bei der 
Wortmeldung des Herrn Kollegen Ogris -
den Mitteln,  d ie dem Forschungsfonds zur 
Verfügung stehen. 

Bitte aber woh l  zu beachten: Wir  dürfen 
n icht e in  mehrjähriges Engagement in der 
Höhe von 1 60 Mi ll ionen Schil l ing, aufgeteilt 
auf vier b is fünf Jahre, mit den jährl ichen 
Summen vergleichen, die dem Forschungs­
förderungsfonds zur Verfügung stehen, viel 
höher sind auch die Aufwendungen für die 
Europäi sc he Weltraumagentur, die westliche 
g.emeinsame Unternehmung, an der sich 
Osterreich beteil igt, im Vergleich mit dem 
jetzigen österreich-sowjetischen -Gemein­
schaftsunternehmen. Wir wenden Jahr für 
Jahr für d ie ESA bedeutend mehr als 
200 Mi l l io nen Sch i l l ing auf, Jahr für Jahr !  
Hier h ingegen geht es  um einen Betrag von 
1 60 Mi l l ionen, auf vier b is fünf Jahre verteilt .  
Und der Ertrag, den wir daraus zu erzielen 
hoffen ,  ist in der Tat kein  ger inger. 

Es nehmen, wie schon richtig gesagt wor­
den ist, e ine  ganze Reihe von Institutionen 
der Grundlagenforschung - Österreichische 
Akademie der Wissenschaften ,  Universitätsin­
stitute - mit interessanten Projekten tei l ,  es 
n immt das Forschungszentrum Seibersdorf 
mit zwei Projekten tei l .  u nd es nimmt auch 
die Wirtschaft mit zwei interessanten Projek­
ten tei l .  D ies ist also. wenngleich i n  nicht 
befriedigendem Ausm:: : ' " so doch mit  inter­
essanten Projekten mit von der Partie. 
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Und ein letztes: Fre i l ich geht es nicht nur  
um Grundlagenforschung, nicht nur um wirt­
schaftlich orientierte Forschung, die uns auch 
Hinkunft wirtschaft l ichen Renditen ver­
spricht. Es geht auch um eine Demonstration 
des entschiedenen Wunsches unseres Landes, 
nicht nur mit der ESA, sondern auch mit der 
Sowjetunion we iter zu kooperieren. Es ist e in  
Bekenntnis zur einem grö ßeren Europa und 
e iner größeren internationalen Zusammenar­
beit, als sie nur im Rahmen der ESA möglich 
wäre . Bitte betrachten Sie d ie Abkommen 
auch unter diesem allgemein-polit ischen 
Aspekt. 

Ich glaube, der Bundesrat ist wohl beraten,  
wenn er dem Abkommen seine Zust immung 
n icht verweigert. (Allgemeiner Beifall. ) 13 .33 

Präsident: Weitere Wortmeldungen l iegen 
nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Bitte, 
Herr Professor Schambeck. 

13.34 

Bundesrat Dr. Herbert Schambeck (ÖVP, 
Niederösterreich) :  Herr Präsident! Herr Bun­
desminister! Meine sehr vereh rten Damen 
und Herren! Erlauben Sie mir, daß ich unse­
re heutige Bundesratssitzung nicht vorüber­
gehen lasse, ohne am Ende d ieser Tagesord­
nung, vor dem wir uns dann mit der Abstim­
mung zu dem Tagesordnungspu nkt befinden,  
e in persönl iches Bemerken h inzufügen, das 
n icht eine sachl iche Notwendigkeit und auc h  
nicht e i n  pol itisches Erh rdernis - weder der 
Konfrontation,  noch der Akklamation - ist, 
sondern vielmehr nac h der letzten Sitzung 
des Nationalrates und der in dieser abgegebe­
nen Erklärung des Herrn Präsidenten des 
Nationalrates Mag. Leopold Gratz einem per­
sönlichem Anliegen meinerseits Ausdruck 
gibt. 

Es steht mlr In  keiner Weise zu, d ie Um­
stände und Beweggründe des Herrn Präsiden­
ten Mag. Leopold Gratz, die zu d iesem Man­
datsverzicht geführt haben ,  zu beurte ilen. Es 
ist mir aber ein Bedürfnis, das Scheiden von 
Leopold Gratz aus diesem Hohen Haus an 
d ieser Stel le im Bundesrat, wo er als Parla­
mentarier 1 963 begonnen hat und dem er 
drei Jahre angehörte, zum Anlaß zu nehmen, 
ihm für all das zu danken,  was er als M it­
gl ied der Bundesregierung, als Unterrichts­
und Außenminister, später als Landeshaupt­
mann und Bü rgermeister von Wien sowie in 
den letzten zwei Jahren als P räsident des 

Nationalrates an Verständnis für die österrei­
ch ische Bundesstaatlichkeit und für den Bun­
desrat aufgebracht hat. 

Auch im ersten Halbjahr 1 988 habe ich als 
Vorsitzender des Bundesrates dieses se in  Ver­
ständnis erneut kennen- und sehr schätzen 
gelernt. Was wir im Juni  1988 und unter 
meinem Nachfolger, dem Herrn Präsidenten 
Köstler, im Dezember 1 988 als Bundes-Ver­
fassungsgesetz-Novel len mit Konsequenzen 
auch für die Geschäftsordnung des Bu ndesra­
tes besch lossen haben, wäre ohne se in Zutun 
so nicht zustande gekommen. (Bundesrälin 
Dr. 5 c h m i d t: Zu welchem Tagesordnllngs­
punkt ist das?) 

Dafür möchte ich Herrn Präsidenten Gratz 
Dank sagen u nd ihm, wie es auch der Herr 
Vize kanzler Dr. Mock und auch Kollegen 
anderer Fraktionen, Frau Generalsekretär 
Dr. Sch midt, im Nationalrat ausgedrückt ha­
ben, auch meinerseits den Respekt zollen. 
(Allgemeiner Beifall. ) 13.36 

Präsident: Wünscht  noch jemand das 
Wort? - Es ist dies n icht  der Fal l .  

D ie Debatte ist gesch lossen. 

Wird von der Beric hterstattung ein Schluß­
wort gewünscht? - D ies ist nicht der Fall . 

Wir  kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat mit Stimmeneinhelligkeit, gegen den 
Beschluß des Nationalrates k e i n  e n E i n  -
s p r U C h zu erheben. 

Präsident: D ie Tagesordnung ist erschöpft .  

Ich gebe noch bekannt ,  daß in  der heuti­
gen S itzung e ine Anfrage (629/J-BR/89) ein­
geb racht wurde. 

D ie Einberufung der n ä c h s t e n Sitzung 
des Bundesrates wird auf schriftlichem Wege 
erfolgen. Als Sitzungstermin ist Donnerstag, 
der 9. März 1 989, 9 Uhr .  in Aussicht genom­
men .  

Für die Tagesordnung dieser Sitzung kom­
men jene Vorlagen in Betrac ht, die der Na­
tionalrat bis dahin  verabschiedet haben wird, 
soweit sie dem Einspruchsrecht des Bundes­
rates unterliegen. 
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Präsident 

Die Ausschußvorberatungen sind für 
D ienstag, den 7.  März 1 989, ab 1 5.30 Uhr 
vorgesehen. 

Die Sitzung ist g e s c h l o s s e n . 

Schluß der Sitzung: 13 Uhr 37 Minuten 

Österreichische Staatsdruckerei. 02 10 9 
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